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(Nr. 10128.) Allerhöchſter Erlaß vom 27. September 1899, betreffend die Kirchengemeinde— 
und Synodal-Ordnung für die evangeliſchen Kirchengemeinſchaften des 
Konſiſtorialbezirkes Frankfurt a. M. 


Au den Bericht vom 18. d. M. habe Ich der als Anlage beifolgenden 
Kirchengemeinde- und Synodal-Ordnung für die evangeliſchen Kirchengemeinſchaften 
des Konſiſtorialbezirkes Frankfurt a. M. Meine Sanktion ertheilt und verkünde 
dieſelbe als kirchliche Ordnung. Mit der Ausführung der Kirchengemeinde- und 
Synodal⸗Ordnung ift vorzugehen. Ich beauftrage Sie, das Weitere zu ver- 
anlaſſen. 

Der gegenwärtige Erlaß ift durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 


Jagdhaus Rominten, den 27. September 1899. 


Wilhelm. 
Studt. 
An den Miniſter der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten. 
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Kirchengemeinde⸗ und Synodal⸗Ordnung 
für die 


evangeliſchen Kirchengemeinſchaften des Konſiſtorialbezirkes Frankfurt a. M. 


Erſter Theil. 
Kirchengemeinde⸗Ordnung. 


I. Allgemeine Beſtimmungen. 
ST, 
Der Konſiſtorialbezirk Frankfurt umfaßt: 
1. die evangeliſch-lutheriſche Kirchengemeinde der Stadt Frankfurt mit 
Sachſenhauſen, 

2. die deutſch⸗reformirte, ſowie die franzöſiſch⸗reformirte Kirchengemeinde 

der Stadt Frankfurt, 

3. die epangeliſch⸗lutheriſchen Kirchengemeinden in Bornheim, Oberrad, 

Niederrad, Bonames, Niederurſel und Hauſen. 
Der Bekenntnißſtand der genannten Kirchengemeinden bleibt unberührt. 
$. 2. 

Die evangeliſch-lutheriſche Kirchengemeinde Frankfurt mit Sachſenhauſen 
wird in die in der Anlage nach Namen und Grenzen bezeichneten ſechs ſelb— 
—ſtändigen evangeliſch⸗lutheriſchen Kirchengemeinden getheilt, welche zum Zwecke der 
Seelſorge und Armenpflege in Pfarrbezirke zerlegt werden follen. 

Veränderungen in den Grenzen der evangeliſch-lutheriſchen Kirchengemeinden 
erfolgen im Wege der Parochialveränderung nach Anhörung der Betheiligten. 

Die beiden evangeliſch-reformirten Kirchengemeinden bleiben als Perjonal- 
gemeinden beſtehen. 

$. 3. 

Die Kirchengemeinden verwalten ihre Angelegenheiten innerhalb der geſetz— 
lichen Grenzen ſelbſtändig. 

Organe dieſer Selbſtverwaltung find in den evangeliſch-lutheriſchen Kirchen- 
gemeinden die Kirchenvorſtände und Gemeindevertretungen, in den evangelisch 
reformirten Kirchengemeinden die Presbyterien, nach Maßgabe ihrer beſonderen 
Gemeindeverfaſſungen (vergl. $. 50). 


a 


II. Kirchenvorſtand. 
1. Mitglieder des Kirchenvorſtandes. 


$. 4. 

Der Kirchenvorſtand beſteht: ; 

1. aus dem Pfarrer der Gemeinde oder deffen Stellvertreter im Pfarramte ; 

2. aus einer Anzahl gewählter Kirchenälteſter. l 

Sind mehrere Pfarrer in der Gemeinde angeſtellt, fo gehören fie ſämmtlich 
dem Kirchenvorſtand an. Hülfsgeiſtliche auf nicht fundirten Stellen haben das 
Recht, an den Berathungen des Kirchenvorſtandes Theil zu nehmen, ſind aber 
nur dann ſtimmberechtigt, wenn ſie den Pfarrer vertreten. 


2 0 SAT: 

Die Zahl der Kirchenälteſten foll nicht mehr als zwölf und nicht weniger 
als vier betragen. 

Die Feſtſtellung der Zahl der Aelteſten in den einzelnen Gemeinden erfolgt 
unter Berückſichtigung der Seelenzahl ſowie der ſonſtigen örtlichen Verhältniſſe 
für die erſtmalige Wahl durch das Konſiſtorium, künftig nach Vernehmung der 
Gemeindevertretung durch die evangeliſch-lutheriſche Stadt-(Kreis-) Synode. 


$. 6. 
Die Kirchenälteſten ſind im Hauptgottesdienſte vor der Gemeinde einzuführen 
und durch Abnahme des nachſtehenden Gelübdes zu verpflichten: 
„Gelobt Ihr vor Gott und dieſer Gemeinde, des Euch befohlenen 
Dienſtes ſorgfältig und treu, dem Worte Gottes wie den Ordnungen 
der Kirche und dieſer Gemeinde gemäß zu warten und gewiſſenhaft 
darauf zu achten, daß alles ordentlich und ehrlich in der Gemeinde 
zugehe zu deren Beſſerung?“ 

Erſt mit Ablegung dieſes Gelübdes durch Handſchlag und Jawort iſt der 

Kirchenälteſte als in das Amt eingetreten zu erachten. 


2. Sitzungen und Beſchlüſſe des Kirchenvorſtandes. 
SE 


Den Vorſitz des Kirchenvorſtandes führt der Pfarrer. Unter mehreren 
mit gleichen Rechten angeſtellten Pfarrern wechſelt der Vorſitz jährlich. 

Bei Erledigung des Pfarramts und bei Verhinderung der Pfarrer geht 
der Vorſitz auf einen dazu vom Kirchenvorſtand aus ſeiner Mitte alle drei Jahre 
beim Eintritte der neuen Kirchenälteſten zu erwählenden Stellvertreter über. Doch 
kann der Vorſitz auf Antrag des Kirchenvorſtandes einem vom Konſiſtorium als 
ftellvertretenden Pfarrgeiſtlichen zu ernennenden Geiſtlichen übertragen werden. 
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§. 8. 


Der Kirchenvorſtand verſammelt ſich zu ordentlicher Sitzung in der Regel 
monatlich einmal an dem ein- für allemal von ihm feſtgeſetzten Tage, zu außer— 
ordentlicher Sitzung, ſo oft der Vorſitzende denſelben durch ſchriftliche oder orts— 
übliche Einladung beruft. Die außerordentliche Berufung muß erfolgen, wenn 
mindeſtens die Hälfte der Kirchenälteſten unter Angabe des Zweckes dieſelbe be- 
antragt. Zu den Sitzungen iſt in der Regel ein kirchliches Gebäude zu benutzen. 


8 

Die Sitzungen des Kirchenvorſtandes find nicht öffentlich. Sie werden mit 
Gebet eröffnet und geſchloſſen. 

Jedes Mitglied des Kirchenvorſtandes iſt verpflichtet, über alle die Seel— 
ſorge und die Kirchenzucht, die Amtsthätigkeit des Pfarrers und der Kirchendiener 
berührenden Angelegenheiten ſowie über die ſonſt als vertraulich bezeichneten 
Gegenſtände Verſchwiegenheit zu beobachten. ; : 

$. 10. 

Der Vorſitzende leitet die Verhandlungen. 

Zur Gültigkeit eines Beſchluſſes ift erforderlich, daß mehr als die Hälfte 
der Mitglieder an der Abſtimmung Theil genommen hat. Die Beſchlüſſe werden 
durch Stimmenmehrheit der Anweſenden gefaßt. Im Falle der Stimmengleichheit 
gelten Anträge als abgelehnt. Bei Wahlen entſcheidet das Loos. Mitglieder, 
welche an dem Gegenſtande der Beſchlußnahme perſönlich betheiligt ſind, haben 
ſich der Abſtimmung zu enthalten und dürfen nur auf ausdrücklichen Wunſch 
des Kirchenvorſtandes bei der Verhandlung anweſend ſein. Ueber die gefaßten 
Beſchlüſſe wird ein Protokoll geführt, welches in das Protokollbuch eingetragen, 
vorgeleſen und von dem Vorſitzenden ſowie mindeſtens einem Kirchenälteſten 
unterſchrieben wird. 

Dritten gegenüber werden Beſchlüſſe des Kirchenvorſtandes durch Auszüge 
aus dem Protokollbuche beurkundet, welche von dem Vorſitzenden beglaubigt 
werden. Ausfertigungen ergehen unter der Unterſchrift des Vorſitzenden. 


3. Wirkungskreis des Kirchenvorſtandes. 

gaik 

Der Kirchenvorſtand hat die Kirchengemeinde in ihren inneren und äußeren 
Angelegenheiten zu vertreten. 

Die Kirchenälteſten haben den Pfarrer in ſeiner pfarramtlichen Thätigkeit 
zu unterſtützen. 

| F. 12. 
Jusbeſondere beſtimmt ſich der Wirkungskreis des Kirchenvorſtandes wie folgt: 
1. Der Kirchenvorſtand ift berechtigt und verpflichtet zur Förderung chriſt⸗ 
licher Geſinnung und Sitte und zur Handhabung der Kirchenzucht 

innerhalb der geſetzlichen Grenzen. 


au 


6. 


„ YA 


Der Pfarrer bleibt in feinen geiftlichen Amisihätigkeiten, in Lehre, 
Seelſorge, Verwaltung der Sakramente und in ſeinen übrigen 
g 


Miniſterialhandlungen von dem Kirchenvorſtand unabhängig. Nur 


wenn der Pfarrer es für nöthig hält, ein Gemeindeglied von der Theil- 
nahme an einer von ihm zu vollziehenden Amtshandlung zurückzuweiſen, 
ſo iſt er verpflichtet, unter ſchonender einſtweiliger Zurückhaltung des 
Betreffenden, dem Kirchenvorſtande Vorlage zu machen. Stimmt 
dieſer zu, ſo iſt die Zurückweiſung auszuſprechen, gegen welche dem 
Betroffenen die Beſchwerde an den Stadt-⸗(Kreis-)Synodalvorſtand frei⸗ 
ſteht. Erklärt fich der Kirchenvorſtand gegen die Zurückweiſung, fo ift 
der Pfarrer befugt, die Angelegenheit zur Entſcheidung an den Vor- 
ſtand der evangeliſch⸗lutheriſchen Stadt⸗(Kreis⸗) Synode zu bringen, 
vorerſt aber die Vollziehung des Kirchenvorſtandsbeſchluſſes auszuſetzen. 
Der Kirchenvorſtand hat inſonderheit auch für Erhaltung der gottes⸗ 
dienſtlichen Ordnung zu ſorgen und auf Heilighaltung der Sonn- und 
Feiertage zu halten. Seine Zuſtimmung iſt erforderlich, wenn eine 
dauernde Abänderung der üblichen Zeit des öffentlichen Gottesdienſtes 
oder der in der Gemeinde beſtehenden liturgiſchen Einrichtungen an— 
geordnet werden ſoll. 

Derſelbe entſcheidet über Einräumung des Kirchengebäudes zu 
einzelnen, nicht zu den Gemeindegottesdienſten gehörigen Handlungen, 
welche der Beſtimmung des Kirchengebäudes nicht widerſprechen. 


Der Kirchenvorſtand ift berechtigt, Verſtöße des Pfarrers oder anderer 


ſeiner Mitglieder in ihrer Amtsführung oder ihrem Wandel in der 
Sitzung zur Sprache zu bringen. Jedoch ſteht ihm zum Zwecke 
weiterer Verfolgung nur zu, dem Konſiſtorium Anzeige zu machen. 


. Derfelbe hat die religiöſe Erziehung der Jugend zu überwachen und 


die Intereſſen der Kirchengemeinde in Bezug auf die Schule zu ver⸗ 
treten. In Beziehung auf die Katechiſation für die reifere Jugend 
hat der Kirchenvorſtand die Pflicht, den Pfarrer in Aufrechterhaltung 
der beſtehenden Ordnung zu unterſtützen. Eine unmittelbare Einwirkung 
auf die Schule ſteht ihm nicht zu. 

Mißſtände in der religiöſen Unterweiſung der Jugend oder in 
ſittlicher Beziehung find bei den Organen der Schulverwaltung zur 
Anzeige zu bringen. 


Dem Kirchenvorſtande liegt die Leitung der kirchlichen Armen- und 


Krankenpflege ob. Derſelbe kann hierbei Helfer aus der Gemeinde 
(Diakonen), inſonderheit aus der Zahl der Gemeindevertreter zuziehen 
und fich mit den bürgerlichen Armenbehörden ſowie mit etwa be- 
ſtehenden freien Vereinen und Stiftungen ins Einvernehmen ſetzen. 

Der Kirchenvorſtand ſtellt die Liſten der wahlberechtigten Gemeinde— 
glieder auf, bereitet die Wahl der Kirchenälteſten und Gemeindevertreter, 
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10. 


I. 


Der Kirchenvorſtand hat von eintretender Erledigung des Pfarramts 


Dem Kirchenvorſtande kommt, ſoweit Rechte oder Verpflichtungen 


„Der Kirchenvorſtand ſoll in der Gemeinde die Exweckung einer leben- 
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insbeſondere durch Vorſchläge für dieſelben vor, beruft die Gemeinde⸗ 
vertretung und führt die Beſchlüſſe derſelben aus. 


dem Konſiſtorium Anzeige zu machen und die desfalls ergehenden einſt⸗ 
weiligen Anordnungen zur Ausführung zu bringen, auch darüber zu 
wachen, daß während der Vakanz der Gottesdienſt und der katechetiſche 
Unterricht der Jugend gehörig wahrgenommen werde. 


Dritter nicht entgegenſtehen, die Anſtellung der Organiſten, Vorſänger 
ſowie der niederen Kirchendiener zu. Er übt die Dienſtaufſicht über 
dieſelben und das Recht der Entlaſſung bei kündbaren Anſtellungen aus. 

Wegen Entlaſſung im Disziplinarwege ſowie wegen Verleihung 
und Entziehung der mit Schulſtellen verbundenen Kirchendienerſtellen 
bewendet es bei den beſtehenden Vorſchriften. 


digen Theilnahme an ihren Aufgaben und Intereſſen ſich angelegen 
fein laſſen und zu dieſem Behufe namentlich die Wünſche und Un- 
liegen einzelner Gemeindeglieder willig entgegennehmen und fleißig er⸗ 
wägen. Auch hat derſelbe bei geeigneten Gelegenheiten, z. B. bei der 
Wahl der Kirchenälteſten und Gemeindevertreter, über die zur Ver⸗ 
öffentlichung fich eignenden wichtigeren Vorgänge ſeiner Verwaltung 
der Gemeinde Mittheilung zu machen. 

Der Kirchenvorſtand iſt das Organ der Gemeinde gegenüber den 
Kirchenbehörden. Er hat das Intereſſe der Gemeinde ſowohl durch 
Erledigung von Vorlagen der Kirchenregierung, insbeſondere auch bei 
Parochialänderungen, als auch geeignetenfalls durch Einbringung von 
Anträgen wahrzunehmen. 

Der Kirchenvorſtand vertritt die Gemeinde in vermögensrechtlicher Be 
ziehung in ſtreitigen wie in nichtſtreitigen Rechtsſachen und verwaltet 
das kirchliche Vermögen einſchließlich des Bauweſens. Dasſelbe gilt 
von dem kirchlichen Stiftungsvermögen, inſoweit nicht beſondere Be⸗ 
ſtimmungen entgegenſtehen, desgleichen von dem Pfarreivermögen, jedoch 
unbeſchadet der dem Pfarrer vermöge ſeines dienſtlichen Nutzungsrechts 
zuſtehenden Verwaltungsbefugniſſe. 

Seine Zuſtimmung iſt inſonderheit auch erforderlich bei der Ver⸗ 
pachtung oder Vermiethung der den kirchlichen Beamten zum Gebrauch 
oder zur Nutzung überwieſenen Grundſtücke über die Dienſtzeit des 
jeweiligen Inhabers hinaus. 


Endlich ſteht dem Kirchenvorſtande die Beſchlußfaſſung über die Ver- 


leihung von Kirchenſtühlen zu. 
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F. 3. 

Zu jeder die Gemeinde verpflichtenden ſchriftlichen Willenserklärung des 
Kirchenvorſtandes bedarf es der Unterſchrift des Vorſitzenden oder ſeines Stell⸗ 
vertreters und zweier Kirchenälteſten ſowie der Beidrückung des Kirchenſiegels. 
Hierdurch wird Dritten gegenüber die ordnungsmäßige Faſſung des Kirchen⸗ 
vorſtandsbeſchluſſes feſtgeſtellt, fo daß es eines Nachweiſes der einzelnen Erforder⸗ 
niffe desſelben, insbeſondere auch der erfolgten Zuſtimmung der Gemeindevertretung, 
wo eine ſolche nothwendig iſt, nicht bedarf. 


i $. 14. 

Für die Verwaltung des Kirchenvermögens hat der Vorſtand thunlichſt 
einen Kirchenälteſten oder einen Gemeindeverkreter zum Kirchenrechner zu er⸗ 
nennen. 

Demſelben kann eine dem Umfange der Geſchäfte entſprechende Vergütung, 
insbeſondere für ſächliche Ausgaben, bewilligt werden. 

i Der Betrag wird von der Gemeindevertretung feſtgeſetzt. Auslagen ſind 
dem Kirchenrechner zu erſetzen. 
NS 15. 

Der Kirchenrechner hat folgende Obliegenheiten: 

a. er erhebt die Einnahmen der Kirchenkaſſe und leiſtet die Ausgaben aus 
derſelben auf Grund des Etats oder beſonderer ſchriftlicher Anweiſung 
des Vorſitzenden des Kirchenvorſtandes 

b. er legt dem Kirchenvorſtande jährlich Rechnung und hat ſich den von 
dieſem angeordneten Kaſſenreviſionen zu unterwerfen; 

e er führt das Inventarienbuch ſowie die nächſte Aufficht über die kirch⸗ 
lichen Gebäude, Grundſtücke, Geräthe und ſonſtigen Inventarienſtücke. 

Wegen der zur Inſtandhaltung oder Erneuerung derſelben erforder⸗ 

lichen Lohnarbeiten, Anſchaffungen oder Bauunternehmungen hat er. 

bei dem Kirchenvorſtande rechtzeitig Anträge zu ſtellen. 
Die weitere Dienſtanweiſung des Kirchenrechners wird vom Kirchenvorſtande 
getroffen. b 
$. 16. 

An den geſetzlichen Verwaltungsnormen ſowie an den den vorgeſetzten 
Kirchenbehörden oder den Staatsbehörden zuſtehenden Rechten der Aufſicht und 
Einwilligung zu beſtimmten Handlungen der Verwaltung wird hierdurch nichts 
geändert. 


III. Gemeindevertretung. 
1. Umfang der Gemeindevertretung. 
Ser: 
In jeder Kirchengemeinde wird durch Wahl der Gemeinde (8$. 22ff.) eine 
Gemeindevertretung gebildet. 
Gr. 10128.) 
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Die Zahl der Gemeindevertreter in den einzelnen Gemeinden wird für die 
erſtmalige Wahl durch das Konſiſtorium, künftig nach Vernehmung der Gemeinde⸗ 
vertretung durch die evangeliſch-lutheriſche Stadt⸗(Kreis⸗) Synode feſtgeſtellt; Die- 
ſelbe ſoll mindeſtens zweimal fo groß fein, als die der Aelteſten; jedoch follen 
deren nicht über ſechsunddreißig ſein. 


2. Verſammlungen und Beſchlüſſe der Gemeindevertretung. 
$. 18. 

Die Gemeindevertretung verhandelt und beſchließt in Gemeinſchaft mit dem 
Kirchenvorſtand über die von dem letzteren zur Berathung vorgelegten Gegen— 
ſtände. Der Vorſitzende des Kirchenvorſtandes iſt zugleich Vorſitzender der 
Gemeindevertretung. Er beruft dieſe Verſammlung mit Angabe der Tages- 
ordnung. 

Die Einladung muß wenigſtens an dem Tage vorher in der von dem 
Kirchenvorſtande feſtgeſtellten Form, ſie kann aber daneben auch durch Ver⸗ 
kündigung bei dem öffentlichen Hauptgottesdienſt erfolgen. 


. 

Zur Beſchlußfähigkeit der Gemeindevertretung iſt die Anweſenheit der ab- 
ſoluten Mehrheit der Mitglieder einſchließlich des Kirchenvorſtandes erforderlich. 
Die Entſcheidung erfolgt nach Stimmenmehrheit der Anweſenden. Im Falle der 
Stimmengleichheit gelten Anträge als abgelehnt. Bei Wahlen entſcheidet das 
Loos. Sft auf die erſte, ordnungsmäßige Einladung die zur Beſchlußfähigkeit 
erforderliche Mehrheit nicht erſchienen, ſo iſt eine zweite Verſammlung zu ver⸗ 
anftalten, in welcher die Erſchienenen, ohne Rückſicht auf ihre Zahl, zu beſchließen 
befugt ſind. 

Mitglieder, welche an dem Gegenſtande der Beſchlußnahme perſönlich be— 
theiligt ſind, haben ſich der Abſtimmung zu enthalten und dürfen nur auf aus⸗ 
drückliche Geſtattung der Verſammlung bei der Verhandlung anweſend ſein. 

Ueber die Verhandlungen wird ein in das Protokollbuch des Kirchen⸗ 
vorſtandes einzutragendes Protokoll geführt, welches vorzuleſen und vom Vor⸗ 
ſitzenden, dem erwählten Protokollfuͤhrer ſowie zwei weiteren von der Ver⸗ 
ſammlung zu beſtimmenden Theilnehmern derſelben zu unterſchreiben iſt. 


3. Wirkungskreis der Gemeindevertretung. 
F. 20. 
Die beſchließende Mitwirkung der Gemeindevertretung muß eintreten: 
1. bei dem Erwerb, der Veräußerung und der dinglichen Belaſtung von 
Grundeigenthum; bei der Vermiethung oder Verpachtung desſelben auf 
länger als zehn Jahre, 
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bei außerordentlicher Benutzung des Vermögens, welche die Subſtanz 


ſelbſt angreift ſowie bei Kündigung und Einziehung von Kapitalien, 
ſofern fie nicht zur verzinslichen Wiederausleihung erfolgt; 


bei Anleihen, welche nicht blos zu vorübergehender Aushülfe dienen 


und aus den laufenden Einnahmen derſelben Voranſchlagsperiode 
erſtattet werden follen; 


bei Anſtellung von Prozeſſen, ſoweit dieſelben nicht die Eintreibung 


fortlaufender Zinſen, Gefälle und Pachtgelder oder die Einziehung 
ausſtehender Kapitalien, deren Zinſen rückſtändig geblieben ſind, be— 
treffen und bei Abſchließung von Vergleichen; 


bei Neubauten oder erheblichen Reparaturen an Baulichkeiten, ſofern 


deren Koſten von der Gemeinde oder der Kirchenkaſſe oder von beiden 
zuſammen zu tragen ſind und nicht über die Nothwendigkeit der Bau— 
ausführung bereits durch die zuſtändigen Behörden entſchieden iſt. 
Für erheblich gelten Reparaturen, deren Koſtenanſchlag dreihundert 
Mark überſteigt. Im Falle des Bedürfniſſes kann die Gemeinde— 
vertretung ein- für allemal die Vollmacht des Kirchenvorſtandes zur 
Vornahme höher veranſchlagter Reparaturen, jedoch nicht über die 
Summe von tauſend Mark hinaus, erweitern; 


bei der Beſchaffung der zu den kirchlichen Bedürfniſſen erforderlichen 


Geldmittel und Leiſtungen, insbeſondere bei Feſtſetzung des Betrags 
und des Vertheilungsmaßſtabs der zu erhebenden Kirchenumlagen. 
Der Beitragsfuß für die Kirchenumlagen muß nach dem Fuße direkter 
Staatsſteuern, ſoweit dieſelben perſönliche Steuern ſind, beſtimmt 
werden. Auch ſolche Gemeindeglieder, welche geſetzlich direkte Staats— 
ſteuern nicht zahlen, können zur Kirchenumlage herangezogen werden; 


bei Veränderung beſtehender und Einführung neuer Gebührentagen; 


bei Bewilligungen aus der Kirchenkaſſe zur Dotirung neuer Stellen 
für den Dienſt der Gemeinde ſowie zur dauernden Verbeſſerung des 
Einkommens beſtehender Stellen; bei dauernder Verminderung ſolcher 
auf der Kirchenkaſſe haftender Leiſtungen, bei Verwandlung veränder— 
licher Einnahmen der kirchlichen Beamten in feſte Hebungen oder bei 
Umwandlung von Naturaleinkünften in Geldrenten, letzteres, ſoweit 
nicht die Umwandlung in dem durch die Staatsgeſetze geordneten Ab— 
löſungsverfahren erfolgt; 


bei Feſtſtellung des Etats und der Voranſchlagsperiode der Kirchenkaſſe 


ſowie bei Abnahme der Rechnung und Ertheilung der Entlaſtung für 
den Kirchenrechner; der Etat iſt vor der Feſtſtellung, die Jahres— 
rechnung vor der Entlaſtung während einer Woche zur Einſicht der 
Gemeindeglieder öffentlich auszulegen und, daß, beziehungsweiſe wo 
dies geſchieht, in dem letzten, vor der Auslegung ſtattfindenden Haupt: 
gottesdienſte zu verkünden, 
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10. bei allen Bewilligungen aus der Kirchenkaſſe an andere Gemeinden oder 
zur Unterſtützung chriſtlicher Vereine und Anſtalten, ſofern der Betrag 
der Einzelbewilligung fünfzig Mark überſteigt , 
11. bei Errichtung von Gemeindeſtatuten; 
12. bei Ausübung des den Kirchengemeinden zuſtehenden Pfarrwahlrechts ; 
13. bei Beſtellung eines beſoldeten Kirchenrechners. 
F. 21. 
Der Kirchenvorſtand iſt befugt, zu Beſchlüſſen auch über andere Gemeinde⸗ 
angelegenheiten die Zuſtimmung der Gemeindevertretung einzuholen. 
In dieſem Falle dürfen die Beſchlüſſe des Kirchenvorſtandes nicht eher 
vollzogen werden, als bis die Zuſtimmung ertheilt iſt. 


IV. Bildung der Gemeindeorgane. 
§. 22. 

Die für die Gemeinde feſtgeſtellte Anzahl von Gemeindevertretern wird von 
den wahlberechtigten Gemeindegliedern nach einfacher (relativer) Stimmenmehrheit 
gewählt. Bei Stimmengleichheit entſcheidet das Loos. : 

Wahlberechtigt find alle konfirmirten, über fünfundzwanzig Jahre alten 
männlichen Mitglieder der Gemeinde, welche mindeſtens ein Jahr in der Gemeinde 
wohnen und entweder Kirchenſteuer entrichten oder einen freiwilligen jährlichen 
Beitrag von mindeſtens einer halben Mark an die Kirchenkaſſe zahlen. Das auf 
freiwillige Beitragszahlung gegründete Stimmrecht beginnt ein Jahr nach der 
erſten Zahlung. 

Nicht wahlberechtigt ſind diejenigen, welche unter Vormundſchaft oder 
Pflegſchaft ſtehen oder welche im letzten Jahre vor der Wahl Unterſtützung aus 
öffentlichen Mitteln genoſſen haben. 


Ausgeſchloſſen von Ausübung des Wahlrechts ſind diejenigen: 

1. welche durch Verachtung des Wortes Gottes, der Sakramente und 
der evangeliſch⸗kirchlichen Trauung oder durch unehrbaren Lebenswandel 
ein durch nachhaltige Beſſerung noch nicht geſühntes öffentliches 
Aergerniß gegeben haben; ' 

welche nicht im Beſitze der bürgerlichen Ehrenrechte ſich befinden; 

. welche wegen eines Verbrechens oder Vergehens, das die Aberkennung 
der bürgerlichen Ehrenrechte nach ſich ziehen kann, in Unterſuchung 
ſich befinden; 

4. welche wegen Verletzung beſonderer kirchlicher Pflichten nach Vorſchrift 

eines Kirchengeſetzes des Wahlrechts verluſtig erklärt worden find; 

5. über deren Vermögen ein noch unbeendeter Konkurs ſchwebt; 

6. welche mit der Bezahlung kirchlicher Umlagen über ein Jahr im 

ſückſtande find. 
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F. 24. 

Wählbar ſind die wahlberechtigten, von keinem der im vorigen Paragraphen 
bezeichneten Ausſchließungsgründe betroffenen Mitglieder der Gemeinde, welche 
über dreißig Jahre alt und ſittlich unbeſcholten ſind. Die Wähler haben ihr 
Augenmerk auf Männer von gutem Rufe, bewährtem chriſtlichen Sinne, kirchlicher 
Einſicht und Exfahrung zu richten. 

Vater und Sohn ſowie Brüder dürfen nicht zugleich Gemeindevertreter 
ſein. Ebenſo kann der Vater, Sohn oder Bruder eines Aelteſten nicht zum 
Gemeindevertreter gewählt werden. Sind Verwandte der bezeichneten Art gleich⸗ 
zeitig gewählt, ſo muß derjenige zurücktreten, der die wenigſten Stimmen erhalten 
hat; bei Stimmengleichheit entſcheidet das Loos. 

Schlägt ein Kirchenvorſtand wegen Mangels geeigneter Gemeindeglieder ein 
Mitglied einer anderen Kirchengemeinde zu einem Gemeindeamte vor, ſo kann 
dasſelbe bei Zuſtimmung des anderen Kirchenvorſtandes mit Genehmigung des 
Konſiſtoriums zu dieſem Amt erwählt werden und iſt alsdann berechtigt, der 
erwählenden Gemeinde als Mitglied mit aktivem und paſſivem Wahlrecht in der⸗ 
ſelben beizutreten. 

F. 25. 

Der Kirchenvorſtand ordnet die Wahl der Gemeindevertreter an und legt 
die von ihm aufgeſtellte Liſte der Wahlberechtigten an einem jedem Gemeindegliede 
zugänglichen Orte zwei Wochen lang öffentlich aus. 

Ort und Zeit der Auslegung ſind im Hauptgottesdienſte bekannt zu machen 
mit dem Bemerken, daß nach Verlauf der Auslegungsfriſt Einſprüche gegen die 
Liſte nicht mehr angebracht werden können. Nach dem Ermeſſen des Kirchen⸗ 
vorſtandes kann die Bekanntmachung auch noch auf anderem, den örtlichen Ber- 
hältniſſen entſprechendem Wege erfolgen. 

i Die eingehenden Einfprüche hat der Kirchenvorſtand zu prüfen und nach 
Befinden die Liſte zu berichtigen. Gegen einen ablehnenden Beſcheid ſteht dem 
dadurch von der Wahl Ausgeſchloſſenen binnen zwei Wochen die Berufung an 
den Stadt⸗(Kreis⸗) Synodalvorſtand zu. Durch Einlegung der Berufung 
wird die anſtehende Wahl nicht aufgehalten. Zwiſchen dem Ende der Einſpruchs⸗ 
friſt und dem Tage der Wahl müſſen mindeſtens zwei Wochen in der Mitte liegen. 


$. 26. 

Die Einladung der Gemeindeglieder zur Wahl hat unter Angabe der Zeit 
und des Ortes der letzteren ſowie der Zahl der zu wählenden Perſonen in zwei 
aufeinanderfolgenden Hauptgottesdienſten zu geſchehen. Anderweite, den örtlichen 
Verhältniſſen entſprechende Bekanntmachungen anzuordnen, bleibt dem Kirchen⸗ 
vorſtande überlaſſen. 

' §. 27. 

Die Wahl, welche, ſoweit thunlich, in einem kirchlichen Gebäude oder in 

einem Schullokale ſtattfindet, wird vom Vorſitzenden des Kirchenvorſtandes geleitet, 
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welchem die übrigen Mitglieder des letzteren und erforderlichen Falles einige von 
dieſem zu bezeichnende Gemeindeglieder als Beiſitzer des Wahlvorſtandes zur 
Seite ſtehen. 

Die Wahl wird durch eine Anſprache des Vorſitzenden des Wahlvorſtandes 
eingeleitet und erfolgt in einem Akte für die ganze Zahl der zu Wählenden mittelſt 
perſönlicher Stimmgebung, welche durch mündliche Erklärung zu Protokoll oder 
durch Ueberreichung eines Stimmzettels geſchehen kann. Nur die perſönlich er- 
ſchienenen Wähler find ſtimmberechtigt. Ueber die Zahl der für die Wahlhand⸗ 
lung zu beſtimmenden Stunden beſchließt der Kirchenvorſtand. Die Stimmzettel 
werden am Schluſſe der Wahlhandlung verleſen. Ueber die Wahlhandlung wird 
ein Protokoll aufgenommen. Dasſelbe wird nach erfolgter Vorleſung vom Vor⸗ 
ſitzenden und zwei Mitgliedern des Wahlvorſtandes unterzeichnet. 

Einfache Stimmenmehrheit entſcheidet. Bei Stimmengleichheit für zwei 
oder mehrere entſcheidet das Loos, deſſen Ziehung durch ein Mitglied des Wahl- 
vorſtandes nach der Beſtimmung des Vorſitzenden desſelben geſchieht. 

Die Namen der gewählten Gemeindevertreter ſind, ſoweit thunlich, im 
Wahltermine, jedenfalls aber an dem auf die Wahl folgenden Sonntage von der 
Kanzel zu verkünden. 


$. 28. 

Der Kirchenvorſtand hat die Wahl zu prüfen. Jedes wahlberechtigte Ge— 
meindeglied iſt befugt, Einwendungen gegen dieſelbe vor Ablauf der Woche, in 
welcher die Verkündung des Wahlreſultats von der Kanzel ſtattgefunden hat, 
vorzubringen. 

Werden Einwendungen vorgebracht oder hat der Kirchenvorſtand ſelbſt 
Bedenken gegen eine Wahl, ſo darf der Gewählte bis zur Erledigung der An— 
ſtände an den Verſammlungen der Gemeindevertretung nicht Theil nehmen. 

Ueber die Gültigkeit der Wahl entſcheidet in erſter Inſtanz der Kirchenvor⸗ 
ſtand und auf eingelegte Berufung, welche von Zuſtellung der Entſcheidung an 
innerhalb einer Friſt von vierzehn Tagen bei dem Kirchenvorſtand einzulegen iſt, 
der Stadt⸗(Kreis-) Synodalvorſtand endgültig. Verſäumung der Friſt bewirkt, 
daß eine abändernde Entſcheidung der Berufungsinſtanz für die ſtattgehabte Wahl 
ohne Bedeutung bleibt. 


$. 29. 
Das Amt eines Gemeindevertreters kann nur abgelehnt oder niedergelegt 
werden: . 

1. von denjenigen, welche dieſes Amt ſchon ſechs Jahre bekleidet haben, 
wenn ſeit dem Austritte ſechs Jahre noch nicht verfloſſen find; 

2. bei einem Lebensalter von mehr als ſechszig Jahren; 

3. wegen anderer erheblicher Entſchuldigungsgründe, z. B. Kränklichkeit, 
häufige Abweſenheit, Dienſtverhältniſſe, welche mit dem Amte unver⸗ 
einbar ſind. 
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Ueber die Erheblichkeit und thatſächliche Richtigkeit der vorgebrachten Gründe 
entſcheidet der Kirchenvorſtand und auf eingelegte Berufung, für welche von Zus 
ſtellung der Entſcheidung an eine Ausſchlußfriſt von vierzehn Tagen läuft, der 
Stadt⸗(Kreis-⸗) Synodalvorſtand endgültig. 

Wer ſich nach Verwerfung ſeines Entſchuldigungsgrundes weigert, das Amt 
eines Gemeindevertreters zu übernehmen oder fortzuführen, verliert das kirchliche 
Wahlrecht, dasſelbe kann ihm auf ſein Geſuch vom Kirchenvorſtande wieder bei— 
gelegt werden, jedoch nicht vor Ablauf der Zeit, für welche er gewählt war. 


$. 30. 


Iſt für die Gemeindevertreterwahl zweimal vergeblich Termin abgehalten, 
weil Wahlberechtigte nicht erſchienen ſind oder die Erſchienenen die Vornahme der 
Wahl geweigert haben oder weil die Wahl auf geſetzlich nicht wählbare Perſonen 
gefallen iſt, ſo hat der Kirchenvorſtand die Gemeindevertreter zu ernennen. Iſt 
die Wahl nur zum Theil auf geſetzlich nicht wählbare Perſonen gefallen, ſo be— 
ſchränkt ſich das Ernennungsrecht des Kirchenvorſtandes auf deren Erſetzung durch 
wählbare Perſonen. 

Auf ernannte Gemeindevertreter finden die Beſtimmungen des F. 29 ſinn⸗ 
gemäße Anwendung. 


. 31. 


Das Amt der Gemeindevertreter dauert ſechs Jahre. Von drei zu drei 
Jahren ſcheidet die Hälfte aus. Die Ausſcheidenden ſind wieder wählbar und 
bleiben jedenfalls bis zum Eintritt ihrer Nachfolger im Amte. Die Ausſcheidenden 
werden das erſte Mal durch das Loos beſtimmt, ſpäter entſcheidet die Amtszeit. 


8. 32 

Iſt das Amt eines Gemeindevertreters außer der Zeit erledigt, ſo wählt 
die Gemeindevertretung für die Reſtzeit der Amtsdauer des Ausgeſchiedenen einen 
Erſatzmann. 

Die Entlaſſung eines Gemeindevertreters erfolgt: 

1. wegen Verluſtes einer zur Wählbarkeit erforderlichen Eigenſchaft ; 

2. wegen grober Pflichtwidrigkeit. 

Die Entlaſſung erfolgt nach Anhörung des Angeſchuldigten und des Kirchen⸗ 
vorſtandes durch den Vorſtand der evangeliſch-lutheriſchen Stadt⸗(Kreis⸗) Synode. 
Gegen die Entſcheidung ſteht binnen einer Ausſchlußfriſt von zwei Wochen nach 
erfolgter Zuſtellung der Entſcheidung die Berufung an das Konſiſtorium zu, 
welches unter Zuziehung des Ausſchuſſes der Bezirksſynode entſcheidet. 

Durch Einlegung der Berufung wird die Vollſtreckung der angefochtenen 
Entſcheidung aufgehalten. Das Konſiſtorium iſt jedoch befugt, vorläufig die 
Suspenſion des Gemeindevertreters auszuſprechen. 
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Die Geſammtheit der Gemeindevertreter kann wegen beharrlicher Vernach⸗ 
läſſigung ihrer Pflichten oder ſonſtiger grober Pflichtwidrigkeit vom Konſiſtorium 
des Amtes enthoben werden. Bis zur Neuwahl der Gemeindevertreter, welche 
innerhalb zweier Monate vom Kirchenvorſtand auszuſchreiben ift, gehen die Rechte 
der Gemeindevertreter auf den Kirchenvorſtand über. 

Das Konſiſtorium kann in ſolchem Falle den bisherigen Gemeindeverordneten 
die Wählbarkeit für die anſtehende Wahl entziehen. 


$. 34. 

Für die Wahl der Kirchenälteſten können von dem Kirchenvorſtande der 
Gemeindevertretung ſchriftlich oder mündlich Vorſchläge gemacht werden. Unter 
Leitung des Vorſitzenden des Kirchenvorſtandes werden dann von der Gemeinde⸗ 
vertretung nach abſoluter Stimmenmehrheit der bei dem Wahlakt erſchienenen 
Mitglieder durch geheime Stimmenabgabe die Kirchenälteſten mittelſt Wahlzettel 
gewählt, auf welche die Namen aller derer zu ſchreiben ſind, die zu Kirchenälteſten 
vorgeſchlagen werden. 

Inſoweit bei der erſten Abſtimmung eine abſolute Stimmenmehrheit nicht 
erzielt war, wird zu einer zweiten Wahl geſchritten, bei welcher einfache (relative) 
Stimmenmehrheit, bei Stimmengleichheit aber das Loos entſcheidet. Sofern 
Stimmeneinigkeit herrſcht, ift jedoch eine Wahl durch Zuruf zuläſſig. 


$. 35. ir 

Wählbar find alle zu Gemeindevertretern wählbaren Mitglieder der Ge 
meinde ($. 24). 

Großvater und Enkel, Vater und Sohn oder Schwiegerſohn ſowie Brüder 
können nicht zugleich Mitglieder des Kirchenporſtandes fein, auch kann der Vater, 
Schwiegervater, Sohn oder Bruder eines Gemeindevertreters nicht zum Kirchen- 
älteſten gewählt werden. In beſonderen Fällen kann jedoch das Konſiſtorium 
von letzterer Beſtimmung dispenſiren. 

Sind Verwandte der bezeichneten Art gleichzeitig zu Aelteſten gewählt, fo 
muß derjenige zurücktreten, der die wenigſten Stimmen erhalten hat; bei Stimmen- 
gleichheit entſcheidet das Loos. 
| $. 36. 

Die Namen der gewählten Kirchenälteſten find an dem auf die Wahl 
folgenden Sonntage der Gemeinde von der Kanzel zu verkünden. Der Kirchen⸗ 
vorſtand hat von Amtswegen die Wahl zu prüfen. Jedes wahlberechtigte Ge⸗ 
meindeglied iſt befugt, Einwendungen gegen die Wahl vor Ablauf der Woche, 
in welcher die Verkündigung der Wahl ſtattgefunden hat, bei dem Kirchenvorſtand 
anzubringen. Ueber die Einwendungen entſcheidet der Stadt⸗(Kreis⸗) Synodal⸗ 
vorſtand und auf eingelegte Berufung, für welche, von Zuſtellung der Entſcheidung 
an, eine Friſt von vierzehn Tagen läuft, das Konſiſtorium unter Mitwirkung des 
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Vorſtandes der Bezirksſynode endgültig. Verſäumniß der Friſt bewirkt, daß eine 
abändernde Entſcheidung für die ſtattgehabte Wahl ohne Bedeutung bleibt. 


F. 37. 


Das Amt der Aelteſten dauert ſechs Jahre; die Beſtimmungen des $. 31 
finden ſinngemäße Anwendung. Die Wahl der neuen Mitglieder des Kirchen⸗ 
vorſtandes erfolgt in der erſten Sitzung, welche die Gemeindevertretung nach der 
mit dem Ablaufe der Amtszeit der Kirchenälteſten zuſammenfallenden regelmäßigen 
Erneuerungswahl abhält. 

Die Beſtimmungen der § . 29 und 32 über Ablehnung und Niederlegung 
ſowie über Erſatzwahl und Entlaſſung finden auch auf das Kirchenälteſtenamt 
ſinngemäße Anwendung. 

§. 38. 

Verweigert die Gemeindevertretung die Wahl der Kirchenälteſten oder iſt 
dieſelbe auf geſetzlich nicht wählbare Perſonen gefallen, ſo hat für das Mal der 
Stadt⸗(Kreis) Synodalvorſtand die Aelteſten zu ernennen. Sind nur zum Theil 
geſetzlich nicht wählbare Perſonen gewählt, ſo ſind nur an deren Stelle andere 
zu ernennen. 

Va 

Ein Kirchenvorſtand, welcher beharrlich feine Pflichten vernachläſſigt oder 
verweigert, kann vom Konſiſtorium aufgelöſt werden. In dieſem Falle hat das 
Konſiſtorium ſogleich eine Neuwahl der Aelteſten durch die Gemeindevertretung 
auszuſchreiben. f 

Das Konſiſtorium kann dabei unter Mitwirkung des Vorſtandes der 
Bezirksſynode den bisherigen Aelteſten die Wählbarkeit für die anſtehende Wahl 
entziehen. 


V. Beſetzung der Pfarrämter. 


$. 40. | 

Die Wahlen der Pfarrer erfolgen durch die vereinigten Gemeindeorgane 
($. 18). 

§. 41. 

Die Pfarrwahlen finden unter Leitung eines von dem Konſiſtorium be⸗ 
ſonders ernannten Kommiſſars ſtatt. Die Einladung der Mitglieder des Kirchen⸗ 
vorſtandes und der Gemeindevertretung muß mindeſtens zwei Wochen vor dem 
Wahlakte ſchriftlich gefchehen. 

Die Wahl erfolgt mittelſt ſchriftlicher Stimmzettel durch abfolute Stimmen- 
mehrheit. Wird bei der erſten Wahl abſolute Mehrheit nicht erreicht, ſo iſt das 
Verfahren durch engere Wahl fortzusetzen. Bei Stimmengleichheit entſcheidet 
das Loos. Kommt keine Wahl zu Stande, ſo beſetzt die Kirchenbehörde die 
Pfarre auf ein Jahr mit einem Vikar. Tritt derſelbe Fall nach Ablauf dieſes 
Jahres wieder ein, ſo wird die Stelle von der Kirchenbehörde definitiv beſetzt. 
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$. 42. 

Wählbar find alle für die Verwaltung des geiſtlichen Amtes in der 
evangeliſchen Kirche befähigten, dem Bekenntniſſe der wählenden Gemeinde 
angehörigen oder ihm zuſtimmenden Perſonen, welche bereit ſind, das Pfarramt 
nach den in der Gemeinde geltenden Geſetzen und kirchlichen Ordnungen zu führen. 


$. 43. 

Das Ergebniß der Wahl iſt der Gemeinde in den beiden nächſtfolgenden 
ſonntäglichen Hauptgottesdienſten bekannt zu machen. 

Innerhalb zweier Wochen nach der erſten Bekanntmachung kann jedes 
großjährige konfirmirte Gemeindeglied gegen Lehre, Gaben und Wandel des 
Gewählten und gegen die Geſetzlichkeit der Wahl bei dem Vorſtande der 
evangeliſch-lutheriſchen Stadt-(Kreis-) Synode Einſpruch erheben. 


F. 44. 

Nach Ablauf der Einſpruchsfriſt ſind die geſammten Wahlverhandlungen 
mit dem Gutachten des Vorſtandes der evangeliſch-lutheriſchen Stadt- (Kreis-) 
Synode über etwa erfolgte Einſprüche dem Konſiſtorium zur Beſtätigung der 
Wahl einzuſenden. 

Die Beſtätigung der Wahl darf nur verſagt werden: 

. wegen Geſetzwidrigkeit des Wahlverfahrens, 

wegen Mangels der geſetzlichen Wählbarkeit des Gewählten; 

. wegen geiftiger oder körperlicher Unfähigkeit des Gewählten, das Amt 
zu verwalten. i 
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$. 45. 

Die Pfarrer der Einzelgemeinden beziehungsweiſe Pfarrbezirke find die 
geordneten Geiſtlichen ihrer Gemeindeangehörigen. Im Falle beſonderen Wunſches 
ſteht jedoch einem jeden Mitglied einer ſtädtiſchen Einzelgemeinde das Recht zu, einen 
Geiſtlichen einer anderen Einzelgemeinde um Vornahme einer Amtshandlung zu 
erſuchen, ohne dazu einer Erlaubniß des zuſtändigen Geiſtlichen ſeiner Einzel— 
gemeinde zu bedürfen. 

Der erſuchte Geiftliche ift befugt, das Erſuchen abzulehnen, er hat jedoch, 
falls er dem Erſuchen um Vornahme einer Taufe, Konfirmation, Trauung, 
Privatkommunion oder Beerdigung Folge leiſtet, alsbald dem zuständigen Geiſt⸗ 
lichen fehriftlich davon Anzeige zu machen und ihm die zur Eintragung in die 
Kirchenbücher erforderlichen Notizen zukommen zu laſſen. 


VI. Schlußbeſtimmungen. 
F. 46. 
Beſtehen in einer Gemeinde beſondere, die Kirchengemeinde-Ordnung 
ergänzende, näher beſtimmende oder modiftzirende Einrichtungen, deren Anerkennung 
fie wünſcht, oder ergiebt fih das Bedürfniß, neue derartige Einrichtungen zu 
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treffen, ſo können ſolche zu einer ſtatutariſchen Beſtimmung, geeignetenfalls zu 
einem förmlichen Gemeindeſtatute zuſammengefaßt werden. Zur Feſtſetzung ſolcher 
ſtatutariſchen Ordnungen bedarf es außer der Zuſtimmung der Gemeindevertretung 
einer Anerkennung der Bezirksſynode dahin, daß die ſtatutariſche Beſtimmung 
weſentlichen Vorſchriften der Gemeindeordnung nicht zuwider ſei ſowie der ſchrift— 
lichen Beſtätigung des Konſiſtoriums. 
| $. 47. 

Das in den beſtehenden Geſetzen begründete Recht ſowohl der Staats- 
behörden als der vorgeſetzten Kirchenbehörde, die Gemeinden und ihre Organe 
zu einer pflichtmäßigen Thätigkeit anzuhalten, zu dieſem Behufe ihnen Weiſungen 
zu ertheilen und erforderlichenfalls die geſetzlich ſtatthaften Zwangsmittel 
anzuwenden, erfährt durch dieſe Ordnung keine Veränderung. 

$. 48. 

An den Rechten der Patrone hinſichtlich der Präſentation oder Wahl der 
Geiſtlichen oder der ſonſtigen Beamten und Diener der Kirche wird durch dieſe 
Ordnung nichts geändert. 

4% 

Die Geſammtheit der Pfarrer der aus der evangeliſch-lutheriſchen Kirchen: 
gemeinde der Stadt Frankfurt mit Sachſenhauſen gebildeten Parochien bildet 
das Predigerminiſterium. Dasſelbe tritt zuſammen zur gemeinſchaftlichen Be— 
rathung der pfarramtlichen Geſchäfte, hat die ihm unterſtellten Stiftungen zu 
verwalten und Gutachten im Auftrage des Konſiſtoriums abzugeben. 

Das Predigerminiſterium wählt ſeinen Vorſitzenden, welcher es nach Außen 
vertritt und den Titel „Senior“ führt. 

N 

Die Vorſchriften der $$. 4 bis 49 finden auf die beiden evangeliſch-reformirten 
Kirchengemeinden keine Anwendung. Hinſichtlich dieſer Gemeinden bewendet es 
bei den beſtehenden Verfaſſungen. Aenderungen der letzteren können nur mit 
Zuſtimmung der zuſtändigen Gemeindeorgane erfolgen. Abänderungen der 
beſtehenden Verwaltungseinrichtungen erfolgen durch Beſchlüſſe der zuſtändigen 
Gemeindeorgane. 

Zweiter Theil. 
Synodal⸗Ordnung. 
I. Die evangeliſch-lutheriſche Stadt- (Kreis) Synode. 
$. 51, 

Sämmtliche evangeliſch-lutheriſche Kirchengemeinden, welche innerhalb des 
Bezirkes der vormaligen evangeliſch-lutheriſchen Kirchengemeinde Frankfurt mit 
Sachſenhauſen errichtet werden, bilden einen Geſammtverband, deſſen Vertretung 
durch die evangeliſch-lutheriſche Stadtſynode erfolgt. 
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Für den Bezirk der evangeliſch⸗lutheriſchen Kirchengemeinden in Bornheim, 
Oberrad, Niederrad, Bonames, Niederurſel und Hauſen wird eine Kreisſynode 
ebildet. f 
; Dem Stadtſynodalverbande können durch Anordnung des Konſiſtoriums 
auch ſolche Kirchengemeinden ganz oder theilweiſe angeſchloſſen werden, welche 
bisher dem Landgebiete des Konſiſtorialbezirkes angehörten. Es bedarf hierzu der 
Einwilligung der Stadtſynode ſowie der Zuſtimmung der Organe der betreffenden. 
Landgemeinde, welche letztere im Falle des Widerſpruchs durch die Bezirksſynode 
ergänzt werden kann. 

$. 52. 
Die evangeliſch⸗lutheriſche Stadt- (Kreis“ Synode beſteht: 
1. aus ſämmtlichen, ein Pfarramt innerhalb des Stadt⸗(Kreis⸗) Synodal⸗ 
bezirkes definitiv oder vikariſch verwaltenden Geiftlichen; 
2. aus der doppelten Anzahl weltlicher Mitglieder. 
Die Synodalperiode dauert drei Jahre. 


§. 53. 

Die weltlichen Mitglieder werden zur einen Hälfte aus den derzeitigen oder 
früheren Kirchenälteſten, ſoweit dieſe nicht in Gemäßheit der $$. 37 und 39 dieſer 
Ordnung aus ihrem Amte geſchieden ſind, zur anderen Hälfte aus den Gemeinde⸗ 
vertretern der Gemeinde oder angeſehenen, kirchlich erfahrenen und verdienten 
Männern des Konſiſtorialbezirkes dergeſtalt gewählt, daß jede Gemeinde die 
doppelte Anzahl von Mitgliedern entſendet, als ſie ſtimmberechtigte Geiſtliche in 
der Synode hat. 

Die zu Wählenden müſſen die Eigenſchaft der Wählbarkeit als Kirchen⸗ 
älteſte beſitzen. - 

Die Wahlen der weltlichen Mitglieder erfolgen auf drei Jahre und werden 
von den vereinigten Gemeindeorganen ($. 18) jeder Gemeinde vollzogen. Für 
jedes weltliche Mitglied iſt ein Stellvertreter zu wählen, welcher im Falle der 
Behinderung eintritt. 

Ordinirte Pfarrgehülfen wohnen der Synode mit berathender Stimme bei 
und können den Pfarrer, dem fie zugeordnet find, auf der Synode vertreten, 
wenn derſelbe am Erſcheinen verhindert iſt. 


$. 54. 
Die hierzu beauftragten Mitglieder des Konſiſtoriums find berechtigt, den 
Verhandlungen der Synode und des Synodalvorſtandes beizuwohnen, jeder Zeit 
dabei das Wort zu ergreifen und Anträge zu ſtellen. 


$. 55. 
Der Stadt⸗(Kreis⸗) Synode ift der Stadt⸗(Kreis⸗) Synodalvorſtand vor 
geſetzt. Derſelbe beſteht aus dem Vorſttzenden, welcher zugleich den Vorſitz in der 


ns 


Synode führt, und vier Beiſitzern. Einer der Beiſitzer wird zum ſtellvertretenden 
Vorſitzenden gewählt und es werden für die Beiſitzer Stellvertreter beſtellt. Dieſe 
werden nach der bei der Wahl von der Synode zu beſtimmenden Reihenfolge 
zur Vertretung behinderter Beiſitzer vom Vorſitzenden oder deſſen Stellvertreter 
einberufen. Der Vorſitzende, ſein Stellvertreter und die Beiſitzer ſowie deren 
Stellvertreter werden von der Synode aus ihrer Mitte auf die Dauer der 
Synodalperiode gewählt. Der Vorſtand bleibt bis zur vollzogenen Neuwahl 
eines neuen Vorſtandes in Thätigkeit. 


$. 56. 

Die Berufung der Stadt-(Kreis-) Synode erfolgt durch den Vorſitzenden 
unter Angabe der Tagesordnung. Der Vorſitzende eröffnet und ſchließt die Ver⸗ 
ſammlungen und ſorgt für die vorbereitenden Arbeiten. Er leitet die Verhand⸗ 
lungen, beſtimmt die Reihenfolge der zu verhandelnden Gegenſtände und iſt für 
die Aufrechterhaltung der Ordnung verantwortlich. 


$. 57. 

Die ordentliche Verſammlung der Stadt-(Kreis⸗) Synode findet jährlich einmal 
an dem von ihr beſtimmten Orte ſtatt. Außerordentliche Verſammlungen werden 
im Falle des Bedürfniſſes vom Konſiſtorium oder vom Synodalvorſtande mit 
Genehmigung des Konſiſtoriums angeordnet. Die Verhandlungen ſind öffentlich, 
ſofern nicht Ausſchluß der Oeffentlichkeit von der Synode beſchloſſen wird. Jede 
Sitzung wird mit Gebet eröffnet und geſchloſſen. Auf Beſchluß des Synodal⸗ 
vorſtandes kann mit Genehmigung des Konſiſtoriums die ordentliche Verſamm⸗ 
lung der Synode für ein Jahr ausgeſetzt werden. 


§. 58. 

Zur Beſchlußfähigkeit der Synode iſt die Anweſenheit von zwei Drittheilen 
ihrer Mitglieder erforderlich. Die Beſchlüſſe werden nach Mehrheit der Stimmen 
der anweſenden Mitglieder gefaßt. Bei Stimmengleichheit gelten Anträge als 
abgelehnt. 

Iſt die Synode nach Abſ. 1 nicht beſchlußfähig, fo kann fie zu einer 
zweiten Sitzung einberufen werden, in welcher die Erſchienenen ohne Rückſicht auf 
ihre Zahl zu beſchließen befugt ſind. 

Wahlhandlungen ſind, wenn zunächſt relative Mehrheit ſich herausſtellt, durch 
engere Wahl bis zur Erreichung abſoluter Mehrheit fortzuſetzen. Ergiebt ſich bei 
Wahlen Stimmengleichheit, ſo entſcheidet das Loos. 

Für die Wahl zu Kommiſſionen genügt relative Mehrheit. 

$. 59. 

Der Wirkungskreis der Stadt-(Kreis-)Synode umfaßt nachſtehende Befugniſſe 
und Obliegenheiten: 

1. die Entgegennahme eines Berichts über die kirchlichen und ſittlichen Zu- 
ſtände der Gemeinden, welchen der Vorſitzende oder ein von ihm er⸗ 
nannter Berichterſtatter vorzutragen hat; 
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die Erledigung der an die Stadt-(Kreis⸗) Synode gelangenden Vorlagen 
des Konſiſtoriums oder der Bezivksfynode; 

die Berathung von Anträgen an das Konſiſtorium und die Bezirks— 
ſynode, welche von Mitgliedern der Synode, den Kirchenvorſtänden 
oder auch einzelnen Mitgliedern des Synodalkreiſes über kirchliche Gegen— 
ſtände an die Synode gelangen; 


die Mitaufſicht über die in den Kirchengemeinden beſtehenden Ein— 


richtungen für chriſtliche Liebesthätigkeit ſowie die Verwaltung und 
Leitung der den Kirchengemeinden gemeinſamen derartigen Inſtitute, 
jedoch unbeſchadet abweichender ſtatutariſcher Ordnung; 


die Mitaufſicht über die Verwaltung des Pfarr- und Kirchenvermögens 


der Gemeinden nach näherer Beſtimmung der zu erlaſſenden Ber- 
waltungsordnung; 


die Beſtimmung der Zahl der Kirchenvorſteher und Gemeindevertreter; 
die Verwaltung der Synodalkaſſe, die Beſtellung eines Synodalrechners, 


die Feſtſetzung des Etats der Kaſſe vorbehaltlich der Genehmigung des 
Konſiſtoriums ſowie die Erhebung und Verwendung der für die Synodal- 
kaſſe erforderlichen Beiträge (vergl. $$. 82 bis 86 dieſer Ordnung) / 


die Prüfung ſtatutariſcher Ordnungen der Gemeinden ſowie die Er- 


richtung ſolcher Ordnungen in dem der Stadt-(Kreis-) Synode ange— 
wieſenen Geſchäftsgebiete, unter Vorbehalt der Prüfung der Bezirks— 
ſynode und der ſchließlichen Beſtätigung des Konſiſtoriums; 


die Prüfung der Legitimation ihrer Mitglieder; 
die Wahl der Mitglieder des Stadt- (Kreis) Synodalvorſtandes und 


der Abgeordneten zur Bezirksſynode. 


$. 60. 


Der Synodalvorſtand hat: 


ik; 
2. 


3. 


t 


den Vorſitzenden in feiner Geſchäftsführung zu unterſtützen; 

für die Aufnahme und Beglaubigung der Protokolle, nöthigenfalls 
unter Zuziehung anderer Synodalmitglieder, zu forgen; 

die Synodalbeſchlüſſe an die Bezirksſynode oder das Konſiſtorium zu 
befördern und die beſtätigten Beſchlüſſe, ſoweit ihm die Ausführung 
übertragen wird, in Vollzug zu ſetzen; 


zur Verſammlung der Synode die erforderlichen Einleitungen zu treffen, 


insbeſondere die Vorlagen für dieſelbe vorzubereiten; 

dem Konſiſtorium auf Erfordern Gutachten abzuftatten; 

in eiligen Fällen der nach §. 59 Nr. 4 und 5 der Synode über- 
tragenen Mitaufſicht vorläufige Entſcheidung zu treffen; 


„Streitigkeiten zwiſchen der Gemeinde und ihren Geiſtlichen und Kirchen— 


dienern zu vermitteln, 


„ 1 


auf Berufung über die formelle Gültigkeit der Kirchenälteſten⸗ und 
Gemeindevertreterwahlen ſowie über Einſprüche gegen die verſagte Auf- 
nahme in die Wählerliſte, gegen die Wahl von Kirchenälteſten und 
Gemeindevertretern und auch über die Zuläſſigkeit einer Amtsablehnung 
oder Niederlegung von Kirchenälteſten und Gemeindevertretern zu ent⸗ 
ſcheiden 
9. bei zweimal vergeblich abgehaltener Wahl dje Mitglieder des Kirchen⸗ 
vorſtandes auf die anſtehende Wahlperiode zu ernennen; 

10. darüber zu befinden, ob ein im Amte befindlicher Kirchenälteſter oder 
Gemeindevertreter die geſetzlichen Eigenſchaften zur Amtsführung ver- 
loren hat ſowie 

11. die Mitaufſicht über die Geiſtlichen, Kandidaten und alle in kirchlichen 
Berufsämtern ſtehende Perſonen mit dem Rechte, zu ermahnen und zu 
warnen, wenn dieſes aber fruchtlos bleibt, die Sache der zuſtändigen 
Disziplinarbehörde vorzulegen; 

12. die Disziplinargewalt über die Kirchenälteſten und die Gemeindevertreter 

auszuüben mit dem Rechte, Ermahnung, Verweis und wegen grober 

Pflichtwidrigkeit Entlaſſung aus dem Amte zu verfügen. 


In den Nr. 8 bis 12 bezeichneten Fällen müſſen wenigſtens vier Mitglieder 
des Synodalvorſtandes an den Beſchlüſſen desſelben Theil nehmen. Fuͤr die 
übrigen ihm übertragenen Geſchäfte reicht die Mitwirkung von drei Mitgliedern 
aus. In den Fällen 10 und 12 erfolgt die Entſcheidung nach Unterſuchung 
der Sache und nach Vernehmung des Betheiligten. Derſelbe ift zu den Vers 
handlungen zu laden und mit ſeiner Vertheidigung, ſei es in Perſon oder durch 
einen beſtellten Vertheidiger, zuzulaſſen. Die Entſcheidung iſt ſchriftlich abzufaſſen 
und mit Gründen zu verſehen. Dem Betheiligten ſteht Berufung an das 
Konſiſtorium binnen einer Ausſchlußfriſt von vier Wochen zu. Lautet die ange⸗ 
fochtene Entſcheidung auf Verluſt des Wahlrechts oder Entlaſſung aus dem 
Amte, ſo kann das Konſiſtorium nur unter Zuziehung des Vorſtandes der Bezirks- 
ſynode entſcheiden. 


$. 61. 

Der evangeliſch-lutheriſchen Stadtſynode liegt, abgeſehen von dem im $. 59 
dieſer Ordnung bezeichneten Wirkungskreiſe, die Förderung einer ausreichenden 
Ausſtattung des Stadtſynodalbezirkes mit äußeren kirchlichen Einrichtungen, ins⸗ 
beſondere Pfarrſtellen, kirchlichen Gebäuden, Begräbnißplätzen ob, unbeſchadet der 
Rechte und Pflichten der Aufſichtsbehörden und der einzelnen Kirchengemeinden. 
i Auch hat fie die Verpflichtung, den einzelnen Kirchengemeinden des Stadt- 

ſynodalbezirkes diejenigen Mittel zu gewähren, welche ſie zur Erfüllung der ihnen 
obliegenden geſetzlichen Leiſtungen bedürfen und in Ermangelung zulänglichen 
Kirchenvermögens und dritter Verpflichtete fih nicht ohne Umlagen beſchaffen 
önnen. 
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$. 62. 
Auf die evangeliſch⸗lutheriſche Stadtſynode gehen ferner die Befugniſſe und 
Verbindlichkeiten des bisherigen evangeliſch-lutheriſchen Gemeindevorſtandes über, 
inſoweit es ſich handelt um: i 
a. die Verwaltung und Verwendung des der bisherigen Gefammtgemeinde 
gehörenden Vermögens und die Vertretung gegenüber der Stadtgemeinde 
Frankfurt in Bezug auf die der letzteren obliegenden Verpflichtungen; 
b. die Oberleitung und Oberaufſicht über den evangeliſch-lutheriſchen 
Almoſenkaſten und die anderen bisher der Geſammtgemeinde gehörenden 
Stiftungen; 
C. die Ausübung der dieſer Gemeinde in Bezug auf die ſtädtiſchen Schulen 
und chriſtlichen Stiftungen zustehenden Rechte. 


$. 63. 

Der Stadtſynodalverband kann Rechte, namentlich auch an Grundſtücken 
erwerben und Verbindlichkeiten eingehen, insbeſondere auch Anleihen aufnehmen, 
klagen und verklagt werden. 

F. 64. 

Der Stadtſynodalvorſtand vertritt den Stadtſynodalverband in vermögens⸗ 
rechtlicher Beziehung in ſtreitigen, wie in nichtſtreitigen Rechtsſachen nach außen 
und verwaltet deſſen Vermögen nach Maßgabe der Beſchlüſſe der Stadtſynode. 
Urkunden über Rechtsgeſchäfte, welche den Stadtſynodalverband gegen Dritte ver- 
pflichten ſollen, ingleichen Vollmachten, müſſen unter Anführung des betreffenden 
Beſchluſſes der Stadtſynode oder des Stadtſynodalvorſtandes von deſſen Vor⸗ 
ſitzenden und zwei ſeiner Mitglieder unterſchrieben ſowie mit dem Siegel des 
Vorſtandes verſehen ſein. Hierdurch wird Dritten gegenüber die ordnungsmäßige 
Faſſung der Beſchlüſſe der Stadtſynode und ihres Vorſtandes feſtgeſtellt, fo daß 
es eines Nachweiſes der einzelnen Erforderniſſe desſelben nicht bedarf. 


§. 65. 

Die näheren Beſtimmungen über die Geſchäftsführung der Stadtſynode 
und ihres Vorſtandes werden durch ein in ihrem Einverſtändniſſe von dem 
Konſiſtorium mit Genehmigung des Miniſters der geiſtlichen Angelegenheiten zu 
erlaſſendes Regulativ feſtgeſetzt. 

$. 66. 

Die Beſchlüſſe des Stadtſynodalvorſtandes bedürfen zu ihrer Gültigkeit 
der Genehmigung des Konſiſtoriums 

1. bei dem Erwerbe, der Veräußerung oder der dinglichen Belaſtung von 

Grundeigenthum, ſoweit der Erwerb nicht im Falle einer Zwangsver⸗ 
ſteigerung zur Sicherung in das Grundbuch eingetragener kirchlicher 
Forderungen nothwendig ift; 


- 


ER 


2. bei einer Verwendung des kirchlichen Vermögens zu anderen, als den 
beſtimmungsmäßigen Zwecken; 

3. bei neuen organiſchen Einrichtungen für kirchliche Zwecke ſowie bei 
Errichtung, Uebernahme oder weſentlicher Aenderung von Anſtalten für 
chriſtliche Liebesthätigkeit. 


II. Die evangeliſch-reformirte Stadtſynode. 
$. 67. 


Für die deutſch-reformirte und die franzöſiſch⸗reformirte Kirchengemeinde 
der Stadt Frankfurt wird die evangeliſch-reformirte Stadtſynode gebildet. 


$. 68. 

Die evangeliſch-reformirte Stadtſynode beſteht aus zwanzig Mitgliedern, 
von denen zwölf durch das große Presbyterium der deutſch-reformirten und acht 
durch das große Presbyterium der franzöſiſch-reformirten Kirchengemeinde auf 
die dreijährige Dauer der Synodalperiode gewählt werden. 

Wählbar iſt jedes Gemeindemitglied, welches ein Gemeindeamt bekleidet 
oder bekleidet hat. Unter den Gewählten müſſen ſich die Geiſtlichen aus jeder 
der beiden Gemeinden befinden. : 

Für die Mitglieder werden Stellvertreter gewählt, welche im Falle der 
Behinderung in einer von den Presbyterien bei der Wahl zu beſtimmenden 
Reihenfolge einberufen werden. ü 

$. 69. 

Die $$. 54 bis einſchließlich 58 finden auf die evangeliſch-reformirte Stadt- 
ſynode und den evangeliſch-reformirten Stadtſynodalvorſtand entſprechende Un- 
wendung, mit der Maßgabe, daß für den Stadtſynodalvorſtand drei Mitglieder 
zu wählen ſind, welche der deutſch-reformirten und zwei, welche der franzöſiſch— 
reformirten Kirchengemeinde angehören. 


$. 70. 

Der Wirkungskreis der evangeliſch-reformirten Stadtſynode umfaßt nad- 

ſtehende Befugniſſe und Obliegenheiten: 

1. die Entgegennahme eines Berichts über die kirchlichen und ſittlichen 
Zuſtände der Gemeinden, welchen der Vorſitzende oder ein von ihm 
ernannter Berichterſtatter vorzutragen hat; 

2. die Erledigung der an die Stadtſynode gelangenden Vorlagen des Kon- 
ſiſtoriums oder der Bezirksſynode;; 

3. die Berathung von Anträgen an das Konſiſtorium und die Bezirks⸗ 
ſynode, welche von Mitgliedern der Stadtſynode, von den Presbyterien 
oder auch von einzelnen Mitgliedern des Synodalkreiſes über kirchliche 
Gegenſtände an die Stadtſynode gelangen; N 
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die Verwaltung der Stadtſynodalkaſſe, die Beſtellung eines Synodal⸗ 


rechners, die Feſtſetzung des Etats der Kaſſe, vorbehaltlich der Ge⸗ 
nehmigung des Konſiſtoriums, die Verwendung des nach $$. 82 bis 85 
auf die Stadtſynodalkaſſe entfallenden Theiles des Umlageertrags, mit 
der Maßgabe, daß die nach Deckung des eigenen Bedarfs der Stadt⸗ 
ſynodalkaſſe verbleibenden Summen an die beiden Kirchengemeinden 
nach dem Verhältniſſe der von ihren Mitgliedern aufgebrachten Steuer⸗ 
beträge vertheilt werden; 


die Prüfung der Legitimation ihrer Mitglieder ; 
die Wahl der Mitglieder des Stadtſynodalvorſtandes und der Ab— 


geordneten zur Bezirksſynode , 


die Ausübung der den beiden evangeliſch⸗reformirten Kirchengemeinden 


in Bezug auf die ſtädtiſchen Schulen zuſtehenden Rechte. 


Gr. 


Der evangelifch-reformirte Stadtſynodalvorſtand hat: 


de 
2. 


S | 
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den Vorſitzenden in feiner Geſchäftsführung zu unterſtützen 
für die Aufnahme und Beglaubigung der Protokolle, nöthigenfalls 
unter Zuziehung anderer Synodalmitglieder zu ſorgen; 


die Synodalbeſchlüſſe an die Bezirksſynode oder das Konſiſtorium zu 


befördern und die beſtätigten Beſchlüſſe, ſoweit ihm die Ausführung 
übertragen wird, in Vollzug zu ſetzen; 

zur Verſammlung der Stadtſynode die erforderlichen Einleitungen zu 
treffen, insbeſondere die Vorlagen für dieſelbe vorzubereiten, 


dem Konſiſtorium auf Erfordern Gutachten abzuftatten; 
„die Mitaufficht über die Geiftlichen, Kandidaten und alle Die in fird- 


lichen Berufsämtern ſtehenden Perſonen mit dem Rechte zu ermahnen 
und zu warnen, wenn dies aber fruchtlos bleibt, die Sache der zus 
ſtändigen Disziplinarbehörde vorzulegen; 

die Mitwirkung bei den Entſcheidungen des Konſiſtoriums in den Fällen 
des F. 80. 


Für die Beſchlußfähigkeit des Synodalvorſtandes iſt die Anweſenheit von 


2. 


mindeſtens drei Mitgliedern, einſchließlich des Vorſitzenden oder feines Stell- 
vertreters, erforderlich. 


III. Die Bezirksſynode. 


§. 72. 


Die Bezirksſynode beſteht: 
* 


aus ſechzig von den beiden Stadtſynoden und der Kreisſynode zu 
wählenden Abgeordneten; 
aus ſechs von dem Landesherrn zu berufenden Mitgliedern. 


auge 


Sämmtliche Mitglieder werden für die jedesmalige Synodalperiode beftellt; 
ihre Wiederwahl oder Wiederberufung iſt ſtatthaft. 
Die Synodalperiode dauert drei Jahre. 


Se 29. 

Von den ſechzig Abgeordneten wählt die evangeliſch-lutheriſche Stadtſynode 
vierzig, die evangeliſch-reformirte Stadtſynode zehn und die evangeliſch-lutheriſche 
Kreisſynode gleichfalls zehn Abgeordnete. 

Unter den vierzig Abgeordneten der evangeliſch-lutheriſchen Stadtſynode 
müſſen ſich mindeſtens zwölf Geiſtliche und für jede zum Stadtſynodalbezirke gehörige 
evangeliſch-lutheriſche Kirchengemeinde mindeſtens einer der von ihr zur Stadt— 
ſynode gewählten jetzigen oder früheren Aelteſten befinden. Die evangeliſch— 
reformirte Stadtſynode hat aus jeder der beiden reformirten Kirchengemeinden 
mindeſtens einen Pfarrer und im Ganzen aus jeder der beiden Gemeinden min— 
deſtens vier Abgeordnete zu wählen. Unter den Abgeordneten der evangeliſch— 
lutheriſchen Kreisſynode müſſen ſich mindeſtens vier Geiſtliche befinden. 

Im Uebrigen müſſen die zu wählenden Abgeordneten die Eigenſchaft der 
Wählbarkeit für eine der beiden Stadtſynoden oder die Kreisſynode beſitzen. Auch 
für die landesherrlich zu ernennenden Mitglieder der Bezirksſynode iſt dieſe Eigen— 
ſchaft Vorausſetzung der Berufung. 

Für jeden Abgeordneten iſt ein Stellvertreter zu wählen, der im Falle der 
Behinderung einberufen wird. 


§. 74. 

Die Bezirksſynode verſammelt ſich alle drei Jahre auf Berufung des 
Konſiſtoriums. Außerordentliche Verſammlungen werden mit Zuſtimmung des 
Synodalvorſtandes von dem Konſiſtorium unter Genehmigung des Miniſters der 
geiſtlichen Angelegenheiten berufen. 


— 


75. 

Den Verhandlungen der Synode wohnt ein Königlicher Kommiſſarius bei, 
welcher jederzeit das Wort ergreifen und Anträge ſtellen kann. Auch die Mit— 
glieder des Konſiſtoriums ſind berechtigt, mit berathender Stimme an den Ver— 
handlungen der Synode und des Synodalvorſtandes Theil zu nehmen. 


F. 76. 

Nach Eröffnung der Synode werden die Mitglieder derſelben, inſoweit ſie 
dieſes Gelübde nicht ſchon einmal geleiſtet haben, vom Vorſitzenden mittelſt 
folgenden Gelübdes: 

„Ich gelobe vor Gott, daß ich als Mitglied der Synode gehorſam 
dem göttlichen Worte, in Treue gegen das Bekenntniß und die Ord- 
nungen meiner Kirche die Ehre Gottes und das Heil der Seelen unver— 
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rückt im Auge behalten und trachten will, daß die Kirche in Einigkeit 

des Glaubens und in der Gemeinſchaft der Liebe erhalten bleibe und 

wachſe zu ſteter Beſſerung im Geifte deffen, der ihr Haupt ift, Chriftus!” 
auf getreue Erfüllung der Obliegenheiten durch Handſchlag und Jawort ver⸗ 
pflichtet. 
: Hierauf erfolgt die Berichterftattung des Synodalvorſtandes über die äußeren 
und inneren Zuſtände der Kirchengemeinſchaften des Konſiſtorialbezirkes und ſodann 
die Neuwahl des Vorſtandes. 

Jede Sitzung wird mit Gebet eröffnet, die Synode auch mit Gebet ge⸗ 
ſchloſſen. Die Verhandlungen find öffentlich, es kann jedoch die Oeffentlichkeit 
durch Mehrheitsbeſchluß der Synode für einzelne Verhandlungen ausgeſchloſſen 
werden. 

$. 77. 

Ueber Beſchlußfähigkeit und Beſchlußnahme gelten die Vorſchriften des 
F. 58 dieſer Ordnung. Für die Beſchlußfaſſung über Liturgie, Katechismen, 
Geſangbücher und Agenden treten die Vertreter der lutheriſchen und der refor⸗ 
mirten Kirchengemeinden zu beſonderen Abtheilungen zuſammen, von welchen 
jede nur für die Gemeinden dieſer Abtheilung beſchließt (wergl. §. 78 Nr. 10). 


GEL: 

Der Wirkungskreis der Bezirksſynode umfaßt nachſtehende Befugniſſe und 

Obliegenheiten: 

1. Die Prüfung der Legitimationen der Mitglieder; 

2. die Sorge für Erhaltung der kirchlichen Ordnung in Lehre, Kultus 
und Verfaſſung und für Abſtellung wahrgenommener Mißſtände durch 
Anträge oder Beſchwerden bei den kirchlichen Behörden (vergl. hinſichtlich 
der evangeliſch-reformirten Kirchengemeinden $$. 50 und 78 zu Nr. 10 
dieſer Ordnung) 

die Berathung der geſtellten Anträge und eingegangenen Petitionen; 

die Erledigung der Vorlagen der Kirchenregierung,; 

5. die Feſtſetzung des Voranſchlags und die Abnahme der Rechnung der 
Bezirksſynodalkaſſe 

6. die Mitwirkung bei Feſtſtellung beſonderer ſtatutariſcher Ordnungen 
für einzelne der evangeliſch⸗lutheriſchen Kirchengemeinden (vergl. hinſichtlich 
der evangeliſch-reformirten Kirchengemeinden Y. 50 dieſer Ordnung); 

7. die Zuſtimmung zur Einführung neuer, regelmäßig wiederkehrender 
Kollekten; 

8. die Bewilligung von Beiträgen aus der Bezirksſynodalkaſſe für allge⸗ 
meine, allen Gemeinden gleichmäßig zu gute kommende, kirchliche 
Bedürfniſſe des Bezirkes 

9. die Wahl des Bezirksſynodalvorſtandes 


> w 


3 


10. die Mitwirkung bei der kirchlichen Geſetzgebung dergeſtalt, daß kirchliche 
Geſetze für den Bezirk ohne Zuſtimmung der Bezirksſynode nicht erlaſſen, 
aufgehoben, abgeändert oder authentiſch interpretirt, neue Religions- 
lehrbücher (Katechismen), Geſangbücher oder Agenden ohne diefe Zu- 
ſtimmung nicht eingeführt werden können. Die obligatoriſche Einführung 
der vorgenannten kirchlichen Bücher, ſowie eine Abänderung der litur⸗ 
giſchen Einrichtungen iſt gegen den Widerſpruch einer einzelnen Ge⸗ 
meinde für die betreffende Gemeinde unzuläſſig (wergl. hinſichtlich 
der evangeliſch-reformirten Kirchengemeinden auch F. 50). 


19 

Der Bezirksſynode iſt der Bezirksſynodalvorſtand vorgeſetzt. Derſelbe 
beſteht aus dem Vorſitzenden, welcher zugleich den Vorſitz in der Synode führt, 
und vier Beiſitzern. Einer der Beiſitzer wird zum ſtellvertretenden Vorſitzenden 
gewählt und es werden für die Beiſitzer Stellvertreter beſtellt. Dieſe werden 
nach der bei der Wahl von der Synode zu beſtimmenden Reihenfolge zur Ver- 
tretung behinderter Beiſitzer vom Vorſitzenden oder deſſen Stellvertreter einberufen. 

Der Vorſitzende, fein Stellvertreter und die Beiſitzer ſowie deren Stell- 
vertreter werden von der Bezirksſynode aus ihrer Mitte auf die Dauer der 
Synodalperiode gewählt. Der Vorſtand bleibt bis zur vollzogenen Wahl eines 
neuen Vorſtandes in Thätigkeit. Mindeſtens ein Mitglied des Bezirksſynodal⸗ 
vorſtandes muß der reformirten Konfeſſion angehören. 

Der Vorſitzende eröffnet die Synode, leitet die Verhandlungen und hand⸗ 
habt die äußere Ordnung. Die Beiſitzer haben den Vorſitzenden in ſeinen Ge⸗ 
ſchäften zu unterſtützen. 


$. 80. 

Dem Bezirksſynodalvorſtande liegt ob: 

1. die Abfaſſung und Beglaubigung der Synodalprotokolle ſowie deren 
Einreichung an das Konſiſtorium; 

2. die Ausführung der Synodalbeſchlüſſe; 

3. die Vorbereitung der Geſchäfte für die nächſte Synodalverſammlung, 
insbeſondere die Vorprüfung der Legitimationen; 

4. die vorläufige Entſcheidung in ſolchen zum Geſchäftskreiſe der Synode 
gehörigen Angelegenheiten, welche während der Zeit, in welcher die 
Synode nicht verſammelt iſt, der Entſcheidung bedürfen. Solche vor⸗ 
läufigen Entſcheidungen ſind der nächſten Bezirksſynode zur definitiven 
Beſchlußfaſſung vorzulegen; 

5. die Abſtattung von Gutachten über Vorlagen der Kirchen regierung; 

6. die Berichterſtattung an die Synode über die inneren und äußeren 
kirchlichen Zuſtände des Bezirkes; 
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7. die Mitwirkung bei wichtigen Geſchäften und Entſcheidungen des Kon⸗ 
ſiſtoriums dergeſtalt, daß die Mitglieder des Vorſtandes an den be⸗ 
treffenden Berathungen und Beſchlüſſen als außerordentliche Mitglieder 
des Konſiſtoriums mit vollem Stimmrechte Theil nehmen. 


Zu dieſer Mitwirkung muß der Bezirksſynodalvorſtand geladen werden, 
wenn es ſich handelt um: 

a. Entſcheidungen auf Disziplinarunterſuchungen mit dem Ziele der 
Amtsentſetzung gegen Geiſtliche und andere Kirchenbeamte oder um 
Streichung aus der Liſte der Kandidaten; 

p. Verſagung der Beſtätigung eines gewählten Geiftlichen; 

c. den Erlaß der zur Ausführung kirchlicher Geſetze erforderlichen Inſtruk— 
tionen; i 

d. Abänderung der Grenzen der Kirchengemeinden; 

e. Entſcheidungen, für welche in dieſer Ordnung die Zuziehung des Bor- 
ſtandes ausdrücklich vorgeſchrieben iſt. 

In den Fällen zu a ift der Betheiligte zu vernehmen und zu der Ber- 
handlung mit ſeiner Vertheidigung in Perſon oder durch einen Vertreter zu— 
zulaſſen. 

Auch in anderen wichtigen Fällen kann das Konſiſtorium den Bezirks— 
ſynodalvorſtand zuziehen. 

In den Fällen zu a und b ift, wenn es ſich um einen Geiſtlichen oder 
Kirchenbeamten der evangeliſch-reformirten Kirchengemeinden handelt, ſtatt des 
Bezirksſynodalvorſtandes der Vorſtand der evangeliſch-reformirten Stadtſynode 
zu betheiligen. Derſelbe kann auch in anderen Fällen zu den Sitzungen 
des Konſiſtoriums zugezogen werden, wenn es ſich um beſondere Angelegenheiten 
der evangeliſch-reformirten Kirchengemeinden handelt. 


$. 81. 


Die Verwaltung der Bezirksſynodalkaſſe wird unter Aufſicht des Synodal- 
vorſtandes durch einen von dieſem zu beſtellenden Synodalrechner geführt. 


IV. Koſten. 


$. 82. 


Der Bedarf der Bezirksſynodalkaſſe wird, inſoweit ihr nicht anderweite eigene 
Einnahmen zur Verfügung ſtehen, durch Beiträge der beiden Stadtſynodalkaſſen 
und der Kreisſynodalkaſſe gedeckt. Der Antheil jeder dieſer drei Kaſſen an dem 
zu deckenden Bedarfe wird nach Maßgabe einer Matrikel beſtimmt, welche unter 
Berückſichtigung der Staatsſteuerheberollen vorläufig von dem Konſiſtorium, 
definitiv von der Bezirksſynode unter Zuſtimmung des Konſiſtoriums feſtzuſtellen ift. 


G 8 


§. 83. 

Die Mittel, welche die beiden Stadtſynodalkaſſen zur Beſtreitung ihrer 

Ausgaben bedürfen, werden durch Umlage beſchafft. Dieſe Umlage wird einheitlich 

unmittelbar auf die ſämmtlichen Evangeliſchen der beiden Stadtſynodalbezirke 

vertheilt und gleichzeitig in allen Gemeinden nach gleichem Maßſtab erhoben. 
Für den Beitragsfuß gilt die Vorſchrift des F. 20 Nr. 6. 


. $. 84, 

Der Umlageertrag wird nach Abzug der Erhebungskoſten zwifchen den 
beiden Stadtſynodalkaſſen nach dem Verhältniſſe vertheilt, in welchem die von den 
Mitgliedern der evangelifch-reformirten Kirchengemeinden gezahlten Steuerbeträge 
zu den von den übrigen Evangeliſchen aufkommenden Steuerſummen ſtehen. 


$. 85. 

Behufs Beſchlußfaſſung über den Beitragsfuß, den zu erhebenden Prozent— 
ſatz, die Modalitäten und Koſten der Erhebung der Umlage ſowie die Vertheilung 
des Steuerertrags an die beiden Stadtſynodalkaſſen treten die evangeliſch-lutheriſche 
und die evangeliſch⸗reformirte Stadtſynode auf Anordnung des Konſiſtoriums zu 
einer einheitlichen Körperſchaft zuſammen. 

Für die Beſchlußfähigkeit und Beſchlußnahme dieſer Verſammlung, welche 
unter Leitung eines von ihr aus ihrer Mitte zu wählenden Vorſitzenden beräth, 
gelten die Vorſchriften des $. 58. 

$. 86. 

Der Bedarf der Kreisſynodalkaſſe wird durch Beſchluß der Kreisſynode auf 
die Kirchengemeinden des Synodalkreiſes nach der Staatsſteuerheberolle vertheilt. 
In den Gemeinden werden ſowohl die Synodalkoſtenbeiträge, als auch die aus 
der Bildung und Wirkſamkeit der Kirchenvorſtände und Gemeindevertretung ent— 
ſtehenden Koſten aus den Kirchenkaſſen, ſoweit dieſe dazu bei Berückſichtigung 
ihrer übrigen Verpflichtungen im Stande ſind, ſonſt durch Gemeindeumlagen 
beſtritten. Beide Arten von Koſten haben die Natur von nothwendigen kirchlichen 
Aufwendungen. 


V. Uebergangsbeſtimmungen. 


$. 87. 

In den evangeliſch-lutheriſchen Kirchengemeinden des Stadtſynodalbezirkes 
iſt mit Bildung der Gemeindeorgane in Gemäßheit dieſer Ordnung vorzugehen. 

Die in Gemäßheit der Kirchengemeindeordnung vom 2. Juni 1890 Geſetz⸗ 
Samml. S. 186) gebildeten Gemeindeorgane der evangeliſch-lutheriſchen Kirchen- 
gemeinden in Bornheim, Oberrad, Niederrad, Bonames, Niederurſel und Hauſen 
bleiben in Wirkſamkeit und finden auf ſie in Zukunft an Stelle der außer Kraft 
tretenden vorbezeichneten Kirchengemeindeordnung die Beſtimmungen der neuen 
Kirchengemeinde und Synodal-Ordnung Anwendung. 
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der Synoden vorzugehe i bis zu 

treten derſelben die auf 16555 1 und Vorbereitung bezüglichen Befugnifſ e 
ſoweit ſie den Synoden, ihren Vorſtänden oder Vorſitzenden obliegen, von dem 
Konſiſtorium oder deſſen Vorſitzenden geübt. 


8. 89. = 

Die erſte ordentliche Bezirksſynode wird von dem Königlichen Kommiſſarius A 
eröffnet. SE j 
$. 90. 


Die zur Ausführung dieſer Ordnung erforderlichen Vorſchrften werden 
von dem Konſiſtorium unter Sn des Miniſters der geiftlichen Angelegen⸗ 
heiten erlaſſen. 


5 


Abgrenzung 
der 


ſechs evangeliſch-lutheriſchen Kirchengemeinden von Frankfurt a. M. 
(Die Grenzlinie zwiſchen zwei Gemeinden läuft durch die Mitte der Straße.) 


1. Die St. Paulsgemeinde 
umfaßt die Altſtadt und ſüdweſtliche Neuſtadt und wird begrenzt von: 
Mainufer, Untermainanlage, Gallusanlage, Taunusanlage, Durchbruch 
nach der Junghofſtraße, Junghofſtraße, Roßmarkt, Katharinenpforte, 
Holzgraben, Baugraben, an der Markthalle, Börneſtraße, Börneplatz, 
Wollgraben, Brückhofſtraße, Fahrgaſſe bis zum Main. 


2. Die Weißfrauengemeinde 
umfaßt die weſtliche und ſüdweſtliche Außenſtadt und wird begrenzt von: 
(weſtliches) Mainufer, Untermainanlage, Gallusanlage, Taunusanlage, 
Bockenheimer Landſtraße und der Gemarkungsgrenze. 


3. Die St. Katharinengemeinde 
umfaßt die nordweſtliche Neuſtadt und nordweſtliche Außenſtadt und wird ber 
grenzt von: ; 
Bockenheimer Landſtraße, Taunusanlage, Durchbruch nach der Fung- 
hofſtraße, Junghofſtraße, Roßmarkt, Schillerplatz, große Efchenheimer- 
ſtraße, Eſchersheimer Landſtraße und Frankfurter Gemarkungsgrenze. 


4. Die St. Petersgemeinde 

umfaßt die nördliche Neuſtadt und die nördliche Außenſtadt und wird begrenzt von: 
Eſchersheimer Landſtraße, große Eſchenheimerſtraße, Schillerplatz, 
Katharinenpforte, Holzgraben, Baugraben, an der Markthalle, Börne⸗ 
ſtraße, Fahrgaſſe, große Friedbergerſtraße, Vilbelerſtraße, Friedberger 
Landſtraße, Bornheimer Landſtraße bis zur ehemaligen Bornheimer 
Gemarkungsgrenze, gegen Oſten von der letztgenannten gegen Norden 
von der Frankfurter Gemarkungsgrenze. 
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Er zn. Die igem 5 
umfaßt die öſtliche Neuſtadt und öſtliche ußenſtadt, einſchließlich der nordöſt⸗ 
lichen Außenſtadt bis zur Bornheimer Landſtraße beziehungsweiſe Bornheimer 
Gemarkungsgrenze und wird begrenzt von: b Be 
(öſtliches) Mainufer, Fahrgaſſe, Brückhofſtraße, Wollgraben, Börne 5 
platz, Börneſtraße, Fahrgaſſe, große Friedbergerſtraße, Vilbelerſtraße, 5 
Friedberger Landſtraße, Bornheimer Landſtraße bis zur ehemaligen 


Bornheimer Gemarkungsgrenze und von der letztgenannten. 


6. Die Dreikönigsgemeinde 
umfaßt den ganzen auf dem linken Mainufer gelegenen Stadttheil Sachſenhauſen 
und Gemarkung, einſchließlich der Brücken. 


Se 


(Nr. 10129.) Geſetz, betreffend die Kirchenverfaſſung der evangeliſchen Kirche im Konſiſtorial— 
bezirke Frankfurt a. M. Vom 28. September 1899. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, für 
den Konſiſtorialbezirk Frankfurt a. M., was folgt: 


Artikel 1. 

Die in der anliegenden Kirchengemeinde- und Synodal-Ordnung für die 
evangeliſchen Kirchengemeinſchaften des Konſiſtorialbezirkes Frankfurt a. M. vom 
27. September 1899 beſtimmten und nach dieſen Vorſchriften zuſammengeſetzten 
Kirchengemeinde- und Synodalorgane, einſchließlich der nach $. 87 Abſ. 2 der 
genannten Kirchengemeinde- und Synodal-Ordnung bereits beſtehenden Gemeinde: 
organe, üben die nachſtehenden Rechte nach Maßgabe dieſes Geſetzes. 


Artikel 2. 
Der Kirchenvorſtand übt die ihm zugewieſenen Rechte in Betreff 
1, der Vertretung der Gemeinde in vermögensrechtlicher Beziehung und 
bei Verwaltung des kirchlichen Vermögens mit Einſchluß des kirch— 
lichen Stiftungsvermögens ſowie des Pfarreivermögens ($. 11 Abſ. 1, 
§. 12 Nr. 11), 
2. der Verfügung über die Kirchengebäude (F. 
3. der Vertretung der Gemeindeintereſſen in 
($. 12 Nr. 4); 
4. der Vertretung der Gemeinde bei Parochialveränderungen (§. 12 Nr. 10). 
Die zur Ausübung dieſer Rechte erforderlichen Beſchlüſſe werden nach $. 10 
Abſ. 2 gefaßt und Dritten gegenüber nach §. 10 Abſ. 3 und F. 13 feſtgeſtellt. 
Die Verwaltung des Kirchenvermögens richtet fich nach den 88. 14 und 15. 


12 Nr. 2 Abſ. 2); 
Beziehung auf die Schule 


Artikel 3. 

Die Gemeindevertretung ($. 17 Abſ. 1, §. 30, §. 33) übt die ihr im $. 20 
zugewieſenen Rechte. 

Die zur Ausübung derſelben erforderlichen Beſchlüſſe werden nach den 
$$. 18, 19 gefaßt. ; 

Beſchlüſſe über Umlagen auf die Gemeindeglieder können erſt vollſtreckt 

werden, wenn ſie von der Staatsbehörde für vollſtreckbar erklärt worden ſind. 

Die Erklärung iſt insbeſondere zu verſagen, ſofern Bedenken hinſichtlich 
der Ordnungsmäßigkeit der Auferlegung, der Angemeſſenheit des Beitragsfußes 
oder der Leiſtungsfähigkeit der Pflichtigen beſtehen. 
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Artikel 4. 
Zur Feſtſtellung von Gemeindeſtatuten ($. 46) bedarf es der vorgängigen 


Anerkennung der Staatsbehörde, daß die entworfenen Beſtimmungen dieſem 
Geſetze nicht zuwider ſind. 
; Artikel 5. 


Die evangeliſch-lutheriſche Stadt: (Kreis-) Synode übt die ihr zugewieſenen 
Rechte in Betreff 
1. der in den Kirchengemeinden beſtehenden und der den Kirchengemeinden 
gemeinſamen Einrichtungen und Inſtitute für chriſtliche Liebeswerke 
($. 59 Nr. 4), 
2. der Mitaufſicht über die Verwaltung des Pfarr- und Kirchenver⸗ 
mögens der Gemeinden (F. 59 Nr. 5), 
3. der Synodalkaſſe, des Synodalrechners und des Etats der Kaſſe 
59 Nr. 7) 
4. der ſtatutariſchen Ordnungen ($. 59 Nr. 8). 
Die zur Ausübung dieſer Rechte erforderlichen Beſchlüſſe werden nach 
$. 58 gefaßt. , 
Artikel 6. 


Die evangeliſch-lutheriſche Kreisſynode übt die ihr zugewieſenen Rechte in 
Betreff der Vertheilung der erforderlichen Beiträge (Y. 59 Nr. 7, F. 86). 
i Den Gemeinden ſteht gegen die Beſchlüſſe der evangeliſch-lutheriſchen 
Kreisſynode wegen der Vertheilung der für die Kreisſynodalkaſſe erforderlichen 
Beiträge binnen einundzwanzig Tagen feit Zuſtellung des Beſchluſſes Be- 
ſchwerde zu. 

Ueber die Beſchwerde entſcheidet die Staatsbehörde. 


Artikel 7. 

Zur Feſtſtellung ſtatutariſcher Ordnungen in dem der evangeliſch-lutheriſchen 
Stadt⸗(Kreis⸗) Synode angewieſenen Geſchäftsgebiete ($. 59 Nr. 8, $. 78 Nr. 6) 
bedarf es der vorgängigen Anerkennung ſeitens der Staatsbehörde, daß die ent 
worfene Beſtimmung dieſem Geſetze nicht zuwider iſt. 


Artikel 8. 
Der evangeliſch-lutheriſche Stadt-(Kreis-) Synodalvorſtand übt in Bezug 
auf die im $. 59 Nr. 4 und 5 der Synode übertragene Mitaufſicht das Recht, 
in eiligen Fällen die vorläufige Entſcheidung zu treffen (§. 60 Nr. 6). 


Artikel 9. 
Die evangeliſch-reformirte Stadtſynode übt die ihr zugewieſenen Rechte 
in Betreff 
1. der Stadtſynodalkaſſe, des Synodalrechners und des Etats der Kaſſe 
($. 70 Nr. 4); a 
2. der ſtädtiſchen Schulen (§. 70 Nr. 7). 
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Die zur Ausübung dieſer Rechte erforderlichen Beſchlüſſe waaa nad 
$$. 58, 69 gefaßt. 
Artikel 10. 

Der evangeliſch-lutheriſche Stadtſynodalverband kann Rechte, namentlich 
auch an Grundſtücken, erwerben und Verbindlichkeiten eingehen, insbeſondere auch 
Anleihen aufnehmen, klagen und verklagt werden ($. 63). 

Die Anleihen dürfen nur zur Erwerbung von Grundſtücken ſowie zur 
Errichtung neuer kirchlicher Gebäude und Einrichtung von Begräbnißplätzen ver- 
wendet werden. 

Artikel 11. 

Auf den evangeliſch⸗lutheriſchen Stadtſynodalverband geht das Vermögen 
der bisherigen evangeliſch-lutheriſchen Kirchengemeinde der Stadt Frankfurt, ein- 
ſchließlich der Rechte und Verbindlichkeiten derſelben, über. 

Die evangeliſch-lutheriſche Stadtſynode und ihr Vorſtand üben die in den 
. 61, 62 und 64 gedachten Rechte, insbeſondere in Betreff der Vermögens— 
verwaltung des evangeliſch-lutheriſchen Stadtſynodalverbandes und der Vertretung 
desſelben in vermögensrechtlicher Beziehung. 

Die zur Ausübung dieſer Rechte erforderlichen Beſchlüſſe werden Dritten 
gegenüber nach F. 64 feſtgeſtellt. 

i Das nach F. 65 zu erlaſſende Regulativ bedarf der vorgängigen Mn- 
erkennung der Staatsbehörde, daß die entworfenen Beſtimmungen dieſem Geſetze 
nicht zuwider ſind. 

Artikel 12. 

Auf Beſchlüſſe über Umlagen für die beiden a ee (§§. 83 
und 85) finden die entſprechenden Vorſchriften des Artikels 3 dieſes Geſetzes An— 
wendung. 

Soll die Umlage, ſoweit ſie zu anderen Zwecken als zum Erſatze für auf— 
gehobene Stolgebühren oder zur Berichtigung des Antheils aller Gemeinden des 
Verbandes an den Bezirksſynodalkoſten ſowie an den für kirchliche Zwecke des 
Bezirkes ausgeſchriebenen Umlagen dient, zehn Prozent der Summe der von den 
pflichtigen Gemeindegliedern jährlich an den Staat zu entrichtenden Einkommen⸗ 
ſteuer überſteigen, ſo bedarf es der Genehmigung der Staatsbehörde. 

Im Uebrigen kommen, insbeſondere wegen der Genehmigung der ftaat- 
lichen Aufſichtsbehörde zu den Beſchlüſſen der Vertretung des evangeliſch-lutheriſchen 
Stadtſynodalverbandes die Vorſchriften der Artikel 23 und 26 Abſ. 1 dieſes Ge⸗ 
ſetzes zur Anwendung. 

Artikel 13. 

Weigert fich die Vertretung des evangeliſch-lutheriſchen Stadtſynodal⸗ 
verbandes, geſetzliche Leiſtungen, welche aus der Verbandskaſſe zu beſtreiten ſind, 
auf den Etat zu bringen, feſtzuſetzen oder zu genehmigen, ſo findet Artikel 26 
dieſes Geſetzes ſinngemäße Anwendung. 

(Nr. 10129.) Urk 
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Artikel 14. 
Die Bezirksſynode übt die ihr zugewieſenen Rechte in Betreff 

J. der Feſtſetzung des Voranſchlags und der Abnahme der Rechnung der 
Bezirksſynodalkaſſe ($. 78 Nr. 5); 

2. der Mitwirkung bei Feſtſtellung beſonderer ſtatutariſcher Ordnungen 
für einzelne der evangeliſch-lutheriſchen Kirchengemeinden (. 78 Nr. 6); 

3. der Bewilligung neuer kirchlicher Ausgaben für allgemeine kirchliche 
Bedürfniſſe des Bezirkes (F. 78 Nr. 8). 

Die zur Ausübung dieſer Rechte erforderlichen Beſchlüſſe werden nach 

§§. 58, 77 gefaßt. 


Artikel 15. 

Kirchliche Geſetze und Verordnungen ſind nur inſoweit rechtsgültig, als ſie 
mit einem Staatsgeſetze nicht im Widerſpruche ſtehen. Bevor ein von der Be— 
zirksſynode beſchloſſenes Geſetz dem Könige zur Sanktion vorgelegt wird, iſt die 
Erklärung des Staatsminiſteriums darüber herbeizuführen, ob gegen den Erlaß 
desſelben von Staatswegen etwas zu erinnern ſei. 

Ein Kirchengeſetz erhält ſeine rechtsverbindliche Kraft durch die Verkündi— 
gung in einem unter Verantwortlichkeit des Konſiſtoriums erſcheinenden kirchlichen 
Geſetz- und Verordnungsblatte. Sie beginnt, ſofern in dem Geſetze kein anderer 
Anfangstermin beſtimmt iſt, mit dem vierzehnten Tage nach demjenigen Tage, 
an welchem das betreffende Stück des genannten Blattes am Orte ſeines Er— 
ſcheinens ausgegeben worden iſt. 


Artikel 16. 
Kirchengeſetze, durch welche neue Ausgaben zu kirchlichen Zwecken des Be— 
zirkes bewilligt werden, bedürfen, bevor ſie dem Könige zur Sanktion vorgelegt 
werden, der Zuſtimmung des Staatsminiſteriums. 


Artikel 17. 

Umlagen zur Beſtreitung neuer Ausgaben für kirchliche Zwecke des Synodal— 
verbandes, welche den Betrag von zwei Prozent der Geſammtſumme der Staats⸗ 
einkommenſteuer der den Kirchengemeinden des Verbandes angehörigen Bevölke— 
rung nicht überſteigen, können auch ohne die Form eines Kirchengeſetzes durch 
Beſchluß der Bezirksſynode (Artikel 14) bewilligt werden. Die Beſchlüſſe bedürfen 
der Beſtätigung durch die Staatsbehörde. Die Beſtätigung iſt insbeſondere zu 
verfagen, wenn Bedenken hinſichtlich der Ordnungsmäßigkeit des Beſchluſſes oder 
der Leiſtungsfähigkeit des Bezirkes beſtehen. 


Artikel 18. 
Die Geſammtſumme der auf Grund der Artikel 16 und 17 für kirchliche 
Zwecke des Synodalverbandes zu beſchließenden Umlagen darf — abgeſehen von 
den Synodalkoſten — ſechs Prozent der Geſammtſumme der Staatseinfommen- 
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ſteuer der den Kirchengemeinden des Verbandes angehörigen Bevölkerung nicht 
überſteigen. 
Kirchengeſetze, welche dieſen Prozentſatz überſchreiten, bedürfen der Beſtäti⸗ 
gung durch ein Staatsgeſetz. Dasſelbe gilt, wenn Kirchengeſetze eine Belaſtung 
der Gemeinden zu Gemeindezwecken anordnen oder zur Folge haben. 


Artikel 19. 

Für die Vertheilung der von der Bezirksſynode beſchloſſenen neuen kirch⸗ 
lichen Ausgaben (Artikel 16, 17) kommt der §. 82 zur Anwendung. 

Die Matrikel bedarf der Beſtätigung durch die Staatsbehörde. Die Be— 
ſtätigung ift insbeſondere zu verſagen „wenn Bedenken hinſichtlich der Ordnung- 
mäßigkeit des Beſchluſſes, der Angemeſſenheit des Vertheilungsmaßſtabs oder der 
Leiſtungsfähigkeit des Bezirkes beſtehen. 

Für die durch Bildung und Wirkſamkeit der Kirchengemeinde- und Synodal⸗ 
organe entſtehenden Koſten kommen die §§. 82 bis 86 zur Anwendung. 


Artikel 20. 

Das evangeliſch-lutheriſche und das evangeliſch-xeformirte Konſiſtorium 
werden zu einem Konſiſtorium vereinigt, welches ſeinen Sitz in Frankfurt a. M. 
hat. Dasſelbe beſteht aus einem weltlichen Vorſitzenden und der erforderlichen 
Zahl von geiſtlichen und weltlichen Räthen. Der Vorſitzende und die Mitglieder 
werden vom König ernannt. Die geiſtlichen und weltlichen Räthe müſſen Mit— 
glieder von evangeliſchen Kirchengemeinden des Konſiſtorialbezirkes ſein. Je ein 
Mitglied des Konſiſtoriums muß der deutſch-reformirten und der franzöſiſch— 
reformixten Kirchengemeinde angehören. 

Der Wirkungskreis des Konſiſtoriums begreift die Geſchäfte der bisherigen 
beiden Konſiſtorien und diejenigen Geſchäfte, welche durch die Inſtruktion für 
die Konſiſtorien vom 23. Oktober 1817 (Geſetz-Samml. S. 237), die Allerhöchſte 
Kabinetsordre vom 31. Dezember 1825 Geſetz-Samml. 1826 S. 5), die Ber- 
ordnung vom 27. Juni 1845 (Geſetz-Samml. S. 440) und die dieſelben er— 
läuternden, ergänzenden und abändernden geſetzlichen und Verwaltungsvorſchriften 
den Konſiſtorien überwieſen ſind. 

Eine Veränderung der kollegialen Verfaſſung des Konſiſtoriums bedarf der 
Genehmigung durch ein Staatsgeſetz. 

Vorgeſetzte Behörde des Konſiſtoriums iſt der Miniſter der geiſtlichen An— 
gelegenheiten, an den in Fällen, welche über die Zuſtändigkeit des Konſiſtoriums 
hinausgehen, zu berichten iſt. 


Artikel 21. 

In Beziehung auf die Patronatsverhältniſſe ſowie auf die kirchlichen 
Angelegenheiten bei dem Militär und den öffentlichen Anſtalten wird in den Zu— 
ſtändigkeiten der Behörden durch dieſes Geſetz nichts geändert. 

Gr. 10129.) 
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Artikel 22. 


n Staatsbehörden ſteht zu: f 
„die Anordnung der Vollſtreckung der zur Aufrechterhaltung der äußeren 


kirchlichen Ordnung erforderlichen polizeilichen Vorſchriften; 


„die Regelung der ſtreitigen Kirchen-, Pfarr⸗ und Küſtereibauſachen 


ſowie die Vollſtreckung der einſtweiligen Entſcheidungen in dieſen Sachen; 


. die Beitreibung kirchlicher Abgaben; 


er 


die Leitung der Kirchenbuchführung, ſoweit die Kirchenbücher noch zur 


Beurkundung des Perſonenſtandes dienen; 


„die Ausſtellung von Zeugniſſen über das Vorhandenſein derjenigen 


Thatſachen, welche den Anſpruch auf Koſtenfreiheit begründen; 


„die Mitwirkung bei der Veränderung beſtehender, ſowie bei der Bildung 


neuer Pfarrbezirke. 
Artikel 23. 


Die Beſchlüſſe der kirchlichen Organe bedürfen zu ihrer Gültigkeit der 
Genehmigung der ſtaatlichen Aufſichtsbehörde in folgenden Fällen: 
1. bei dem Erwerb, der Veräußerung oder der dinglichen Belaſtung von 


S = 


8. 


Grundeigenthum, ſoweit der Erwerb nicht im Falle einer Zwangs⸗ 
verſteigerung zur Sicherung in das Grundbuch eingetragener kirchlicher 
Forderungen nothwendig ift; 


bei der Veräußerung von Gegenſtänden, welche einen geſchichtlichen, 


wiſſenſchaftlichen oder Kunſtwerth haben; 


bei Anleihen, ſoweit ſie nicht blos zu vorübergehender Aushülfe dienen 


und aus der laufenden Einnahme derſelben Veranſchlagungsperiode 
zurückerſtattet werden können; 


bei der Einführung und Veränderung von Gebührentaxen; 
bei der Errichtung neuer, für den Gottesdienſt, die Geiſtlichen oder 


andere Kirchendiener beſtimmter Gebäude; 


bei der Anlegung oder veränderten Benutzung von Begräbnißplätzen , 
bei der Ausſchreibung, Veranſtaltung oder Abhaltung von Samm- 


lungen außerhalb der Kirchengebäude) 
bei einer Verwendung des kirchlichen Vermögens zu anderen als den 
beſtimmungsmäßigen Zwecken. 


Bewilligungen aus der Kirchenkaſſe an andere Gemeinden oder zur Unter⸗ 
ſtützung evangeliſcher Vereine und Anſtalten, ſofern dieſelben einzeln zwei Prozent 
und im Geſammtbetrag eines Etatsjahrs fünf Prozent der Solleinnahme nicht 
überſteigen, bedürfen nicht der Genehmigung der Staatsbehörde. 


In 


Artikel 24. 
Betreff der Schenkungen und letztwilligen Zuwendungen bewendet es 


bei dem Geſetze vom 23. Februar 1870. 
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Artikel 25. 
Die kirchlichen Organe bedürfen zur Führung von Prozeſſen keiner Er- 
mächtigung von Seiten einer Staatsbehörde. 


Artikel 26. 


Die Staatsbehörde iſt berechtigt, von der kirchlichen Vermögensverwaltung 
Einſicht zu nehmen, zu dieſem Behufe die Etats und Rechnungen einzufordern, 
ſowie außerordentliche Reviſionen vorzunehmen und auf Abſtellung der etwa 
gefundenen Geſetzwidrigkeiten durch Anwendung der geſetzlichen Zwangsmittel 
zu dringen. 

Weigert ſich ein Kirchenvorſtand oder eine Gemeindevertretung, geſetzliche 
Leiſtungen, welche aus dem kirchlichen Vermögen zu beſtreiten ſind oder den 
Pfarreingeſeſſenen obliegen, auf den Etat zu bringen, feſtzuſetzen oder zu ge- 
nehmigen, ſo iſt ſowohl das Konſiſtorium als auch die Staatsbehörde, jedoch 
nur unter gegenſeitigem Einverſtändniß befugt, die Eintragung in den Etat zu 
bewirken und die weiter erforderlichen Anordnungen zu treffen. 

Beſtreiten die Gemeindeorgane die Geſetzwidrigkeit beanſtandeter Poſten oder 
die Verpflichtung zu der auf Anordnung des Konſiſtoriums und der Staats⸗ 
behörde in den Etat eingetragenen Leiſtungen, ſo entſcheidet auf Klage der 
Gemeindeorgane im Verwaltungsſtreitverfahren das Oberverwaltungsgericht. 


4 Artikel 27. 

Kirchengeſetze, durch welche Beſtimmungen der anliegenden Kirchengemeinde⸗ 
und Synodal⸗Ordnung vom 27. September 1899 abgeändert werden ſollen „be⸗ 
dürfen der Beſtätigung durch ein Staatsgeſetz nur, wenn fie betreffen die $$. 1 , 
2, 3, 4 Abſ. 1, 5, 10 Abſ. 3, 12 Nr. 10 Satz 2 in Bezug auf Parohial- 
veränderungen, 12 Nr. 11 Abſ. 1, 13, 17 Abſ. 1, 20 Nr. 1 bis 11, 22, 23 
Nr. 5 und 6, 48, 51, 52 Nr. 1 und 2, 53 Abſ. 1 bis 3, 59 Nr. 7 in Bezug 
auf die Vertheilung der Beiträge zur Kreisſynodalkaſſe, 61, 62, 63, 64, 67, 68, 
72 Nr. 1 und 2, 73, 78 Nr. 8, 78 Nr. 10 in Bezug auf die Mitwirkung der 
Bezirksſynode bei der kirchlichen Geſetzgebung, 82 bis 86 der Kirchengemeinde: 
und Synodal⸗Ordnung. 


Artikel 28. 


N Durch Königliche Verordnung werden diejenigen Staatsbehörden beſtimmt, 
welche die in den Artikeln 3, 4, 6, 7, 11, 12, 17, 19, 22, 23 und 26 dieſes 
Geſetzes erwähnten Rechte zu üben haben. 


| 

| 

| Artikel 29, 

| Alle dieſem Geſetze ſowie der anliegenden Kirchengemeinde- und Synodal⸗ 


Ordnung vom 27. September 1899 entgegenſtehenden Beſtimmungen, mögen 
(Nr. 10129.) 


„ O E 
dieſelben in allgemeinen Landesgeſetzen, in Provinzial- oder Lokalgeſetzen und 
Lokalordnungen enthalten oder durch Obſervanz oder Gewohnheit begründet ſein, 
insbeſondere das Geſetz, betreffend die Kirchengemeinde-Ordnung für die evangeliſch— 
lutheriſchen Kirchengemeinden Bornheim, Oberrad, Niederrad, Bonames, Nieder— 
urſel und Haufen, vom 2. Juni 1890 GGeſetz-Samml. S. 183) treten außer Kraft. 


Artikel 30. 

Der Zeitpunkt, mit welchem das nach Artilel 20 einzurichtende Konſiſtorium 
in Wirkſamkeit treten ſoll, wird von dem Miniſter der geiſtlichen Angelegenheiten 
beſtimmt. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Jagdhaus Rominten, den 28. September 1899. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt zu Hohenlohe. v. Miquel. Thielen. Frhr. v. Hammerſtein.“ 
Schönſtedt. Brefeld. v. Goßler. Gr. v. Poſadowsky. Tirpitz. Studt. 
Frhr. v. Rheinbaben. 


Kirchengemeinde⸗ und Synodal⸗Ordnung 
für die 


evangeliſchen Kirchengemeinſchaften des Konſiſtorialbezirkes Frankfurt a. M. 


Erſter Theil. 
Kirchengemeinde-Ordnung. 


I. Allgemeine Beſtimmungen. 


| Sa 

Der Konſiſtorialbezirk Frankfurt umfaßt: 

1. die evangelifch-Iutherifche Kirchengemeinde der Stadt Frankfurt mit 
Sachſenhauſen, 

2. die deutſch⸗reformirte, ſowie die franzöſiſch-reformirte Kirchengemeinde 
der Stadt Frankfurt, 

3. die evangeliſch⸗lutheriſchen Kirchengemeinden in Bornheim, Oberrad, 
Niederrad, Bonames, Niederurſel und Hauſen. 

Der Bekenntnißſtand der genannten Kirchengemeinden bleibt unberührt. 


H. 2. 

Die evangeliſch⸗lutheriſche Kirchengemeinde Frankfurt mit Sachſenhauſen 
wird in die in der Anlage nach Namen und Grenzen bezeichneten ſechs ſelb⸗ 
ſtändigen evangeliſch-lutheriſchen Kirchengemeinden getheilt, welche zum Zwecke 
der Seelſorge und Armenpflege in Pfarrbezirke zerlegt werden ſollen. 

Veränderungen in den Grenzen der evangeliſch-lutheriſchen Kirchengemeinden 
erfolgen im Wege der Parochialveränderung nach Anhörung der Betheiligten. 

Die beiden evangelifch-reformirten Kirchengemeinden bleiben als Perſonal⸗ 
gemeinden beſtehen. 

. 3. 

Die Kirchengemeinden verwalten ihre Angelegenheiten innerhalb der geſetz— 
lichen Grenzen ſelbſtändig. 

Organe dieſer Selbſtverwaltung ſind in den evangeliſch-lutheriſchen Kirchen- 
gemeinden die Kirchenvorſtände und Gemeindevertretungen, in den evangelifch- 
reformirten Kirchengemeinden die Presbyterien, nach Maßgabe ihrer beſonderen 
Gemeindeverfaſſungen (vergl. $. 50). 
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II. Kirchenvorſtand. 
1. Mitglieder des Kirchenvorſtandes. 


§ 4. 

Der Kirchenvorſtand beſteht: 

1. aus dem Pfarrer der Gemeinde oder deffen Stellvertreter im Pfarramte / 

2. aus einer Anzahl gewählter Kirchenälteſter. 

Sind mehrere Pfarrer in der Gemeinde angeftellt, fo gehören fie ſämmtlich 
dem Kirchenvorſtand an. Hülfsgeiſtliche auf nicht fundirten Stellen haben das 
Recht, an den Berathungen des Kirchenvorſtandes Theil zu nehmen, ſind aber 
nur dann ſtimmberechtigt, wenn ſie den Pfarrer vertreten. 


§. 5. 

Die Zahl der Kirchenälteſten ſoll nicht mehr als zwölf und nicht weniger 
als vier betragen. 

Die Feſtſtellung der Zahl der Aelteſten in den einzelnen Gemeinden erfolgt 
unter Berückſichtigung der Seelenzahl ſowie der ſonſtigen örtlichen Verhältniſſe 
für die erſtmalige Wahl durch das Konſiſtorium, künftig nach Vernehmung der 
Gemeindevertretung durch die evangeliſch⸗lutheriſche Stadt-(Kreis-) Synode. 


6% 
Die Kirchenälteſten find im Hauptgottesdienſte vor der Gemeinde einzuführen 
und durch Abnahme des nachſtehenden Gelübdes zu verpflichten: 
„Gelobt Ihr vor Gott und dieſer Gemeinde, des Euch befohlenen 
Dienſtes ſorgfältig und treu, dem Worte Gottes wie den Ordnungen 
der Kirche und dieſer Gemeinde gemäß zu warten und gewiſſenhaft 
darauf zu achten, daß alles ordentlich und ehrlich in der Gemeinde 
zugehe zu deren Beſſerung?“ 
Erſt mit Ablegung dieſes Gelübdes durch Handſchlag und Jawort iſt 
der Kirchenälteſte als in das Amt eingetreten zu erachten. 


2. Sitzungen und Beſchlüſſe des Kirchenvorſtandes. 
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Den Vorſitz des Kirchenvorſtandes führt der Pfarrer. Unter mehreren 
mit gleichen Rechten angeſtellten Pfarrern wechſelt der Vorſitz jährlich. 

Bei Erledigung des Pfarramts und bei Verhinderung der Pfarrer geht 
der Vorſitz auf einen dazu vom Kirchenvorſtand aus ſeiner Mitte alle drei Jahre 
beim Eintritte der neuen Kirchenälteſten zu erwählenden Stellvertreter über. Doch 
kann der Vorſitz auf Antrag des Kirchenvorſtandes einem vom Konſiſtorium als 
ſtellvertretenden Pfarrgeiſtlichen zu ernennenden Geiſtlichen übertragen werden. 


| 
| 
| 
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Der Kirchenvorſtand verſammelt fich zu ordentlicher Sitzung in der Regel 
monatlich einmal an dem ein- für allemal von ihm feſtgeſetzten Tage, zu außer⸗ 
ordentlicher Sitzung, fo oft der Vorſitzende denſelben durch ſchriftliche oder orts- 
übliche Einladung beruft. Die außerordentliche Berufung muß erfolgen, wenn 
mindeſtens die Hälfte der Kirchenälteſten unter Angabe des Zweckes dieſelbe be- 
antragt. Zu den Sitzungen iſt in der Regel ein kirchliches Gebäude zu benutzen. 

. N 

Die Sitzungen des Kirchenvorſtandes ſind nicht öffentlich. Sie werden mit 
Gebet eröffnet und geſchloſſen. 

Jedes Mitglied des Kirchenvorſtandes iſt verpflichtet, über alle die Seel⸗ 
ſorge und die Kirchenzucht, die Amtsthätigkeit des Pfarrers und der Kirchendiener 
berührenden Angelegenheiten ſowie über die ſonſt als vertraulich bezeichneten 
Gegenſtände Verſchwiegenheit zu beobachten. 

| $. 10. 

Der Vorſitzende leitet die Verhandlungen. 

Zur Gültigkeit eines Beſchluſſes iſt erforderlich, daß mehr als die Hälfte 
der Mitglieder an der Abſtimmung Theil genommen hat. Die Beſchlüſſe werden 
durch Stimmenmehrheit der Anweſenden gefaßt. Im Falle der Stimmengleichheit 
gelten Anträge als abgelehnt. Bei Wahlen entſcheidet das Loos. Mitglieder, 
welche an dem Gegenſtande der Beſchlußnahme perſönlich betheiligt ſind, haben 
ſich der Abſtimmung zu enthalten und dürfen nur auf ausdrücklichen Wunſch 
des Kirchenvorſtandes bei der Verhandlung anweſend ſein. Ueber die gefaßten 
Beſchlüſſe wird ein Protokoll geführt, welches in das Protokollbuch eingetragen, 
vorgeleſen und von dem Vorſitzenden ſowie mindeſtens einem Kirchenälteſten 
unterſchrieben wird. 

Dritten gegenüber werden Beſchlüſſe des Kirchenvorſtandes durch Auszüge 
aus dem Protokollbuche beurkundet, welche von dem Vorſitzenden beglaubigt 
werden. Ausfertigungen ergehen unter der Unterſchrift des Vorſitzenden. 


3. Wirkungskreis des Kirchenvorſtandes. 
8 11 
Der Kirchenvorſtand hat die Kirchengemeinde in ihren inneren und äußeren 
Angelegenheiten zu vertreten. 
Die Kirchenälteſten haben den Pfarrer in ſeiner pfarramtlichen Thätigkeit 
zu unterſtützen. 
85512. 
Insbeſondere beſtimmt ſich der Wirkungskreis des Kirchenvorſtandes wie folgt: 
1. Der Kirchenvorſtand iſt berechtigt und verpflichtet zur Förderung chriſt⸗ 
licher Geſinnung und Sitte und zur Handhabung der Kirchenzucht 
innerhalb der geſetzlichen Grenzen. 
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Der Pfarrer bleibt in feinen geiftlichen Amtsthätigkeiten, in Lehre, 


Seelſorge, Verwaltung der Sakramente und in ſeinen übrigen 
Miniſterialhandlungen von dem Kirchenvorſtand unabhängig. Nur 
wenn der Pfarrer es für nöthig hält, ein Gemeindeglied von der Theil— 
nahme an einer von ihm zu vollziehenden Amtshandlung zurückzuweiſen, 
fo ift er verpflichtet, unter ſchonender einſtweiliger Zurückhaltung des 
Betreffenden, dem Kirchenvorſtande Vorlage zu machen. Stimmt 
dieſer zu, ſo iſt die Zurückweiſung auszuſprechen, gegen welche dem 
Betroffenen die Beſchwerde an den Stadt-(Kreis⸗) Synodalvorſtand frei- 
ſteht. Erklärt ſich der Kirchenvorſtand gegen die Zurückweiſung, ſo iſt 
der Pfarrer befugt, die Angelegenheit zur Entſcheidung an den Vor⸗ 
fand der evangeliſch-lutheriſchen Stadt-(Kreis-) Synode zu bringen, 
vorerſt aber die Vollziehung des Kirchenvorſtandsbeſchluſſes auszuſetzen. 
Der Kirchenvorſtand hat inſonderheit auch für Erhaltung der gottes- 
dienſtlichen Ordnung zu ſorgen und auf Heilighaltung der Sonn- und 
Feiertage zu halten. Seine Zuſtimmung iſt erforderlich, wenn eine 
dauernde Abänderung der üblichen Zeit des öffentlichen Gottesdienſtes 
oder der in der Gemeinde beſtehenden liturgiſchen Einrichtungen an- 
geordnet werden ſoll. 

Derſelbe entſcheidet über Einräumung des Kirchengebäudes zu 
einzelnen nicht zu den Gemeindegottesdienſten gehörigen Handlungen, 
welche der Beſtimmung des Kirchengebäudes nicht widerſprechen. 
Der Kirchenvorſtand ift berechtigt, Verſtöße des Pfarrers oder anderer 
ſeiner Mitglieder in ihrer Amtsführung oder ihrem Wandel in der 
Sitzung zur Sprache zu bringen. Jedoch ſteht ihm zum Zwecke 
weiterer Verfolgung nur zu, dem Konſiſtorium Anzeige zu machen. 

. Derfelbe hat die religiöſe Erziehung der Jugend zu überwachen und 
die Intereſſen der Kirchengemeinde in Bezug auf die Schule zu ver⸗ 
treten. In Beziehung auf die Katechiſation für die reifere Jugend 
hat der Kirchenvorſtand die Pflicht, den Pfarrer in Aufrechterhaltung 
der beſtehenden Ordnung zu unterſtützen. Eine unmittelbare Einwirkung 
auf die Schule ſteht ihm nicht zu. 

; Mißſtände in der religiöſen Unterweiſung der Jugend oder in 
ſittlicher Beziehung find bei den Organen der Schulverwaltung zur 
Anzeige zu bringen. 

Dem Kirchenvorſtande liegt die Leitung der kirchlichen Armen- und 
Krankenpflege ob. Derſelbe kann hierbei Helfer aus der Gemeinde 
(Diakonen), inſonderheit aus der Zahl der Gemeindevertreter zuziehen, 
und ſich mit den bürgerlichen Armenbehörden ſowie mit etwa beſtehenden 
freien Vereinen und Stiftungen ins Einvernehmen ſetzen. 

Der Kirchenvorſtand ſtellt die Liſten der wahlberechtigten Gemeinde- 
glieder auf, bereitet die Wahl der Kirchenälteſten und Gemeindevertreter, 
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insbeſondere durch Vorſchläge für dieſelben vor, beruft die Gemeinde- 


7 


vertretung und führt die Beſchlüſſe derſelben aus. 


Der Kirchenvorſtand hat von eintretender Erledigung des Pfarramts 


dem Konſiſtorium Anzeige zu machen und die desfalls ergehenden einſt⸗ 
weiligen Anordnungen zur Ausführung zu bringen, auch darüber zu 
wachen, daß während der Vakanz der Gottesdienſt und der katechetiſche 
Unterricht der Jugend gehörig wahrgenommen werde. 


Dem Kirchenvorſtande kommt, ſoweit Rechte oder Verpflichtungen 


Dritter nicht entgegenſtehen, die Anſtellung der Organiſten, Vorſänger 
ſowie der niederen Kirchendiener zu. Er übt die Dienſtaufſicht über 
dieſelben und das Recht der Entlaſſung bei kündbaren Anſtellungen aus. 

Wegen Entlaſſung im Disziplinarwege ſowie wegen Verleihung 
und Entziehung der mit Schulſtellen verbundenen Kirchendienerſtellen 
bewendet es bei den beſtehenden Vorſchriften. 


Der Kirchenvorſtand ſoll in der Gemeinde die Erweckung einer leben⸗ 


digen Theilnahme an ihren Aufgaben und Intereſſen fich angelegen 
fein laffen und zu dieſem Behufe namentlich die Wünſche und An— 
liegen einzelner Gemeindeglieder willig entgegennehmen und fleißig er- 
wägen. Auch hat derſelbe bei geeigneten Gelegenheiten, z. B. bei der 
Wahl der Kirchenälteſten und Gemeindevertreter, über die zur Ver⸗ 
öffentlichung fich eignenden wichtigeren Vorgänge ſeiner Verwaltung 
der Gemeinde Mittheilung zu machen. 


Der Kirchenvorſtand iſt das Organ der Gemeinde gegenüber den 
Kirchenbehörden. Er hat das Intereſſe der Gemeinde ſowohl durch 
Erledigung von Vorlagen der Kirchenregierung, insbeſondere auch bei 
Parochialänderungen, als auch geeignetenfalls durch Einbringung von 
Anträgen wahrzunehmen. 


Der Kirchenvorſtand vertritt die Gemeinde in vermögensrechtlicher Be— 
ziehung in ſtreitigen wie in nichtſtreitigen Rechtsſachen und verwaltet 
das kirchliche Vermögen einſchließlich des Bauweſens. Dasſelbe gilt 
von dem kirchlichen Stiftungsvermögen, inſoweit nicht beſondere Be- 
ſtimmungen entgegenſtehen, desgleichen von dem Pfarreivermögen, jedoch 
unbeſchadet der dem Pfarrer vermöge ſeines dienſtlichen Nutzungsrechts 
zuſtehenden Verwaltungsbefugniſſe. 

Seine Zuſtimmung iſt inſonderheit auch erforderlich bei der Ber- 
pachtung oder Vermiethung der den kirchlichen Beamten zum Gebrauch 
oder zur Nutzung überwieſenen Grundſtücke über die Dienſtzeit des 
jeweiligen Inhabers hinaus. 


Endlich ſteht dem Kirchenvorſtande die Beſchlußfaſſung über die Ver— 


leihung von Kirchenſtühlen zu. 
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§. 13. 

Zu jeder die Gemeinde verpflichtenden ſchriftlichen Willenserklärung des 
Kirchenvorſtandes bedarf es der Anterſchrift des Vorſitzenden oder ſeines Stell⸗ 
vertreters und zweier Kirchenälteſten ſowie der Beidrückung des Kirchenſiegels. 
Hierdurch wird Dritten gegenüber die ordnungsmäßige Faſſung des Kirchen⸗ 
vorſtandsbeſchluſſes feſtgeſtellt, ſo daß es eines Nachweiſes der einzelnen Erforder— 
niſſe desſelben, insbeſondere auch der erfolgten Zuſtimmung der Gemeindevertretung, 
wo eine ſolche nothwendig iſt, nicht bedarf. 

$. 14. 

Für die Verwaltung des Kirchenvermögens hat der Vorſtand thunlichſt 
einen Kirchenälteſten oder einen Gemeindevertreter zum Kirchenrechner zu er⸗ 
nennen. 

Demſelben kann eine dem Umfange der Geſchäfte entſprechende Vergütung, 
insbeſondere für ſächliche Ausgaben, bewilligt werden. 

Der Betrag wird von der Gemeindevertretung feſtgeſetzt. Auslagen ſind 
dem Kirchenrechner zu erſetzen. 

- §. 15. 

Der Kirchenrechner hat folgende Obliegenheiten: 

a. er erhebt die Einnahmen der Kirchenkaſſe und leiſtet die Ausgaben aus 
derſelben auf Grund des Etats oder beſonderer ſchriftlicher Anweiſung 
des Vorſitzenden des Kirchenvorſtandes; 

b. er legt dem Kirchenvorſtande jährlich Rechnung und hat ſich den von 
dieſem angeordneten Kaſſenreviſionen zu unterwerfen; 

c. er führt das Inventarienbuch ſowie die nächſte Aufſicht über die kirch— 
lichen Gebäude, Grundſtücke, Geräthe und ſonſtigen Inventarienſtücke. 
Wegen der zur Inſtandhaltung oder Erneuerung derſelben erforder⸗ 
lichen Lohnarbeiten, Anſchaffungen oder Bauunternehmungen hat er 
bei dem Kirchenvorſtande rechtzeitig Anträge zu ſtellen. 

Die weitere Dienſtanweiſung des Kirchenrechners wird vom Kirchenvorſtande 

getroffen. 
. 

An den geſetzlichen Verwaltungsnormen ſowie an den den vorgeſetzten 
Kirchenbehörden oder den Staatsbehörden zustehenden Rechten der Aufſicht und 
Einwilligung zu beſtimmten Handlungen der Verwaltung wird hierdurch nichts 
geändert. 


III. Gemeindevertretung. 
1. Umfang der Gemeindevertretung. 
. 17. 
In jeder Kirchengemeinde wird durch Wahl der Gemeinde (HY. 22ff.) eine 
Gemeindevertretung gebildet. 
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Die Jahl der Gemeindevertreter in den einzelnen Gemeinden wird für die 
erſtmalige Wahl durch das Konſiſtorium, künftig nach Vernehmung der Gemeinde- 
vertretung durch die evangeliſch⸗lutheriſche Stadt-(Kreis-) Synode feftgeftellt; die- 
jelbe fol mindeſtens zweimal fo groß fein, als die der Aelteſten, jedoch follen 
deren nicht über ſechsunddreißig ſein. 


2. Verſammlungen und Beſchlüſſe der Gemeindevertretung. 


$. 18. 

Die Gemeindevertretung verhandelt und beſchließt in Gemeinſchaft mit dem 
Kirchenvorſtand über die von dem letzteren zur Berathung vorgelegten Gegen- 
ſtände. Der Vorſitzende des Kirchenvorſtandes ift zugleich Vorfitzender der 
Gemeindevertretung. Er beruft dieſe Verſammlung mit Angabe der Tages— 
ordnung. 

Die Einladung muß wenigſtens an dem Tage vorher in der von dem 
Kirchenvorſtande feſtgeſtellten Form, ſie kann aber daneben auch durch Ver⸗ 
kündigung bei dem öffentlichen Hauptgottesdienſt erfolgen. 


§4 19. 

Zur Beſchlußfähigkeit der Gemeindevertretung ift die Anweſenheit der ab- 
ſoluten Mehrheit der Mitglieder einſchließlich des Kirchenvorſtandes erforderlich. 
Die Entſcheidung erfolgt nach Stimmenmehrheit der Anweſenden. Im Falle der 
Stimmengleichheit gelten Anträge als abgelehnt. Bei Wahlen entſcheidet das 
Loos. Iſt auf die erſte, ordnungsmäßige Einladung die zur Beſchlußfähigkeit 
erforderliche Mehrheit nicht erſchienen, ſo iſt eine zweite Verſammlung zu ver- 
anſtalten, in welcher die Erſchienenen, ohne Rückſicht auf ihre Zahl, zu beſchließen 
befugt find. 

Mitglieder, welche an dem Gegenſtande der Beſchlußnahme perſönlich be— 
theiligt find, haben fich der Abſtimmung zu enthalten und dürfen nur auf aus- 
drückliche Geſtattung der Verſammlung bei der Verhandlung anweſend fein. 

Ueber die Verhandlungen wird ein in das Protokollbuch des Kirchen— 
vorſtandes einzutragendes Protokoll geführt, welches vorzuleſen und vom Vor- 
ſizenden, dem erwählten Protokollführer ſowie zwei weiteren von der Ver 


ammlung zu beſtimmenden Theilnehmern derſelben zu unterſchreiben iſt. 
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3. Wirkungskreis der Gemeindevertretung. 


N F. 20. 

Die beſchließende Mitwirkung der Gemeindevertretung muß eintreten: 

1. bei dem Erwerb, der Veräußerung und der dinglichen Belaſtung von 
Grundeigenthum, bei der Vermiethung oder Verpachtung desſelben auf 
länger als zehn Jahre, 
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bei außerordentlicher Benutzung des Vermögens, welche die Subſtanz 


ſelbſt angreift ſowie bei Kündigung und Einziehung von Kapitalien, 
ſofern ſie nicht zur verzinslichen Wiederausleihung erfolgt ; 


bei Anleihen, welche nicht blos zu vorübergehender Aushülfe dienen 


und aus den laufenden Einnahmen derſelben Voranſchlagsperiode er⸗ 
ſtattet werden follen; : 


bei Anftellung von Prozeſſen, ſoweit dieſelben nicht die Eintreibung 


fortlaufender Zinſen, Gefälle und Pachtgelder oder die Einziehung aus⸗ 
ſtehender Kapitalien, deren Zinſen rückſtändig geblieben ſind, betreffen 
und bei Abſchließung von Vergleichen) 


bei Neubauten oder erheblichen Reparaturen an Baulichkeiten, ſofern 


deren Koſten von der Gemeinde oder der Kirchenkaſſe oder von beiden 
zuſammen zu tragen ſind und nicht über die Nothwendigkeit der Bau⸗ 
ausführung bereits durch die zuſtändigen Behörden entſchieden iſt. Für 
erheblich gelten Reparaturen, deren Koſtenanſchlag dreihundert Mark 
überſteigt. Im Falle des Bedürfniſſes kann die Gemeindevertretung 
ein⸗ für allemal die Vollmacht des Kirchenvorſtandes zur Vornahme 
höher veranſchlagter Reparaturen, jedoch nicht über die Summe von 
taufend Mark hinaus, erweitern; 

bei der Beſchaffung der zu den kirchlichen Bedürfniſſen erforderlichen 
Geldmittel und Leiſtungen, insbeſondere bei Feſtſetzung des Betrags 
und des Vertheilungsmaßſtabs der zu erhebenden Kirchenumlagen. 
Der Beitragsfuß für die Kirchenumlagen muß nach dem Fuße direkter 
Staatsſteuern, ſoweit dieſelben perſönliche Steuern ſind, beſtimmt 
werden. Auch ſolche Gemeindeglieder, welche geſetzlich direkte Staats— 
ſteuern nicht zahlen, können zur Kirchenumlage herangezogen werden; 


bei Veränderung beftehender und Einführung neuer Gebührentaxen / 
bei Bewilligungen aus der Kirchenkaſſe zur Dotirung neuer Stellen 


für den Dienſt der Gemeinde ſowie zur dauernden Verbeſſerung des 


Einkommens beſtehender Stellen; bei dauernder Verminderung ſolcher 


auf der Kirchenkaſſe haftender Leiſtungen, bei Verwandlung veränder⸗ 
licher Einnahmen der kirchlichen Beamten in feſte Hebungen oder bei 
Umwandlung von Naturaleinkünften in Geldrenten, letzteres, ſoweit 
nicht die Umwandlung in dem durch die Staatsgeſetze geordneten Ab⸗ 
löſungsverfahren erfolgt; 


. bei Feſtſtellung des Etats und der Voranſchlagsperiode der Kirchenkaſſe 


ſowie bei Abnahme der Rechnung und Ertheilung der Entlaſtung für 
den Kirchenrechner; der Etat iſt vor der Feſtſtellung, die Jahresrechnung 
vor der Entlaſtung während einer Woche zur Einſicht der Gemeinde- 
glieder öffentlich auszulegen und, daß beziehungsweiſe wo dies geſchieht, 
in dem letzten, vor der Auslegung ſtattfindenden Hauptgottesdienſte zu 
verkünden, 
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10. bei allen Bewilligungen aus der Kirchenkaſſe an andere Gemeinden 
oder zur Unterſtützung chriſtlicher Vereine und Anſtalten, ſofern der 
Betrag der Einzelbewilligung fünfzig Mark überfteigt; 

11. bei Errichtung von Gemeindeſtatuten; 

12. bei Ausübung des den Kirchengemeinden zuſtehenden Pfarrwahlrechts; 

13. bei Beſtellung eines beſoldeten Kirchenrechners. ; 


$. 21. 
Der Kirchenvorſtand ift befugt, zu Beſchlüſſen auch über andere Gemeinde: 
angelegenheiten die Zuſtimmung der Gemeindevertretung einzuholen. 
In dieſem Falle dürfen die Beſchlüſſe des Kirchenworſtandes nicht eher voll- 
zogen werden, als bis die Zuſtimmung ertheilt iſt. 


IV. Bildung der Gemeindeorgane. 
i $. 22. 

Die für die Gemeinde feſtgeſtellte Anzahl von Gemeindevertretern wird von 
den wahlberechtigten Gemeindegliedern nach einfacher (relativer) Stimmenmehrheit 
gewählt. Bei Stimmengleichheit entſcheidet das Loos. 

Wahlberechtigt ſind alle konfirmirten, über fünfundzwanzig Jahre alten 
männlichen Mitglieder der Gemeinde, welche mindeſtens ein Jahr in der Ge— 
meinde wohnen und entweder Kirchenſteuer entrichten oder einen freiwilligen jähr⸗ 
lichen Beitrag von mindeſtens einer halben Mark an die Kirchenkaſſe zahlen. 
Das auf freiwillige Beitragszahlung gegründete Stimmrecht beginnt ein Jahr 
nach der erſten Zahlung. 

Nicht wahlberechtigt ſind diejenigen, welche unter Vormundſchaft oder 
Pflegſchaft ſtehen oder welche im letzten Jahre vor der Wahl Unterſtützung aus 
öffentlichen Mitteln genoſſen haben. 


Ausgeſchloſſen von Ausübung des Wahlrechts ſind diejenigen: 
1. welche durch Verachtung des Wortes Gottes, der Sakramente und der 
evangeliſch-kirchlichen Trauung oder durch unehrbaren Lebenswandel 
ein durch nachhaltige Beſſerung noch nicht geſühntes öffentliches Aergerniß 
gegeben haben; 
welche nicht im Beſitze der bürgerlichen Ehrenrechte ſich befinden; 
welche wegen eines Verbrechens oder Vergehens, das die Aberkennung 
der bürgerlichen Ehrenrechte nach ſich ziehen kann, in Unterſuchung ſich 
befinden; 
4. welche wegen Verletzung beſonderer kirchlicher Pflichten nach Vorſchrift 
eines Kirchengeſetzes des Wahlrechts verluſtig erklärt worden find; 
5. über deren Vermögen ein noch unbeendeter Konkurs ſchwebt 
6. welche mit der Bezahlung kirchlicher Umlagen über ein Jahr im Rück⸗ 
ſtande ſind. 
Geſetz-Samml. 1899. (Nr. 10129.) 79 
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Wählbar ſind die wahlberechtigten, von keinem der im vorigen Paragraphen 
bezeichneten Ausſchließungsgründe betroffenen Mitglieder der Gemeinde, welche über 
dreißig Jahre alt und ſittlich unbeſcholten ſind. Die Wähler haben ihr Augen⸗ 
merk auf Männer von gutem Rufe, bewährtem chriſtlichen Sinne, kirchlicher 
Einſicht und Erfahrung zu richten. 

Vater und Sohn ſowie Brüder dürfen nicht zugleich Gemeindevertreter 
ſein. Ebenſo kann der Vater, Sohn oder Bruder eines Aelteſten nicht zum 
Gemeindevertreter gewählt werden. Sind Verwandte der bezeichneten Urt gleich- 
zeitig gewählt, ſo muß derjenige zurücktreten, der die wenigſten Stimmen erhalten 
hat; bei Stimmengleichheit entſcheidet das Loos. 

Schlägt ein Kirchenvorſtand wegen Mangels geeigneter Gemeindeglieder 
ein Mitglied einer anderen Kirchengemeinde zu einem Gemeindeamte vor, ſo kann 
dasſelbe bei Zuſtimmung des anderen Kirchenvorſtandes mit Genehmigung des 
Konſiſtoriums zu dieſem Amte erwählt werden und iſt alsdann berechtigt, der 
erwählenden Gemeinde als Mitglied mit aktivem und paſſivem Wahlrecht in 
derſelben beizutreten. 

§. 25. 

Der Kirchenvorſtand ordnet die Wahl der Gemeindevertreter an und legt 
die von ihm aufgeſtellte Liſte der Wahlberechtigten an einem jedem Gemeinde⸗ 
gliede zugänglichen Orte zwei Wochen lang öffentlich aus. 

Ort und Zeit der Auslegung find im Hauptgottesdienſte bekannt zu machen 
mit dem Bemerken, daß nach Verlauf der Auslegungsfriſt Einſprüche gegen die 
Liſte nicht mehr angebracht werden können. Nach dem Ermeſſen des Kirchen⸗ 
vorſtandes kann die Bekanntmachung auch noch auf anderem, den örtlichen Ber- 
hältniſſen entſprechendem Wege erfolgen. 

Die eingehenden Einſprüche hat der Kirchenvorſtand zu prüfen und nach 
Befinden die Liſte zu berichtigen. Gegen einen ablehnenden Beſcheid ſteht dem 
dadurch von der Wahl Ausgeſchloſſenen binnen zwei Wochen die Berufung an 
den Stadt⸗(Kreis⸗) Synodalvorſtand zu. Durch Einlegung der Berufung wird 
die anſtehende Wahl nicht aufgehalten. Zwiſchen dem Ende der Einſpruchsfriſt 
und dem Tage der Wahl müſſen mindeſtens zwei Wochen in der Mitte liegen. 


$. 26. 

Die Einladung der Gemeindeglieder zur Wahl hat unter Angabe der Zeit 
und des Ortes der letzteren ſowie der Zahl der zu wählenden Perſonen in zwei 
auf einander folgenden Hauptgottesdienſten zu geſchehen. Anderweite, den ört⸗ 
lichen Verhältniſſen entſprechende Bekanntmachungen anzuordnen, bleibt dem 
Kirchenvorſtand überlaſſen. 

$. 27. ; 

Die Wahl, welche, ſoweit thunlich, in einem kirchlichen Gebäude oder in 

einem Schullokale ſtattfindet, wird vom Vorſitzenden des Kirchenvorſtandes ge- 
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leitet, welchem die übrigen Mitglieder des letzteren und erforderlichenfalls 
einige von dieſem zu bezeichnende Gemeindeglieder als Beiſitzer des Wahlvor⸗ 
ſtandes zur Seite ſtehen. 

Die Wahl wird durch eine Anſprache des Vorſitzenden des Wahlvorſtandes 
eingeleitet und erfolgt in einem Akte für die ganze Zahl der zu Wählenden 
mittelſt perſönlicher Stimmgebung, welche durch mündliche Erklärung zu Protokoll 
oder durch Ueberreichung eines Stimmzettels geſchehen kann. Nur die perſönlich 
erſchienenen Wähler find ſtimmberechtigt. Ueber die Zahl der für die Wahl 
handlung zu beſtimmenden Stunden beſchließt der Kirchenvorſtand. Die Stimm⸗ 
zettel werden am Schluſſe der Wahlhandlung verleſen. Ueber die Wahlhandlung 
wird ein Protokoll aufgenommen. Dasſelbe wird nach erfolgter Vorleſung vom 
Vorſitzenden und zwei Mitgliedern des Wahlvorſtandes unterzeichnet. 

Einfache Stimmenmehrheit entſcheidet. Bei Stimmengleichheit für zwei 
oder mehrere entſcheidet das Loos, deſſen Ziehung durch ein Mitglied des Wahl⸗ 
vorſtandes nach der Beſtimmung des Vorſitzenden desſelben geſchieht. 

Die Namen der gewählten Gemeindevertreter ſind, ſoweit thunlich, im 
Wahltermine, jedenfalls aber an dem auf die Wahl folgenden Sonntage von 
der Kanzel zu verkünden. 


$. 28. 

Der Kirchenvorſtand hat die Wahl zu prüfen. Jedes wahlberechtigte 
Gemeindeglied iſt befugt, Einwendungen gegen dieſelbe vor Ablauf der Woche, 
in welcher die Verkündung des Wahlreſultats von der Kanzel ſtattgefunden hat, 
vorzubringen. 

Werden Einwendungen vorgebracht oder hat der Kirchenvorſtand ſelbſt 
Bedenken gegen eine Wahl, fo darf der Gewählte bis zur Erledigung der Un- 
ſtände an den Verſammlungen der Gemeindevertretung nicht Theil nehmen. 

Ueber die Gültigkeit der Wahl entſcheidet in erſter Inſtanz der Kirchen⸗ 
vorſtand und auf eingelegte Berufung, welche von Zuſtellung der Entſcheidung 
an innerhalb einer Friſt von vierzehn Tagen bei dem Kirchenvorſtand einzulegen 
ift, der Stadt⸗(Kreis) Synodalvorſtand endgültig. Verſäumung der Friſt bewirkt, 
daß eine abändernde Entſcheidung der Berufungsinſtanz für die ſtattgehabte Wahl 
ohne Bedeutung bleibt. 

$. 29. 

Das Amt eines Gemeindevertreters kann nur abgelehnt oder niedergelegt 
werden: 

1. von denjenigen, welche dieſes Amt ſchon ſechs Jahre bekleidet haben, 

wenn ſeit dem Austritte ſechs Jahre noch nicht verfloſſen find; 

2. bei einem Lebensalter von mehr als ſechzig Jahren; j 

3. wegen anderer erheblicher Entſchuldigungsgründe, z. B. Kränklichkeit, 

häufige Abweſenheit, Dienſtverhältniſſe, welche mit dem Amte unver⸗ 
einbar ſind. 
(Ar. 10129.) 79° 
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Ueber die Erheblichkeit und thatſächliche Richtigkeit der vorgebrachten Gründe. 
entſcheidet der Kirchenvorſtand und auf eingelegte Berufung, für welche von Zu⸗ 
ſtellung der Entſcheidung an eine Ausſchlußfriſt von vierzehn Tagen läuft, der 
Stadt⸗(Kreis⸗)Synodalvorſtand endgültig. 

Wer ſich nach Verwerfung ſeines Entſchuldigungsgrundes weigert, das Amt 
eines Gemeindevertreters zu übernehmen oder fortzuführen, verliert das kirchliche 
Wahlrecht; dasſelbe kann ihm auf fein Geſuch vom Kirchenvorſtande wieder bei- 
gelegt werden, jedoch nicht vor Ablauf der Zeit, für welche er gewählt war. 


$. 30. 

Iſt für die Gemeindevertreterwahl zweimal vergeblich Termin abgehalten, 
weil Wahlberechtigte nicht erſchienen ſind oder die Erſchienenen die Vornahme 
der Wahl geweigert haben oder weil die Wahl auf geſetzlich nicht wählbare 
Perſonen gefallen iſt, ſo hat der Kirchenvorſtand die Gemeindevertreter zu er⸗ 
nennen. Iſt die Wahl nur zum Theil auf geſetzlich nicht wählbare Perſonen 
gefallen, ſo beſchränkt ſich das Ernennungsrecht des Kirchenvorſtandes auf deren 
Erſetzung durch wählbare Perſonen. 

Auf ernannte Gemeindevertreter finden die Beſtimmungen des Y. 29 finn- 
gemäße Anwendung. 


8. 31. 


Das Amt der Gemeindevertreter dauert ſechs Jahre. Von drei zu drei 
Jahren ſcheidet die Hälfte aus. Die Ausſcheidenden ſind wieder wählbar und 
bleiben jedenfalls bis zum Eintritt ihrer Nachfolger im Amte. Die Ausſcheidenden 
werden das erſte Mal durch das Loos beſtimmt, ſpäter entſcheidet die Amtszeit. 


$. 32. 

Iſt das Amt eines Gemeindevertreters außer der Zeit erledigt, ſo wählt 
die Gemeindevertretung für die Reſtzeit der Amtsdauer des Ausgeſchiedenen einen 
Erſatzmann. 

Die Entlaſſung eines Gemeindevertreters erfolgt: 

1. wegen Verluſtes einer zur Wählbarkeit erforderlichen Eigenſchaft , 

2. wegen grober Pflichtwidrigkeit. 

Die Entlaſſung erfolgt nach Anhörung des Angeſchuldigten und des 
Kirchenvorſtandes durch den Vorſtand der evangeliſch-lutheriſchen Stadt: (Kreis-) 
Synode. Gegen die Entſcheidung ſteht binnen einer Ausſchlußfriſt von zwei 
Wochen nach erfolgter Zuſtellung der Entſcheidung die Berufung an das Konſiſtorium 
zu, welches unter Zuziehung des Ausſchuſſes der Bezirksſynode entſcheidet. 

Durch Einlegung der Berufung wird die Vollſtreckung der angefochtenen 
Entſcheidung aufgehalten. Das Konſiſtorium iſt jedoch befugt, vorläufig die 
Suspenſion des Gemeindevertreters auszuſprechen. 
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2.33: 

Die Geſammtheit der Gemeindevertreter kann wegen beharrlicher Vernach- 
läſſigung ihrer Pflichten oder ſonſtiger grober Pflichtwidrigkeit vom Konſiſtorium 
des Amtes enthoben werden. Bis zur Neuwahl der Gemeindevertreter, welche 
innerhalb zweier Monate vom Kirchenvorſtand auszuſchreiben iſt, gehen die 
Rechte der Gemeindevertreter auf den Kirchenvorſtand über. 

Das Konſiſtorium kann in ſolchem Falle den bisherigen Gemeindeverordneten 
die Wählbarkeit für die anſtehende Wahl entziehen. 


$. 34. 

Für die Wahl der Kirchenälteſten können von dem Kirchenvorſtande der 
Gemeindevertretung ſchriftlich oder mündlich Vorſchläge gemacht werden. Unter 
Leitung des Vorſitzenden des Kirchenvorſtandes werden dann von der Gemeinde— 
vertretung nach abſoluter Stimmenmehrheit der bei dem Wahlakt erſchienenen 
Mitglieder durch geheime Stimmenabgabe die Kirchenälteſten mittelſt Wahlzettel 
gewählt, auf welche die Namen aller derer zu ſchreiben ſind, die zu Kirchenälteſten 
vorgeſchlagen werden. 

Inſoweit bei der erſten Abſtimmung eine abſolute Stimmenmehrheit nicht 
erzielt war, wird zu einer zweiten Wahl geſchritten, bei welcher einfache (relative) 
Stimmenmehrheit, bei Stimmengleichheit aber das Loos entſcheidet. Sofern 
Stimmeneinigkeit herrſcht, iſt jedoch eine Wahl durch Zuruf zuläſſig. 


6195. 

Wählbar find alle zu Gemeindevertretern wählbaren Mitglieder der 
Gemeinde (F. 24). 

Großvater und Enkel, Vater und Sohn oder Schwiegerſohn ſowie 
Brüder können nicht zugleich Mitglieder des Kirchenvorſtandes ſein, auch kann 
der Vater, Schwiegervater, Sohn oder Bruder eines Gemeindevertreters nicht 
zum Kirchenälteſten gewählt werden. In beſonderen Fällen kann jedoch das 
Konſiſtorium von letzterer Beſtimmung dispenſiren. 

Sind Verwandte der bezeichneten Art gleichzeitig zu Aelteſten gewählt, fo 
muß derjenige zurücktreten, der die wenigſten Stimmen erhalten bat; bei Stimmen: 
gleichheit entſcheidet das Loos. 

$. 36. 

Die Namen der gewählten Kirchenälteſten ſind an dem auf die Wahl 
folgenden Sonntage der Gemeinde von der Kanzel zu verkünden. Der Kirchen⸗ 
vorſtand hat von Amtswegen die Wahl zu prüfen. Jedes wahlberechtigte 
Gemeindeglied iſt befugt, Einwendungen gegen die Wahl vor Ablauf der Woche, 
in welcher die Verkündigung der Wahl ſtattgefunden hat, bei dem Kirchenvorſtand 
anzubringen. Ueber die Einwendungen entſcheidet der Stadt-(Kreis Synodalvorſtand 
und auf eingelegte Berufung, für welche, von Zuſtellung der Entſcheidung an, 
eine Friſt von vierzehn Tagen läuft, das Konſiſtorium unter Mitwirkung des 

(Nr. 10129) 
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Vorſtandes der Bezirksſynode endgültig. Verſäumniß der Friſt bewirkt, daß eine 
abändernde Entſcheidung für die ſtattgehabte Wahl ohne Bedeutung bleibt. 


§. 37. 

Das Ami der Aelteſten dauert ſechs Jahre, die Beſtimmungen des F. 31 
finden ſinngemäße Anwendung. Die Wahl der neuen Mitglieder des Kirchen- 
vorſtandes erfolgt in der erſten Sitzung, welche die Gemeindevertretung nach der 
mit dem Ablaufe der Amtszeit der Kirchenälteſten zuſammenfallenden regelmäßigen 
Erneuerungswahl abhält. 

Die Beſtimmungen der $$. 29 und 32 über Ablehnung und Niederlegung 
ſowie über Erſatzwahl und Entlaſſung finden auch auf das Kirchenälteſtenamt 
ſinngemäße Anwendung. 

$. 38. 

Verweigert die Gemeindevertretung die Wahl der Kirchenälteſten oder iſt 
dieſelbe auf geſetzlich nicht wählbare Perſonen gefallen, ſo hat für das Mal der 
Stadt⸗(Kreis⸗) Synodalvorſtand die Aelteſten zu ernennen. Sind nur zum Theil 
geſetzlich nicht wählbare Perſonen gewählt, ſo ſind nur an deren Stelle andere 
zu ernennen. 

H. 39. 

Ein Kirchenvorſtand, welcher beharrlich ſeine Pflichten vernachläſſigt oder 
verweigert, kann vom Konſiſtorium aufgelöſt werden. In dieſem Falle hat das 
Konſiſtorium ſogleich eine Neuwahl der Aelteſten durch die Gemeindevertretung 
auszuſchreiben. 

Das Konſiſtorium kann dabei unter Mitwirkung des Vorſtandes der 
Bezirksſynode den bisherigen Aelteſten die Wählbarkeit für die anſtehende Wahl 
entziehen. 


V. Beſetzung der Pfarrämter. 
§. 40. 
ae Wahlen der Pfarrer erfolgen durch die vereinigten Gemeindeorgane 
($. 18). 
§. 41. 

Die Pfarrwahlen finden unter Leitung eines von dem Konſiſtorium be⸗ 
ſonders ernannten Kommiſſars ſtatt. Die Einladung der Mitglieder des Kirchen- 
vorſtandes und der Gemeindevertretung muß mindeſtens zwei Wochen vor dem 
Wahlakte ſchriftlich geſchehen. 

Die Wahl erfolgt mittelſt ſchriftlicher Stimmzettel durch abſolute Stimmen⸗ 
mehrheit. Wird bei der erſten Wahl abſolute Mehrheit nicht erreicht, ſo iſt das 
Verfahren durch engere Wahl fortzuſetzen. Bei Stimmengleichheit entſcheidet das 
Loos. Kommt keine Wahl zu Stande, ſo beſetzt die Kirchenbehörde die Pfarre 
auf ein Jahr mit einem Vikar. Tritt derſelbe Fall nach Ablauf dieſes Jahres 
wieder ein, ſo wird die Stelle von der Kirchenbehörde definitiv beſetzt. 
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$. 42. 

Wählbar ſind alle für die Verwaltung des geiſtlichen Amtes in der evan⸗ 
geliſchen Kirche befähigten, dem Bekenntniſſe der wählenden Gemeinde angehörigen 
oder ihm zuſtimmenden Perſonen, welche bereit ſind, das Pfarramt nach den in 
der Gemeinde geltenden Geſetzen und kirchlichen Ordnungen zu führen. 


§. 43. 

Das Ergebniß der Wahl iſt der Gemeinde in den beiden nächſtfolgenden 
ſonntäglichen Hauptgottesdienſten bekannt zu machen. 

Innerhalb zweier Wochen nach der erſten Bekanntmachung kann jedes 
großjährige konfirmirte Gemeindeglied gegen Lehre, Gaben und Wandel des Ge 
wählten und gegen die Geſetzlichkeit der Wahl bei dem Vorſtande der enangelifch- 
lutheriſchen Stadt-(Kreis-) Synode Einſpruch erheben. 


$. 44. 

Nach Ablauf der Einſpruchsfriſt ſind die geſammten Wahlverhandlungen 
mit dem Gutachten des Vorſtandes der evangeliſch-lutheriſchen Stadt- (Kreis.) Synode 
über etwa erfolgte Einſprüche dem Konſiſtorium zur Beſtätigung der Wahl ein- 
zuſenden. 

i Die Betätigung der Wahl darf nur verſagt werden: 

1, wegen Geſetzwidrigkeit des Wahlverfahrens; 

2. wegen Mangels der geſetzlichen Wählbarkeit des Gewählten; 

3. wegen geiſtiger oder körperlicher Unfähigkeit des Gewählten, das Amt 

zu verwalten. 
$. 45. 

Die Pfarrer der Einzelgemeinden beziehungsweiſe Pfarrbezirke ſind die geordneten 
Geiſtlichen ihrer Gemeindeangehörigen. Im Falle beſonderen Wunſches ſteht 
jedoch einem jeden Mitglied einer ſtädtiſchen Einzelgemeinde das Recht zu, einen 
Geiſtlichen einer anderen Einzelgemeinde um Vornahme einer Amtshandlung zu 
erſuchen, ohne dazu einer Erlaubniß des zuſtändigen Geiſtlichen feiner Eimel- 
gemeinde zu bedürfen. 

Der erſuchte Geiſtliche iſt befugt, das Erſuchen abzulehnen, er hat jedoch, 
falls er dem Erſuchen um Vornahme einer Taufe, Konfirmation, Trauung, 
Privatkommunion oder Beerdigung Folge leiſtet, alsbald dem zuſtändigen Geift- 
lichen ſchriftlich davon Anzeige zu machen und ihm die zur Eintragung in die 
Kirchenbücher erforderlichen Notizen zukommen zu laſſen. 


VI. Schlußbeſtimmungen. 
$. 46. 

Beſtehen in einer Gemeinde beſondere, die Kirchengemeinde⸗Ordnung ergän⸗ 
zende, näher beſtimmende oder modifizivende Einrichtungen, deren Anerkennung ſie 
wünſcht, oder ergiebt ſich das Bedürfniß, neue derartige Einrichtungen zu treffen, 

(Nr. 10129) 
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fo können ſolche zu einer ſtatutariſchen Beftimmung, geeignetenfalls zu einem 
förmlichen Gemeindeſtatute zuſammengefaßt werden. Zur Feſtſetzung ſolcher ſtatu⸗ 
tariſchen Ordnungen bedarf es außer der Zuſtimmung der Gemeindevertretung 
einer Anerkennung der Bezirksſynode dahin, daß die ſtatutariſche Beſtimmung 
weſentlichen Vorſchriften der Gemeindeordnung nicht zuwider ſei ſowie der ſchrift⸗ 
lichen Beſtätigung des Konſiſtoriums. 

F. 47. 

Das in den beſtehenden Geſetzen begründete Recht ſowohl der Staats⸗ 
behörden als der vorgeſetzten Kirchenbehörde, die Gemeinden und ihre Organe zu 
einer pflichtmäßigen Thätigkeit anzuhalten, zu dieſem Behufe ihnen Weiſungen zu 
ertheilen und erforderlichenfalls die geſetzlich ſtatthaften Zwangsmittel anzuwenden, 
erfährt durch dieſe Ordnung keine Veränderung. 

$. 48. 

An den Rechten der Patrone hinſichtlich der Präſentation oder Wahl der 
Geiſtlichen oder der ſonſtigen Beamten und Diener der Kirche wird durch dieſe 
Ordnung nichts geändert. 

F. 49. 

Die Geſammtheit der Pfarrer der aus der evangeliſch-lutheriſchen Kirchen- 
gemeinde der Stadt Frankfurt mit Sachſenhauſen gebildeten Parochien bildet 
das Predigerminiſterium. Dasſelbe tritt zuſammen zur gemeinſchaftlichen Bera- 
thung der pfarramtlichen Geſchäfte, hat die ihm unterſtellten Stiftungen zu ver⸗ 
walten und Gutachten im Auftrage des Konſiſtoriums abzugeben. 

Das Predigerminiſterium wählt feinen Vorfigenden, welcher es nach Außen 
vertritt und den Titel „Senior“ führt. 

$. 50. 

Die Vorſchriften der $$. 4 bis 49 finden auf die beiden evangeliſch⸗reformirten 
Kirchengemeinden keine Anwendung. Hinſichtlich dieſer Gemeinden bewendet es 
bei den beſtehenden Verfaſſungen. Aenderungen der letzteren können nur mit 
Zuſtimmung der zuſtändigen Gemeindeorgane erfolgen. Abänderungen der be⸗ 
ſtehenden Verwaltungseinrichtungen erfolgen durch Beſchlüſſe der zuſtändigen Ge⸗ 
meindeorgane. 

Zweiter Theil. 
Synodal⸗Ordnung. 
I. Die evangeliſch-lutheriſche Stadt-(Kreis-) Synode. 
$. 51. 

Sämmtliche evangeliſch-lutheriſche Kirchengemeinden, welche innerhalb des 
Bezirkes der vormaligen epangeliſch-lutheriſchen Kirchengemeinde Frankfurt mit 
Sachſenhauſen errichtet werden, bilden einen Geſammtverband, deſſen Vertretung 
durch die evangeliſch-lutheriſche Stadtſynode erfolgt. 


Für den Bezirk der evangeliſch⸗lutheriſchen Kirchengemeinden in Bornheim, 
a Niederrad, Bonames, Niederurfel und Haufen wird eine Kreisſynode 
gebildet. 

Dem Stadtſynodalverbande können durch Anordnung des Konſiſtoriums 
auch ſolche Kirchengemeinden ganz oder theilweiſe angeſchloſſen werden, welche bis⸗ 
her dem Landgebiete des Konſiſtorialbezirkes angehörten. Es bedarf hierzu der 
Einwilligung der Stadtſynode ſowie der Zuſtimmung der Organe der betreffenden 
Landgemeinde, welche letztere im Falle des Widerſpruchs durch die Bezirksſynode 
ergänzt werden kann. 


525 
Die evangeliſch⸗lutheriſche Stadt⸗(Kreis⸗) Synode beſteht: 
1. aus ſämmtlichen, ein Pfarramt innerhalb des Stadt: (Krei) Synodal⸗ 
bezirkes definitiv oder vikariſch verwaltenden Geiſtlichen; 
2. aus der doppelten Anzahl weltlicher Mitglieder. 
Die Synodalperiode dauert drei Jahre. 


$. 53. 

Die weltlichen Mitglieder werden zur einen Hälfte aus den derzeitigen oder 
früheren Kirchenälteſten, ſoweit diefe nicht in Gemäßbeit der $$. 37 und 39 dieſer 
Ordnung aus ihrem Amte geſchieden ſind, zur anderen Hälfte aus den Gemeinde⸗ 
vertretern der Gemeinde oder angeſehenen, kirchlich erfahrenen und verdienten 
Männern des Konſiſtorialbezirkes dergeſtalt gewählt, daß jede Gemeinde die 
doppelte Anzahl von Mitgliedern entſendet, als ſie ſtimmberechtigte Geiſtliche in 
der Synode hat. 

Die zu Wählenden müffen die Eigenſchaft der Wählbarkeit als Kirchen⸗ 
älteſte beſitzen. 

Die Wahlen der weltlichen Mitglieder erfolgen auf drei Jahre und werden 
von den vereinigten Gemeindeorganen (§. 18) jeder Gemeinde vollzogen. Für 
jedes weltliche Mitglied iſt ein Stellvertreter zu wählen, welcher im Falle der 
Behinderung eintritt. 

Ordinirte Pfarrgehülfen wohnen der Synode mit berathender Stimme bei 
und können den Pfarrer, dem ſie zugeordnet ſind, auf der Synode vertreten, 
wenn derſelbe am Erſcheinen verhindert iſt. 


$. 54. 5 
Die hierzu beauftragten Mitglieder des Konſiſtoriums ſind berechtigt, den 
Verhandlungen der Synode und des Synodalvorſtandes beizuwohnen, jederzeit 
dabei das Wort zu ergreifen und Anträge zu ſtellen. 


$. 55. 
Der Stadt (Kreis) Synode ift der Stadt⸗(Kreis⸗) Synodalvorſtand vorgeſetzt. 
Derſelbe beſteht aus dem Vorſitzenden, welcher zugleich den Vorfig in der Synode 
Geje- Sammi. 1899. (Nr. 10129.) 80 


führt, und vier Beiſitzern. Einer der Beifiger wird zum ſtellvertretenden Vor 
figenden gewählt und es werden für die Beiſitzer Stellvertreter beſtellt. Dief 
werden nach der bei der Wahl von der Synode zu beſtimmenden Reihenfolge 
zur Vertretung behinderter Beiſitzer vom Vorſitzenden oder deſſen Stellvertreter 
einberufen. Der Vorſitzende, ſein Stellvertreter und die Beiſitzer ſowie deren 
Stellvertreter werden von der Synode aus ihrer Mitte auf die Dauer der 
Synodalperiode gewählt. Der Vorſtand bleibt bis zur vollzogenen Neuwahl 
eines neuen Vorſtandes in Thätigkeit. 


$. 56. i 

Die Berufung der Stadt- (Kreis) Synode erfolgt durch den Vorſitzenden 

unter Angabe der Tagesordnung. Der Vorſitzende eröffnet und ſchließt die 

Verſammlungen und ſorgt für die vorbereitenden Arbeiten. Er leitet die Ver⸗ 

handlungen, beſtimmt die Reihenfolge der zu verhandelnden Gegenſtände und iſt 
für die Aufrechterhaltung der Ordnung verantwortlich. 


$. 57. 

Die ordentliche Verſammlung der Stadt- (Kreis“) Synode findet jährlich 
einmal an dem von ihr beſtimmten Orte ſtatt. Außerordentliche Verſammlungen 
werden im Falle des Bedürfniſſes vom Konſiſtorium oder vom Synodalvorſtande 
mit Genehmigung des Konſiſtoriums angeordnet. Die Verhandlungen ſind 
öffentlich, ſofern nicht Ausſchluß der Oeffentlichkeit von der Synode beſchloſſen 
wird. Jede Sitzung wird mit Gebet eröffnet und geſchloſſen. Auf Beſchluß 
des Synodalvorſtandes kann mit Genehmigung des Konſiſtoriums die ordentliche 
Verſammlung der Synode für ein Jahr ausgeſetzt werden. 


$. 58. : 

Zur Beſchlußfähigkeit der Synode ift die Anweſenheit von zwei Dritt⸗ 
theilen ihrer Mitglieder erforderlich. Die Beſchlüſſe werden nach Mehrheit der 
Stimmen der anweſenden Mitglieder gefaßt. Bei Stimmengleichheit gelten 
Anträge als abgelehnt. 

Iſt die Synode nach Abſ. 1 nicht beſchlußfähig, ſo kann fie zu einer 
zweiten Sitzung einberufen werden, in welcher die Erſchienenen ohne Rückſicht auf 
ihre Zahl zu beſchließen befugt ſind. 

Wahlhandlungen find, wenn zunächſt relative Mehrheit ſich herausſtellt, 
durch engere Wahl bis zur Erreichung abſoluter Mehrheit fortzuſetzen. Ergiebt 
ſich bei Wahlen Stimmengleichheit, ſo entſcheidet das Loos. 

Fioiür die Wahl zu Kommiſſionen genügt relative Mehrheit. 


u pan F. 59. = 
Der Wirkungskreis der Stadt- (Kreis) Synode umfaßt nachſtehende Befugniſſe 
und Obliegenheiten: 
8 1. die Entgegennahme eines Berichts über die kirchlichen und ſittlichen 
Zuſtände der Gemeinden, welchen der Vorſitzende oder ein von ihm 
ernannter Berichterſtatter vorzutragen hat; ; 


2. die Erledigung der an die Stadt- b Greis Synode gelangenden ee 
des Konſiſtoriums oder der Bezirksſynode; 

3. die Berathung von Anträgen an das Konſiſtorium und die Bezirks⸗ 
ſynode, welche von Mitgliedern der Synode, den Kirchenvorſtänden 
oder auch einzelnen Mitgliedern des Synodalkreiſes über kirchliche 
Gegenſtände an die Synode gelangen; 

4. die Mitaufſicht über die in den Kirchengemeinden beſtehenden Ein⸗ 
richtungen für chriſtliche Liebesthätigkeit ſowie die Verwaltung und 
Leitung der den Kirchengemeinden gemeinſamen derartigen Inſtitute, 
jedoch unbeſchadet abweichender ſtatutariſcher Ordnung; 

5. die Mitaufficht über die Verwaltung des Pfarre und Kirchenvermögens 
der Gemeinden nach näherer Beſtimmung der zu erlaſſenden Verwaltungs⸗ 
ordnung; 

6. die Beſtimmung der Zahl der Kirchenvorſteher und Gemeindevertreter; 

7. die Verwaltung der Synodalkaſſe, die Beſtellung eines Synodalrechners, 
die Feſtſetzung des Etats der Kaſſe vorbehaltlich der Genehmigung des 
Konſiſtoriums ſowie die Erhebung und Verwendung der für die 
Synodalkaſſe erforderlichen Beiträge (vergl. $$. 82 bis 86 dieſer Ordnung); 

8. die Prüfung ſtatutariſcher Ordnungen der Gemeinden ſowie die Er⸗ 
richtung ſolcher Ordnungen in dem der Stadt⸗(Kreis⸗) Synode an⸗ 
gewieſenen Geſchäftsgebiete, unter Vorbehalt der Prüfung der Bezirks⸗ 
ſynode und der ſchließlichen Beſtätigung des Konſiſtoriums; 

9. die Prüfung der Legitimation ihrer Mitglieder; 

10. die Wahl der Mitglieder des Stadt⸗(Kreis⸗) Synodalvorſtandes und der 
Abgeordneten zur Bezirksſynode. 


§. 60. 

Der Synodalvorſtand hat: 

1. den Vorſitzenden in ſeiner Geschäftsführung zu unterftüßen; 

2. für die Aufnahme und Beglaubigung der Protokolle, nöthigenfalls 
unter Zuziehung anderer Synodalmitglieder, zu forgen; 

3. die Synodalbeſchlüſſe an die Bezirksſynode oder das Konſiſtorium zu 
befördern und die beſtätigten Beſchlüſſe, ſoweit ihm die Ausführung 
übertragen wird, in Vollzug zu ſetzen; 

4. zur Verſammlung der Synode die erforderlichen Einleitungen zu treffen, 
insbeſondere die Vorlagen für dieſelbe vorzubereiten; 

5. dem Konſiſtorium auf Erfordern Gutachten abzuftatten; 

6. in eiligen Fällen der nach §. 59 Nr. 4 und 5 der Synode über⸗ 
tragenen Mitaufſicht vorläufige Entſcheidung zu treffen; 

7. Streitigkeiten zwiſchen der Gemeinde und ihren Geiſtlichen und Som 
dienern zu vermitteln; 
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8. auf Berufung über die formelle Gültigkeit der Kirchenälteſten⸗ und 
Gemeindevertreterwahlen ſowie über Einſprüche gegen die verſagte Auf⸗ 
nahme in die Wählerliſte, gegen die Wahl von Kirchenälteſten und 
Gemeindevertretern und auch über die Zuläſſigkeit einer Amtsablehnung 
oder Niederlegung von Kirchenälteſten und Gemeindevertretern zu ent⸗ 
ſcheiden ; 

9. bei zweimal vergeblich abgehaltener Wahl die Mitglieder des Kirchen⸗ 
vorſtandes auf die anſtehende Wahlperiode zu ernennen; 

10. darüber zu befinden, ob ein im Amte befindlicher Kirchenälteſter oder 
Gemeindevertreter die geſetzlichen Eigenſchaften zur Amtsführung ver⸗ 
loren hat ſowie 

11. die Mitaufſicht über die Geiſtlichen, Kandidaten und alle in kirchlichen 
Berufsämtern ſtehende Perſonen mit dem Rechte, zu ermahnen und 
zu warnen, wenn dieſes aber fruchtlos bleibt, die Sache der zuſtändigen 
Disziplinarbehörde vorzulegen; 

12. die⸗Disziplinargewalt über die Kirchenälteſten und die Gemeindevertreter 
auszuüben mit dem Rechte, Ermahnung, Verweis und wegen grober 
Pflichtwidrigkeit Entlaſſung aus dem Amte zu verfügen. 


In den Nr. 8 bis 12 bezeichneten Fällen müſſen wenigſtens vier Mitglieder 
des Synodalvorſtandes an den Beſchlüſſen desſelben Theil nehmen. Für die übrigen 
ihm übertragenen Geſchäfte reicht die Mitwirkung von drei Mitgliedern aus. 
In den Fällen 10 und 12 erfolgt die Entſcheidung nach Unterſuchung der 
Sache und nach Vernehmung des Betheiligten. Derſelbe iſt zu den Verhand⸗ 
lungen zu laden und mit ſeiner Vertheidigung, ſei es in Perſon oder durch einen 
beſtellten Vertheidiger, zuzulaſſen. Die Entſcheidung iſt ſchriftlich abzufaſſen und 
mit Gründen zu verſehen. Dem Betheiligten ſteht Berufung an das Konſiſtorium 
binnen einer Ausſchlußfriſt von vier Wochen zu. Lautet die angefochtene Ent⸗ 
ſcheidung auf Verluſt des Wahlrechts oder Entlaſſung aus dem Amte, ſo kann 
das Konſiſtorium nur unter Zuziehung des Vorſtandes der Bezirksſynode entſcheiden. 


$. 61. 


Der evangeliſch-lutheriſchen Stadtſynode liegt, abgeſehen von dem im $. 59 
dieſer Ordnung bezeichneten Wirkungskreiſe, die Förderung einer ausreichenden 
Ausſtattung des Stadtſynodalbezirkes mit äußeren kirchlichen Einrichtungen, ins⸗ 
beſondere Pfarrſtellen, kirchlichen Gebäuden, Begräbnißplätzen ob, unbeſchadet 
der Rechte und Pflichten der Aufſichtsbehörden und der einzelnen Kirchengemeinden. 

Auch hat ſie die Verpflichtung, den einzelnen Kirchengemeinden des Stadt⸗ 
ſynodalbezirkes diejenigen Mittel zu gewähren, welche ſie zur Erfüllung der ihnen 
obliegenden geſetzlichen Leiſtungen bedürfen und in Ermangelung zulänglichen 
en und dritter Verpflichteter ſich nicht ohne Umlagen beſchaffen 
önnen. 


4885 
; $. 62. 
Auf die evangeliſch⸗lutheriſche Stadtſynode gehen ferner die Befugniſſe und 
Verbindlichkeiten des bisherigen evangeliſch⸗lutheriſchen Gemeindevorſtandes über, 
inſoweit es ſich handelt um: 
a. die Verwaltung und Verwendung des der bisherigen Geſammtgemeinde 
gehörenden Vermögens und die Vertretung gegenüber der Stadt⸗ 
gemeinde Frankfurt in Bezug auf die der letzteren obliegenden Ver⸗ 
pflichtungen; 

b. die Oberleitung und Oberaufſicht über den evangeliſch-lutheriſchen 
Almoſenkaſten und die anderen bisher der Geſammtgemeinde gehörenden 
Stiftungen; 

c. die Ausübung der dieſer Gemeinde in Bezug auf die ſtädtiſchen Schulen 
und chriſtlichen Stiftungen zuſtehenden Rechte. 


$. 63. 


Der Stadtſynodalverband kann Rechte, namentlich auch an Grundſtücken 
erwerben und Verbindlichkeiten eingehen, insbeſondere auch Anleihen aufnehmen, 
klagen und verklagt werden. 


$. 64. 

Der Stadtſynodalvorſtand vertritt den Stadtſynodalverband in vermögens⸗ 
rechtlicher Beziehung in ſtreitigen, wie in nichtſtreitigen Rechtsſachen nach außen 
und verwaltet deſſen Vermögen nach Maßgabe der Beſchlüſſe der Stadtſynode. 
Urkunden über Rechtsgeſchäfte, welche den Stadtſynodalverband gegen Dritte ver- 
pflichten ſollen, ingleichen Vollmachten, müſſen unter Anführung des betreffenden 
Beſchluſſes der Stadtſynode oder des Stadtſynodalvorſtandes von deſſen Vor⸗ 
fihenden und zwei feiner Mitglieder unterſchrieben ſowie mit dem Siegel des 
Vorſtandes verſehen ſein. Hierdurch wird Dritten gegenüber die ordnungsmäßige 
Faſſung der Beſchlüſſe der Stadtſynode und ihres Vorſtandes feſtgeſtellt, ſo daß 
es eines Nachweiſes der einzelnen Erforderniſſe desſelben nicht bedarf. 


$. 65. 

Die näheren Beſtimmungen über die Geſchäftsführung der Stadtſynode 
und ihres Vorſtandes werden durch ein in ihrem Einverſtändniſſe von dem Kon- 
ſiſtorium mit Genehmigung des Miniſters der geiſtlichen Angelegenheiten zu er⸗ 
laſſendes Regulativ feſtgeſetzt. 

F. 66. 

Die Beſchlüſſe des Stadtſynodalvorſtandes bedürfen zu ihrer Gültigkeit der 
Genehmigung des Konſiſtoriums: 

1. bei dem Erwerbe, der Veräußerung oder der dinglichen Belaſtung von 
Grundeigenthum, ſoweit der Erwerb nicht im Falle einer Zwangs⸗ 
verſteigerung zur Sicherung in das Grundbuch eingetragener kirchlicher 
Forderungen nothwendig ift; 
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2. bei einer Verwendung des kirchlichen Vermögens zu anderen, als den 

beſtimmungsmäßigen Zwecken; = 3 A 

3. bei neuen organiſchen Einrichtungen für kirchliche Zwecke ſowie bei 
Errichtung, Uebernahme oder weſentlicher Aenderung von Anſtalten 
für chriſtliche Liebesthätigkeit. 


II. Die evangeliſch-reformirte Stadtſynode. 


$. 67. 
Für die deutſch⸗reformirte und die franzöſiſch⸗reformirte Kirchengemeinde 
der Stadt Frankfurt wird die evangeliſch-xreformirte Stadtſynode gebildet. 


$. 68. 

Die evangeliſch⸗reformirte Stadtſynode beſteht aus zwanzig Mitgliedern, 
von denen zwölf durch das große Presbyterium der deutſch-reformirten und acht 
durch das große Presbyterium der franzöſiſch reformirten Kirchengemeinde auf 
die dreijährige Dauer der Synodalperiode gewählt werden. 

Wählbar ift jedes Gemeindemitglied, welches ein Gemeindeamt bekleidet 
oder bekleidet hat. Unter den Gewählten müſſen ſich die Geiſtlichen aus jeder 
der beiden Gemeinden befinden. 

Für die Mitglieder werden Stellvertreter gewählt, welche im Falle der 
Behinderung in einer von den Presbyterien bei der Wahl zu beſtimmenden 
Reihenfolge einberufen werden. 

$. 69. 

Die Fh. 54 bis einſchließlich 58 finden auf die evangeliſch⸗reformirte Stadt- 
ſynode und den evangeliſch⸗ reformirten Stadtſynodalvorſtand entſprechende An⸗ 
wendung, mit der Maßgabe, daß für den Stadtſynodalvorſtand drei Mitglieder 
zu wählen ſind, welche der deutſch⸗reformirten und zwei, welche der franzöſiſch⸗ 
reformirten Kirchengemeinde angehören. 


$. 70. 

Der Wirkungskreis der evangeliſch⸗reformirten Stadtſynode umfaßt nach⸗ 

ſtehende Befugniſſe und Obliegenheiten: 

1. die Entgegennahme eines Berichts über die kirchlichen und ſittlichen 
Zustände der Gemeinden, welchen der Vorſitzende oder ein von ihm 
ernannter Berichterftatter vorzutragen hat , 

2. die Erledigung der an die Stadtſynode gelangenden Vorlagen des 
Konſiſtoriums oder der Bezirksſynode ; ; 

3. die Berathung von Anträgen an das Konſiſtorium und die Bezirks⸗ 

ſynode, welche von Mitgliedern der Stadtſynode, von den Presbyterien 

oder auch von einzelnen Mitgliedern des Synodalkreiſes über kirchliche 
Gegenſtände an die Stadtſynode gelangen TS 
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4. die Verwaltung der Stadtſpnodalkaſſ e y r bie 


die Prüfung der Legitimation ihrer Mitglieder; 
die Wahl der Mitglieder des Stadtſynodalvorſtandes und der Mh- 


Beſtellung eines Synodal⸗ 
rechners, die Feſtſetzung des Etats der Kaſſe, vorbehaltlich der Genehmi⸗ 
gung des Konſiſtoriums, die Verwendung des nach $$. 82 bis 85 
auf die Stadtſynodalkaſſe entfallenden Theiles des Umlageertrags, mit 
der Maßgabe, daß die nach Deckung des eigenen Bedarfs der Stadt- 
ſynodalkaſſe verbleibenden Summen an die beiden Kirchengemeinden 
nach dem Verhältniſſe der von ihren Mitgliedern aufgebrachten Steuer⸗ 
beträge vertheilt werden; 


geordneten zur Bezirksſynode ; 


„die Ausübung der den beiden evangeliſch-reformirten Kirchengemeinden 


in Bezug auf die ſtädtiſchen Schulen zuſtehenden Rechte. 


$. 71 


Der evangeliſch⸗reformirte Stadtſynodalvorſtand hat: 


Für 
mindeſtens 
erforderlich 


Die 
JEA 


den Vorſitzenden in feiner Geſchäftsführung zu unterſtützen; . 
für die Aufnahme und Beglaubigung der Protokolle, nöthigenfalls 


unter Zuziehung anderer Synodalmitglieder zu forgen; 


die Synodalbeſchlüſſe an die Bezirksſynode oder das Konſiſtorium zu 


befördern und die beſtätigten Beſchlüſſe, ſoweit ihm die Ausführung 
übertragen wird, in Vollzug zu ſetzen; 


zur Verſammlung der Stadtſynode die erforderlichen Einleitungen zu 


treffen, insbeſondere die Vorlagen für dieſelbe vorzubereiten; 


dem Konſiſtorium auf Erfordern Gutachten abzuftatten; 
die Mitaufficht über die Geiſtlichen, Kandidaten und alle die in kirch⸗ 


lichen Berufsämtern ſtehenden Perſonen mit dem Rechte zu ermahnen 
und zu warnen, wenn dies aber fruchtlos bleibt, die Sache der zu⸗ 
ſtändigen Disziplinarbehörde vorzulegen; 


die Mitwirkung bei den Entſcheidungen des Konſiſtoriums in den Fällen 


des F. 80. 
die Beſchlußfähigkeit des Synodalvorſtandes iſt die Anweſenheit von 
drei Mitgliedern, einſchließlich des Vorſitzenden oder feines Stellvertreters, 


III. Die Bezirksſynode. 
i | 2, 3 
Bezirksſynode befteht: | 
aus ſechzig von den beiden Stadtſynoden und der Kreisſynode zu 


wählenden Abgeordneten; 
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2. aus ſechs von dem Landesherrn zu berufenden. Mitgliedern. 


Sämmtliche Mitglieder werden für die jedesmalige Synodalperiode beſtellt / = 
ihre Wiederwahl oder Wiederberufung iſt ſtatthaft. 
Die Synodalperiode dauert drei Jahre. 


$. 73. 

Von den ſechzig Abgeordneten wählt die evangeliſch⸗lutheriſche Stadtſynode 
vierzig, die evangeliſch⸗reformirte Stadtſynode zehn und die evangeliſch⸗lutheriſche 
Kreisſynode gleichfalls zehn Abgeordnete. 

Unter den vierzig Abgeordneten der evangeliſch⸗lutheriſchen Stadtſynode 
müſſen fich mindeſtens zwölf Geiſtliche und für jede zum Stadtſynodalbezirke 
gehörige evangeliſch⸗lutheriſche Kirchengemeinde mindeſtens einer der von ihr zur 
Stadtſynode gewählten jetzigen oder früheren Aelteſten befinden. Die evangeliſch⸗ 
reformirte Stadtſynode hat aus jeder der beiden reformirten Kirchengemeinden 
mindeſtens einen Pfarrer und im Ganzen aus jeder der beiden Gemeinden 
mindeſtens vier Abgeordnete zu wählen. Unter den Abgeordneten der evangeliſch⸗ 
lutheriſchen Kreisſynode müſſen fich mindeſtens vier Geiſtliche befinden. 

Im Uebrigen müſſen die zu wählenden Abgeordneten die Eigenſchaft der 
Wählbarkeit für eine der beiden Stadtſynoden oder die Kreisſynode beſitzen. Auch 
für die landesherrlich zu ernennenden Mitglieder der Bezirksſynode iſt dieſe 
Eigenſchaft Vorausſetzung der Berufung. 

Für jeden Abgeordneten iſt ein Stellvertreter zu wählen, der im Falle der 
Behinderung einberufen wird. 


F. 74. 

Die Bezirksſynode verſammelt fich alle drei Jahre auf Berufung des Kon 
ſiſtoriums. Außerordentliche Verſammlungen werden mit Zuſtimmung des 
Synodalvorſtandes von dem Konſiſtorium unter Genehmigung des Miniſters der 
geiſtlichen Angelegenheiten berufen. 


SEI 
Den Verhandlungen der Synode wohnt ein Königlicher Kommiſſarius bei, 
welcher jederzeit das Wort ergreifen und Anträge ſtellen kann. Auch die Mit⸗ 
glieder des Konſiſtoriums ſind berechtigt, mit berathender Stimme an den Ver⸗ 
handlungen der Synode und des Synodalvorſtandes Theil zu nehmen. 


$. 76. 

Nach Eröffnung der Synode werden die Mitglieder derſelben, inſoweit ſie 
dieſes Gelübde nicht ſchon einmal geleiſtet haben, vom Vorſitzenden mittelſt 
folgenden Gelübdes: 

„Ich gelobe vor Gott, daß ich als Mitglied der Synode gehorſam 
dem göttlichen Worte, in Treue gegen das Bekenntniß und die Ord⸗ 
nungen meiner Kirche die Ehre Gottes und das Heil der Seelen un⸗ 
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verrückt im Auge behalten und trachten will, daß die Kirche in Einigkeit 
des Glaubens und in der Gemeinſchaft der Liebe erhalten bleibe und 
wachſe zu ſteter Beſſerung im Geiſte defen, der ihr Haupt ift, Chriſtus!“ 
ien Erfüllung der Obliegenheiten durch Handſchlag und Jawort ver⸗ 
pflichtet. 

Hierauf erfolgt die Berichterſtattung des Synodalvorſtandes über die äußeren 
und inneren Zuſtände der Kirchengemeinſchaften des Konſiſtorialbezirkes und fo- 
dann die Neuwahl des Vorſtandes. | 

Jede Sitzung wird mit Gebet eröffnet, die Synode auch mit Gebet ge- 
ſchloſſen. Die Verhandlungen ſind öffentlich; es kann jedoch die Oeffentlichkeit 
durch Mehrheitsbeſchluß der Synode für einzelne Verhandlungen ausgeſchloſſen 
werden. 


$. 77. 

Ueber Beſchlußfähigkeit und Beſchlußnahme gelten die Vorſchriften des 
$. 58 dieſer Ordnung. Für die Beſchlußfaſſung über Liturgie, Katechismen, 
Geſangbücher und Agenden treten die Vertreter der lutheriſchen und der reformirten 
Kirchengemeinden zu beſonderen Abtheilungen zuſammen, von welchen jede nur 
für die Gemeinden dieſer Abtheilung beſchließt (vergl. $. 78 Nr. 10). 


$. 78. 
Der Wirkungskreis der Bezirksſynode umfaßt nachſtehende Befugniſſe und 
Obliegenheiten: 
1. die Prüfung der Legitimationen der Mitglieder; 

2. die Sorge für Erhaltung der kirchlichen Ordnung in Lehre, Kultus 
und Verfaſſung und für Abſtellung wahrgenommener Mißſtände durch 
Anträge oder Beſchwerden bei den kirchlichen Behörden (vergl. hinſicht⸗ 
lich der evangelifch-reformirten Kirchengemeinden $$. 50 und 78 zu 

Nr. 10 dieſer Ordnung), 

3. die Berathung der geſtellten Anträge und eingegangenen Petitionen; 

4. die Erledigung der Vorlagen der Kirchen regierung; 

5. die Feſtſetzung des Voranſchlags und die Abnahme der Rechnung der 
Bezirksſynodalkaſſe; 

6. die Mitwirkung bei Feſtſtellung beſonderer ſtatutariſcher Ordnungen für 
einzelne der evangeliſch-lutheriſchen Kirchengemeinden (vergl. hinſichtlich 
der evangeliſch-reformirten Kirchengemeinden $. 50 dieſer Ordnung); 

7. die Zuſtimmung zur Einführung neuer, regelmäßig wiederkehrender 
Kollekten; 

8. die Bewilligung von Beiträgen aus der Bezirksſynodalkaſſe für all 
gemeine, allen Gemeinden gleichmäßig zu gute kommende, kirchliche Be⸗ 
dürfniſſe des Bezirkes, 

9. die Wahl des Bezirksſynodalvorſtandes; 

Geſetz⸗Samml. 1899, (Nr. 10129.) 81 


1.0. die Mitwirkung bei der kirchlichen Geſetzgebung dergeſtalt, daß kirchliche 
Geſetze für den Bezirk ohne Zuſtimmung der Bezirksſynode nicht er- 
laſſen, aufgehoben, abgeändert oder authentiſch interpretirt, neue Re⸗ 
ligionslehrbücher (Katechismen), Geſangbücher oder Agenden ohne dieſe 
Zuſtimmung nicht eingeführt werden können. Die obligatoriſche Ein⸗ 
führung der vorgenannten kirchlichen Bücher, ſowie eine Abänderung 
der liturgiſchen Einrichtungen iſt gegen den Widerſpruch einer einzelnen 
Gemeinde für die betreffende Gemeinde unzuläſſig (vergl. hinſichtlich der 
evangeliſch⸗reformirten Kirchengemeinden auch $. 50). 


$. 79. = 
Der Bezirksſynode ift der Bezirksſynodalvorſtand vorgeſetzt. Derſelbe be- 
ſteht aus dem Vorſitzenden, welcher zugleich den Vorſitz in der Synode führt, 
und vier Beiſitzern. Einer der Beiſitzer wird zum ſtellvertretenden Vorſitzenden 
gewählt und es werden für die Beiſitzer Stellvertreter beſtellt. Dieſe werden 
nach der bei der Wahl von der Synode zu beſtimmenden Reihenfolge zur Ver⸗ 
tretung behinderter Beiſitzer vom Vorſitzenden oder deſſen Stellvertreter einberufen. 
Der Vorſitzende, fein Stellvertreter und die Beiſitzer ſowie deren Stell- 
vertreter werden von der Bezirksſynode aus ihrer Mitte auf die Dauer der 
Synodalperiode gewählt. Der Vorſtand bleibt bis zur vollzogenen Wahl eines 
neuen Vorſtandes in Thätigkeit. Mindeſtens ein Mitglied des Bezirksſynodal⸗ 
vorſtandes muß der reformirten Konfeſſion angehören. SE 
Der Vorſitzende eröffnet die Synode, leitet die Verhandlungen und Hand- 
habt die äußere Ordnung. Die Beifiger haben den Vorſitzenden in feinen Ge- 
ſchäften zu unterſtützen. ! 
a ; §- 80. 
Dem Bezirksſynodalvorſtande liegt ob: 
1. die Abfaſſung und Beglaubigung der Synodalprotokolle ſowie deren 
Einreichung an das Konfiftorium; a 
2. die Ausführung der Synodalbeſchlüſſe 
3. die Vorbereitung der Geſchäfte für die nächſte Synodalverſammlung, 
insbeſondere die Vorprüfung der Legitimationen; 
4. die vorläufige Entſcheidung in ſolchen zum Geſchäftskreiſe der Synode 
gehörigen Angelegenheiten, welche während der Zeit, in welcher die 
Synode nicht verſammelt iſt, der Entſcheidung bedürfen. Solche vor- 
läufigen Entſcheidungen ſind der nächſten Bezirksſynode zur definitiven 
Beſchlußfaſſung vorzulegen; ; 
5. die Abſtattung von Gutachten über Vorlagen der Kirchenregierung ; 
6. die Berichterſtattung an die Synode über die inneren und äußeren 
kirchlichen Zuſtände des Bezirkes À 


os N ~ = 
7. die Mitwirkung bei wichtigen Geſchäften und Entſcheidungen des Kon⸗ 
ſiſtoriums dergeſtalt, daß die Mitglieder des Vorſtandes an den be⸗ 


treffenden Berathungen und Beſchluͤſſen als außerordentliche Mitglieder 
des Konſiſtoriums mit vollem Stimmrechte Theil nehmen. 


Zu dieſer Mitwirkung muß der Bezirksſynodalvorſtand geladen werden, wenn 
es ſich handelt um: 

a. Entſcheidungen auf Disziplinarunterſuchungen mit dem Ziele der Amts⸗ 
entſetzung gegen Geiſtliche und andere Kirchenbeamte oder um Streichung 
aus der Liſte der Kandidaten; 

b. Verſagung der Beſtätigung eines gewählten Geiſtlichen; 

c. den Erlaß der zur Ausführung kirchlicher Geſetze erforderlichen In⸗ 
ftruftionen 

d. Abänderung der Grenzen der Kirchengemeinden ; 

e. Entſcheidungen, für welche in dieſer Ordnung die Zuziehung des Vor⸗ 
ſtandes ausdrücklich vorgeſchrieben iſt. 


In den Fällen zu a iſt der Betheiligte zu vernehmen und zu der Ver⸗ 
handlung mit ſeiner Vertheidigung in Perſon oder durch einen Vertreter zuzulaſſen. 

Auch in anderen wichtigen Fällen kann das Konſiſtorium den Bezirks⸗ 
ſynodalvorſtand zuziehen. 

In den Fällen zu a und b iſt, wenn es ſich um einen Geiſtlichen oder 
Kirchenbeamten der evangeliſch-reformirten Kirchengemeinden handelt, ſtatt des 
Bezirksſynodalvorſtandes der Vorſtand der evangeliſch⸗reformirten Stadtſynode 
zu betheiligen. Derſelbe kann auch in anderen Fällen zu den Sitzungen des 
Konſiſtoriums zugezogen werden, wenn es ſich um beſondere Angelegenheiten der 
evangeliſch⸗reformirten Kirchengemeinden handelt. i 


$. 81. 


Die Verwaltung der Bezirksſynodalkaſſe wird unter Aufſicht des Synodal⸗ 
vorſtandes durch einen von dieſem zu beſtellenden Synodalrechner geführt. 


IV. Koſten. 


§. 82. 


Der Bedarf der Bezirksſynodalkaſſe wird, inſoweit ihr nicht anderweite 
eigene Einnahmen zur Verfügung ſtehen „durch Beiträge der beiden Stadtſynodal⸗ 
kaſſen und der Kreisſynodalkaſſe gedeckt. Der Antheil jeder dieſer drei Kaſſen an 
dem zu deckenden Bedarfe wird nach Maßgabe einer Matrikel beſtimmt, welche 
unter Berückſichtigung der Staatsſteuerheberollen vorläufig von dem Konſiſtorium, 
definitiv von der Bezirksſynode unter Zuſtimmung des Konſiſtoriums feſtzuſtellen ift. 

(Nr. 10129.) 81° 


N 
re 
Die Mittel, welche die beiden Stadtſynodalkaſſen zur Beſtreitung ihrer Aus⸗ 
gaben bedürfen, werden durch Umlage beſchafft. Dieſe Umlage wird einheitlich 
unmittelbar auf die ſämmtlichen Evangeliſchen der beiden Stadtſynodalbezirke ver⸗ 
theilt und gleichzeitig in allen Gemeinden nach gleichem Maßſtab erhoben. 
Für den Beikragsfuß gilt die Vorſchrift des $. 20 Nr. 6. 


F. 84. 

Der Umlageertrag wird nach Abzug der Erhebungskoſten zwiſchen den 
beiden Stadtſynodalkaſſen nach dem Verhältniſſe vertheilt, in welchem die von den 
Mitgliedern der evangeliſch⸗reformirten Kirchengemeinden gezahlten Steuerbeträge 
zu den von den übrigen Evangeliſchen aufkommenden Steuerſummen ſtehen. 


§. 85. 

Behufs Beſchlußfaſſung über den Beitragsfuß, den zu erhebenden Prozent⸗ 
ſatz, die Modalitäten und Koſten der Erhebung der Umlage ſowie die Ver⸗ 
theilung des Steuerertrags an die beiden Stadtſynodalkaſſen treten die evangeliſch⸗ 
lutheriſche und die evangeliſch⸗reformirte Stadtſynode auf Anordnung des Kon⸗ 
ſiſtoriums zu einer einheitlichen Körperſchaft zuſammen. 

Für die Beſchlußfähigkeit und Beſchlußnahme dieſer Verſammlung, welche 
unter Leitung eines von ihr aus ihrer Mitte zu wählenden Vorſitzenden beräth, 
gelten die Vorſchriften des $. 58. 


$. 86. 

Der Bedarf der Kreisſynodalkaſſe wird durch Beſchluß der Kreisſynode 
auf die Kirchengemeinden des Synodalkreiſes nach der Staatsſteuerheberolle ver⸗ 
theilt. In den Gemeinden werden ſowohl die Synodalkoſtenbeiträge, als auch 
die aus der Bildung und Wirkſamkeit der Kirchenvorſtände und Gemeindever⸗ 
tretung entſtehenden Koſten aus den Kirchenkaſſen, ſoweit dieſe dazu bei Berück⸗ 
ſichtigung ihrer übrigen Verpflichtungen im Stande find, ſonſt durch Gemeinde⸗ 
umlagen beſtritten. Beide Arten von Koſten haben die Natur von nothwendigen 
kirchlichen Aufwendungen. 


V. Uebergangsbeſtimmungen. 


$. 87. 

In den evangeliſch-lutheriſchen Kirchengemeinden des Stadtſynodalbezirkes 
iſt mit Bildung der Gemeindeorgane in Gemäßheit dieſer Ordnung vorzugehen. 

Die in Gemäßheit der Kirchengemeindeordnung vom 2. Juni 1890 (Geſetz⸗ 
Samml. S. 186) gebildeten Gemeindeorgane der evangeliſch-lutheriſchen Kirchen⸗ 
gemeinden in Bornheim, Oberrad, Niederrad, Bonames, Niederurſel und Hauſen 
bleiben in Wirkſamkeit und finden auf ſie in Zukunft an Stelle der außer Kraft 
tretenden vorbezeichneten Kirchengemeindeordnung die Beſtimmungen der neuen 
Kirchengemeinde- und Synodal-Ordnung Anwendung. 
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$. 88. 
Nachdem die ſämmtlichen Gemeindeorgane gebildet find, iſt mit der Bildung 
der Synoden vorzugehen und werden dabei bis zu dem erſtmaligen Zufammen- 
treten derſelben die auf ihre Eröffnung und Vorbereitung bezüglichen Befugniſſe, 
ſoweit ſie den Synoden, ihren Vorſtänden oder Vorſitzenden obliegen, von dem 
Konſiſtorium oder deſſen Vorſitzenden geübt. 


$. 89. 
Die erſte ordentliche Bezirksſynode wird von dem Königlichen Kommiſſarius 
eröffnet. 
$. 90. 
Die zur Ausführung dieſer Ordnung erforderlichen Vorſchriften werden von 
dem Konſiſtorium unter Genehmigung des Miniſters der geiſtlichen Angelegen⸗ 
heiten erlaſſen. ; 
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Abgrenzung 


der 


ſechs evangeliſch-lutheriſchen Kirchengemeinden von Frankfurt a. M. 
(Die Grenzlinie zwiſchen zwei Gemeinden läuft durch die Mitte der Straße.) 


1. Die St. Paulsgemeinde 


umfaßt die Altſtadt und ſüdweſtliche Neuſtadt und wird begrenzt von: 
Mainufer, Untermainanlage, Gallusanlage, Taunusanlage, Durchbruch 
nach der Junghofſtraße, Junghofſtraße, Roßmarkt, Katharinenpforte, 
Holzgraben, Baugraben, an der Markthalle, Börneſtraße, Börneplatz, 
Wollgraben, Brückhofſtraße, Fahrgaſſe bis zum Main. 


2. Die Weißfrauengemeinde 
umfaßt die weſtliche und ſüdweſtliche Außenſtadt und wird begrenzt von: 
(weſtliches) Mainufer, Untermainanlage, Gallusanlage, Taunusanlage, 
Bockenheimer Landſtraße und der Gemarkungsgrenze. 


3. Die St. Katharinengemeinde 


umfaßt die nordweſtliche Neuſtadt und nordweſtliche Außenſtadt und wird pes 
grenzt von: 
Bockenheimer Landſtraße, Taunusanlage, Durchbruch nach der Jung⸗ 
hofſtraße, Junghofſtraße, Roßmarkt, Schillerplatz, große Eſchenheimer— 
ſtraße, Eſchersheimer Landſtraße und Frankfurter Gemarkungsgrenze. 


4. Die St. Petersgemeinde 

umfaßt die nördliche Neuſtadt und die nördliche Außenſtadt und wird begrenzt von: 
Eſchersheimer Landſtraße, große Eſchenheimerſtraße, Schillerplatz, 
Katharinenpforte, Holzgraben, Baugraben, an der Markthalle, Börne⸗ 
ſtraße, Fahrgaſſe, große Friedbergerſtraße, Vilbelerſtraße, Friedberger 
Landſtraße, Bornheimer Landſtraße bis zur ehemaligen Bornheimer 
Gemarkungsgrenze, gegen Oſten von der letztgenannten, gegen Norden 
von der Frankfurter Gemarkungsgrenze. 
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5. Die St. Nikolaigemeinde ; 
umfaßt die öftliche Neuſtadt und öſtliche Außenſtadt, einſchließlich der nordöſt⸗ 
lichen Außenſtadt bis zur Bornheimer Landſtraße beziehungsweiſe Bornheimer 
Gemarkungsgrenze und wird begrenzt von: 

(öftliches) Mainufer, Fahrgaſſe, Brückhofſtraße, Wollgraben, Börne⸗ 
platz, Börneſtraße, Fahrgaſſe, große Friedbergerſtraße, Vilbelerſtraße, 
Friedberger Landſtraße, Bornheimer Landſtraße bis zur ehemaligen 
Bornheimer Gemarkungsgrenze und von der letztgenannten. 


6. Die Dreikönigsgemeinde 


umfaßt den ganzen auf dem linken Mainufer gelegenen Stadttheil Sachſenhauſen 
und Gemarkung, einſchließlich der Brücken. 


Redigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 
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